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An die Leserinnen und Leser des F.I.D.

Die erste Ausgabe des "Forschungsinformationsdienstes"  (F.I.D.) der Hans-Böckler-St if tung erschien
vor zehn Jahren. Die seitdem kont inuierlich steigende Nachfrage hat gezeigt, dass unser Anliegen,
regelmäßig über neue Forschungsvorhaben in der Projektförderung zu informieren, auf eine breite Re-
sonanz stößt. Wir w ollen ausgew ählte Forschungsprojekte der Hans-Böckler-St if tung auch im Jahr
2000 in knapper Form und möglichst zeitnah vorstellen.

Dieser Anspruch des F.I.D. w äre ohne die Mitarbeit  der Wissenschaft lerinnen und Wissenschaft-
ler nicht einzulösen. Sie liefern uns als Projektbearbeiter/innen Beschreibungen des Vorhabens und
Zusammenfassungen der Ergebnisse. Wir möchten ihnen an dieser Stelle für ihre Mitarbeit  am F.I.D.
ganz herzlich danken.

Die Kurzzusammenfassungen der neu angelaufenen Forschungsvorhaben, jew eils im ersten Teil
des F.I.D. enthalten, ermöglichen einen ersten Einblick in die jew eiligen Zielsetzungen und in das
methodische Vorgehen der von uns geförderten Forschungsarbeiten. Weitergehende Informationen
können direkt bei den ProjektbearbeiterInnen oder in der Abteilung Forschungsförderung nachgefragt
w erden. Gleiches gilt  selbstverständlich für die Ergebnisse aus abgeschlossenen Forschungs-
projekten, die ebenfalls präsent iert  w erden. Bei umfangreichen Projektergebnissen, die in absehbarer
Zeit  als Publikat ion erscheinen, verw eisen w ir auf die Veröffent lichungen.

Hinw eise auf Veranstaltungen und auf Publikat ionen aus Forschungsvorhaben der Hans-Böckler-
St if tung enthält  der letzte Teil des F.I.D. Die mit  einer ISBN-Nr. versehenen Veröffent lichungen
können über den Buchhandel oder direkt beim Verlag bezogen w erden. Mit  einer Bestell-Nr. gekenn-
zeichnete Publikat ionen sind über unseren Auslieferer Der Setzkasten erhält lich. Informationsbro-
schüren dagegen w erden in der Regel über die herausgebenden Inst itut ionen vertrieben.

Wer an der Teilnahme an einer der Veranstaltungen interessiert  ist , sollte bit te direkt mit  dem
zuständigen Referat Kontakt aufnehmen.

Für Anregungen, Krit ik und konstrukt ive Vorschläge zum F.I.D. sind w ir of fen und dankbar. Wir
hoffen, dass dieser Informationsdienst den Anforderungen aus Gew erkschaften und Wissenschaften
möglichst nahekommt.

Wichtiger Hinweis:

Wer den F.I.D. beziehen möchte, w ird freundlich gebeten, den beiliegenden Bestellschein an unsere
Forschungsinformation und -dokumentat ion (Kollegin Gabriele Hain) zu senden. Damit stellen Sie
sicher, daß Sie den F.I.D. dreimal jährlich kostenlos erhalten.





1. Neue
Forschungsvorhaben



 Perspektiven der Arbeitsgesellschaft
________________________________________________________________

 

Projekttitel : Neue Arbeitsplätze, mehr Lebensqualität durch
freiwillige Arbeitszeitverkürzung. Ergebnisse und
Erfahrungen aus dem Tarifvertrag zur
Beschäftigungsförderung in der niedersächsischen
Metall- und Elektroindustrie

Projektnummer : S  2000-216-3  B

Projektleitung : Dr. Karsten Reinecke
Universität Hannover
Institut für Soziologie
Schneiderberg 50
30167  Hannover
E-Mail: reinecke@ish.uni-hannover.de

Laufzeit : 16 Monate
________________________________________________________________

m Kontext anhaltend hoher Massenarbeitslo-
sigkeit  in Deutschland und dem Ausbleiben

w irksamer Schrit te zu deren Abbau sahen die
beteiligten Akteure IG Metall, Arbeitgeberver-
band und Landespolit ik im „ Tarifvertrag zur
Beschäft igungsförderung in der niedersächsi-
schen Metall- und Elektroindustrie“  einen exem-
plarischen Beitrag zur Bekämpfung von
Arbeitslosigkeit  und den Beleg für ein
erfolgreiches „ Bündnis für Arbeit“  auf regionaler
Ebene. Der Tarifvertrag trat zum 1.1.1999 in
Kraft .

Grundprinzip des Tarifvertrags ist  folgendes:
Wenn Beschäft igte eines Betriebes ihre Arbeits-
zeit  f reiw illig verkürzen, w erden im Umfang des
dadurch frei gew ordenen Arbeitsvolumens
Arbeitslose eingestellt . Die Einkommensver-
luste, die durch die – befristete – Teilzeitarbeit
entstehen, w erden aus einem von den Tarifver-
tragsparteien gemeinsam f inanzierten Fonds um
bis zu 90 Prozent ausgeglichen. Voraussetzung
für die Anw endung dieser Regelungen ist  der
ebenfalls freiw illige Abschluß einer Betriebsver-
einbarung zw ischen Unternehmensleitung und
Betriebsrat.

In dem beantragten Projekt soll der bisherige
Verlauf der Anw endung und Umsetzung des
Tarifvertrags und die Erfahrungen aller beteilig-
ten Akteure  bilanziert  und analysiert  w erden,
um seine Möglichkeiten und Grenzen als
Instrument zur Arbeitsumverteilung und zum
Abbau von Arbeitslosigkeit  auf einer soliden
empirischen Basis abschätzen zu können.

Die Untersuchung, die auf den Ergebnissen
einer Pilotstudie des Antragstellers aufbaut, ist
auf drei Ebenen geplant:
– Strukturelle und situat ive Rahmenbedingun-

gen der Betriebe und Unternehmen sind ein
w icht iger Faktor für die Entscheidung,
Betriebsvereinbarungen abzuschließen oder

nicht. Es sollen daher durch eine Gesamter-
hebung aller verbandsgebundenen Betriebe
des Tarifgebiets fördernde und hemmende
Aspekte für das Zustandekommen von
Betriebsvereinbarungen evaluiert  und analy-
siert  w erden.

– Auf betrieblicher Ebene soll bilanziert  und
untersucht w erden, w elche Beschäft igten-
gruppen das Angebot der geförderten
Teilzeit  nutzen, w ie die notw endigen
Aushandlungsprozesse zw ischen Betriebsrat
und Management bisher verliefen und
w elche betriebsorganisatorischen Folgen die
Anw endung des Tarifvertrags hatte. Damit
soll geklärt  w erden, ob und w ie w eit  die
Potent iale, die der Tarifvertrag enthält ,
ausgeschöpft  w erden, ob sich neue Formen
industrieller Beziehungen im Betrieb
entw ickeln und w ie groß die
Gestaltungsspielräume der teilnehmenden
Beschäft igten bei der Umsetzung ihrer
Arbeitszeitverkürzung in Arbeitszeitmodelle
sind.

– Auf der individuellen Ebene soll die Attrakt i-
vität der geförderten freiw illigen Teilzeitar-
beit  für die Beschäft igten untersucht w er-
den. Dabei geht es zum einen um die
Motive, die die Beschäft igten veranlassen,
die Option w ahrzunehmen  bzw . dies nicht
zu tun. Damit können Erkenntnisse über die
Voraussetzungen gew onnen w erden, die ge-
geben sein müssen, um vorhandene Wün-
sche nach kürzerer Erw erbsarbeitszeit  zu
realisieren. Zum andern soll untersucht
w erden, w ie die zusätzliche erw erbsarbeits-
freie Zeit  von den „ AbsenkerInnen“  genutzt
w ird, w elche möglichen Ausw irkungen der
Zeitgew inn auf die private Lebensführung
hat und w ie die Erfahrungen mit  dem Zeit-
w ohlstand bew ertet w erden.

I



Strukturwandel – Innovationen und Beschäftigung
________________________________________________________________

 

Projekttitel : Wirtschaftsingenieurin – ein Beruf mit Zukunft?

Projektnummer : S  2000-197-1  B

Projektleitung : Prof. Dr. Gudrun Axeli Knapp
Universität Hannover
Psychologisches Institut
Postfach 6009
30060  Hannover

Laufzeit : 7 Monate

________________________________________________________________

as Projekt untersucht im Zusammenhang
neu auftauchender Innovat ionspotent iale

und Qualif ikat ionsanforderungen die Einschät-
zung betrieblicher Akteure zu Chancen und Bar-
rieren der Beschäft igung von Frauen im Berufs-
feld Wirtschaftsingenieurw esen. Damit
verbreitert  es die Datenbasis zur Bew ertung
neuester und öffent lich kontrovers diskut ierter
Init iat iven zur Reform der Ingenieursausbildung,
w elche die Erhöhung des Frauenanteils in tradi-
t ionellen Männerdomänen zum Ziel haben.

Angesichts des sich in diesem Bereich
abzeichnenden w achsenden Bedarfs an Fach-
kräften sow ie vor dem Hintergrund neuer
Zuschnit te von Qualif ikat ionsanforderungen
scheinen sich die Rahmenbedingungen für
betriebliche Gleichstellungspolit iken (Gender
Equality, Gender Mainstreaming) einerseits zu
verbessern. Andererseits sprechen Untersu-
chungsergebnisse zur Berufseinmündung von
Frauen für eine anhaltende Geschlechtersegre-
gat ion auch in diesem Arbeitsmarktsegment.
Die beantragte Studie ist  organisatorisch als
eigenständiges betriebsbezogenes Projekt ange-
bunden an eine seit  zw ei Jahren an der Univer-
sität  Hannover laufende Begleit forschung zum
ersten monoedukat iven Studiengang in
Deutschland, den die FH Wilhelmshaven im
Fach Wirtschaftsingenieurw esen eingerichtet
hat. Das hier beantragte Projekt soll im w esent-

lichen mit tels Expert Inneninterview s in den Per-
sonalabteilungen, mit  den Frauenbeauftragten
und den Betriebsräten der Unternehmen w ich-
t ige Rahmendaten bereitstellen, die es erlauben,
die im Zusammenhang der Begleit forschung
erhobenen Prakt ikumserfahrungen der angehen-
den Wirtschaftsingenieurinnen stärker auf
betriebliche Bedingungen rückzubeziehen. Die
Einschätzungen der Unternehmensvertreter
sollen verglichen w erden mit  den in der Regel
äußerst opt imist ischen Darstellungen der
Berufsaussichten des neuen w eiblichen Nach-
w uchses im Managementbereich in der öffent li-
chen Diskussion durch die Medien.

Die beantragte Studie liefert  Daten und
Argumente zu einer besseren empirischen Fun-
dierung der öffent lichen und innerbetrieblichen
Diskussion um den gleichstellungspolit ischen
Nutzen monoedukat iver Formen der Ausbildung
in tradit ionellen Männerberufen. Aufgrund
seiner praxisnahen Ansiedlung im Spannungs-
feld zw ischen einem bildungspolit ischen Mo-
dellversuch und der Frage nach einem
Strukturw andel und erw eiterten Beschäft i-
gungschancen von Frauen am Arbeitsmarkt,
t rägt das Projekt überdies zur Intensivierung des
Transfers zw ischen Wissenschaft  und Praxis
bei.

D



Strukturwandel – Innovationen und Beschäftigung
________________________________________________________________

 

Projekttitel : Wissenschaftliche Studie zur Begründung einer
strukturpolitischen maritimen Initiative für die
norddeutsche Küste

Projektnummer : S  2000-195-1  B

Projektleitung : Dr. Heiner Heseler
Landweg 13
28203  Bremen

Laufzeit : 3 Monate

________________________________________________________________

ie marit ime Wirtschaft  in Deutschland w ar
in den vergangenen Jahren t iefgreifenden

strukturellen Veränderungen und einem ver-
schärf ten internat ionalen Wettbew erbsdruck
ausgesetzt.
– Im Schiffbau gerieten die deutschen Werften

durch einen massiven Verdrängungsw ettbe-
w erb aus Korea unter erhebliche An-
passungszw änge. Der Konkurs des Bremer
Vulkan Konzerns 1996 und der 1999
angekündigte Rückzug des Kvaerner
Konzerns aus dem Schif fbau schw ächte die
in den neunziger Jahren begonnenen
Kooperat ionen und Allianzen.

– Die Schiffbauzulieferer, deren Beschäft i-
gungspotent ial und Wertschöpfung den
Schif fbau selbst erheblich übertrif f t , konnten
trotz des Bedeutungsverlustes der deutschen
und europäischen Werften ihre Weltmarkt-
stellung durch Technologieführerschaft  in
w icht igen Segmenten und konsequente In-
ternat ionalisierung aufrechterhalten. Dieser
Sektor gew ann auch angesichts der Out-
sourcingstrategien im Schif fbau an Bedeu-
tung.

– Strategische Allianzen sicherten deutschen
Reedern zw ar in vielen Marktsegmenten,
insbesondere in der Containerschif f fahrt ,
eine starke Posit ion. Durch Ausf laggungen
und Fusionen sank jedoch die Beschäft igung
in Deutschland nahezu kont inuierlich.

– Die Häfen an der deutschen Nord- und Ost-
seeküste versuchten in den vergangenen
Jahren erstmals durch hafenübergreifende
Kooperat ionen, internat ionale Zusammenar-
beit  und Privat isierungen ihre Stellung in der
Transportkette zu behaupten. Zugleich diver-
sif izierten sie über den Umschlag hinaus in
logist ische Dienst leistungen und gew isse
Montagetät igkeiten.

In der von der Hans Böckler St if tung geförder-
ten Untersuchung sollen die aktuelle Bedeutung
und das Zukunftspotent ial der marit imen Wirt-

schaft  für Beschäft igung, Umsatz und Wert-
schöpfung in Deutschland herausgearbeitet  und
die Interdependenzen zw ischen den einzelnen
Sektoren ermit telt  w erden. Eine solche bran-
chenübergreifende Analyse der marit imen Wirt-
schaft  stellt  eine erfolgversprechende Basis für
eine eff izientere und zielgerichtete Industriepoli-
t ik dar.

Schif fbau und Schif f fahrt  gelten in der Regel
als Kern der marit imen Wirtschaft . Tatsächlich
gehören dazu jedoch eine w eit  größere Zahl von
Sektoren des seew ärt igen Transport- und Ver-
kehrssektors und der dazu benöt igten Produkt i-
ons- und Dienst leistungen. Schif f fahrt , Schif f -
bau, Hafenumschlag, Fischw irtschaft  und
marit imer Tourismus sind die Leitsektoren bzw .
Finalproduzenten. Auf der Ebene vor- und nach-
gelagerter oder verw andter Branchen sind es
Zulieferer- und Ausrüstungsbetriebe, die Unter-
nehmen des Import- und Exporthandels, Spedi-
t ionen, Makler, Schif f fahrtsbanken, schließlich
aber auch die entsprechenden Infrastrukturein-
richtungen, die marit imen Forschungseinrich-
tungen sow ie die Unternehmen, die sich mit  der
Gew innung von Rohstoffen und marit imen
Energieträgern befassen (Offshoreindustrie,
Meeresbergbau, Gezeitenkraftw erke).

Zw ischen den Unternehmen dieser Branchen
bestehen vielfält ige w irtschaft liche Beziehun-
gen, Interdependenzen und Abhängigkeiten. Die
isolierte Einzelanalyse von Branchen und Sekto-
ren blendet w eitgehend die Branchen- und
Unternehmensverbünde, die "Netzw erke" ,
"Milieus" , "Cluster"  oder Prozessketten aus, die
die Dynamik w irtschaft licher Strukturen und
Regionen prägen. Wettbew erbsvorteile ergeben
sich durch nat ionale oder regionale Prozessket-
ten, durch Verf lechtungen oder Netzw erken von
Unternehmen, die auf gemeinsamen Kenntnis-
sen, Fähigkeiten und Fert igkeiten basieren.
Innerhalb und zw ischen den Branchen einer
Region bestehen häuf ig historisch gew achsene
horizontale und vert ikale Beziehungen. Cluster
nachgelagerter, vorgelagerter und verw andter

D



Branchen können die w irtschaft liche Entw ick-
lung fördern, sich gegenseit ig unterstützen, den
Informationsf luss zw ischen den Akteuren stei-
gern oder die Wahrscheinlichkeit  neuer Ansätze
und die Nutzung von Synergiepotent ialen erhö-
hen.

Die marit ime Wirtschaft  stellt  ein solches
strukturprägendes Cluster an der deutschen
Nord- und Ostseeküste. dessen Relevanz für
Beschäft igung sow ie ihre Ausstrahlungen auf
die Wirtschaft  im Binnenland, die Einbindung in

globale Weltmarktzusammenhänge bilden die
ökonomische Basis, um eine zielgerichtete Wirt-
schafts-, Industrie- und Regionalpolit ik zu init iie-
ren. Schw erpunkte einer marit imen Init iat ive
können darauf aufbauend strukturpolit ische
Leit linien sein, die die regionale, nat ionale und
europäische Ebene einschließen und über die
marit ime Sektorpolit ik hinaus umw elt- und ver-
kehrspolit ische Polit ikfelder einschließen.
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ktuell bef indet sich der Kfz-Handel und der
Reparaturbereich (Werkstätten) in einem

tiefgreifenden Strukturw andel, der die Branche
vor vielfält ige Herausforderungen stellt . Nach
der Kostenoffensive im Zuliefererbereich und
der Opt imierung der Produkt ionsstrukturen in
den Herstellerw erken rückt der Vertrieb von
Kraft fahrzeugen verstärkt in den Mit telpunkt der
Kosteneinsparungsstrategien der Automobilher-
steller.

Der von dort  ausgehende Anpassungsdruck
berührt  alle klassischen Geschäftsfelder des
Kfz-Gew erbes vom Neuw agengeschäft  über den
Gebrauchtw agenhandel, den Werkstattbereich
bis hin zu den von den Betrieben angebotenen
Dienst leistungen w ie z.B. Finanzierungsmodelle
oder Vermietungsgeschäfte.

Nur durch das Erschließen neuer Märkte und
die Entw icklung neuer Wettbew erbsformen
können die Betriebe des nordrhein-w estfäli-
schen Kraft fahrzeuggew erbes gestärkt und die
Beschäft igung gesichert  w erden. Ausgehend
von dieser gemeinsamen Einschätzung der pro-
jektbeteiligten Verbände „ Verband des Kraft-
fahrzeuggew erbes NRW e.V.“  und " IG Metall
Bezirksleitung NRW“  steht das Projektvorhaben
auch im Kontext des Bündnisses für Arbeit
NRW.

In zw ei Veranstaltungen sollen innovat ive
Dienst leistungskonzepte ermit telt  w erden mit
deren Hilfe neue Marktpotent iale erschlossen
und die Stagnat ion auf den tradit ionellen Märk-
ten sukzessive überw unden w erden können.

In Absprache mit  den Auftraggebern w ird
sich dabei auf den Werkstattbereich konzent-
riert .

Auf der ersten Veranstaltung im Mai 2000,
an der über 80 Unternehmer und Arbeitnehmer-
vertreter des nordrhein-w estfälischen Kraft fahr-
zeuggew erbes teilnahmen, w urden Ideen für
neue Produkt- und Dienst leistungsangebote
gesucht und dargestellt , die in der Lage sind,
die Kundenfrequenz in den markengebundenen
und freien Werkstätten des nordrhein-w est-
fälischen Kraft fahrzeuggew erbes nachhalt ig zu
erhöhen und die zu einer verbesserten Kunden-
bindung führen. Es w urden Handlungsansätze
der zeitw ertgerechten Reparatur, kunden-
spezif ische Modif ikat ion von Fahrzeugen,
kundenindividuelle Betreuungs-, Wartungs- und
Disposit ionskonzepte von Fahrzeugen und neue
Mobilitätsdienst leistungen w ie z.B. Kilometer-
Leasing diskut iert . Die Referenten Stefan
Carsten von der Forschungsgruppe Gesellschaft
und Technik der DaimlerChrysler AG und Stefan
Reindl vom Inst itut  der Automobilw irtschaft
(IFA) gaben w icht ige Impulse.

In einem w eiteren Workshop soll zunächst
ein Handlungsansatz unter dem Gesichtspunkt
seiner einzelbetrieblichen oder kooperat iven
Umsetzbarkeit  krit isch hinterfragt und beurteilt
w erden, um dann ggf. ein Verfahren zur Umset-
zung zu entw ickeln.

A
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n den w esteuropäischen Ländern ist  die Kon-
solidierung der Rüstungsunternehmen - nach

ihrem dramatischen Abbau in den zurückliegen-
den Jahren - innerhalb der Nat ionalstaaten
w eitgehend abgeschlossen. Der nächste Schrit t ,
nämlich die Europäisierung der nat ional f rag-
mentierten Rüstungsmärkte und die Bildung
grenzüberschreitender Fusionen zur Erhaltung
der Wettbew erbsfähigkeit  gegenüber den US-
Konkurrenten, kommt jetzt  allmählich voran. Es
zeichnen sich verschiedene Pole ab, um die
herum sich die Rüstungsindustrie in Europa
gliedern könnte, w ie BAe-Marconi und die
EADS bestehend aus Aérospat iale-Matra-DASA-
CASA. In dieser Situat ion denken die amerikani-
schen Rüstungskonzerne, die ihre nat ionale
Konsolidierungs- und Fusionsw elle schon seit
einigen Jahren hinter sich haben und heute über
eine entsprechend große Markt- und Finanz-
macht verfügen, über transatlant ische Allianzen

mit  europäischen Partnern nach. Ihr Ziel ist  es –
so kann vermutet w erden -, eine angebliche
„ Festung Europa“  mit  gleichgew icht igen Gegen-
spielern schon im Ansatz zu verhindern und
noch t iefer in den attrakt iven europäischen Rüs-
tungsmarkt einzudringen.

Sow ohl die Interessen der Akteure als auch
die Formen dieser t ransat lant ischen Strategie
sind vielfält ig und w erfen zahlreiche Fragen auf.
Das hier vorgeschlagene Projekt soll im Rahmen
der Globalisierungs- und Standortdebatte
gesehen w erden. Es geht um die Ausw irkungen
einer anstehenden Internat ionalisierung der
Rüstungsindustrie auf den deutschen Standort
und die Perspekt iven der hier Beschäft igten, in-
dem nach den Chancen und Risiken dieser Stra-
tegie gefragt w ird.

I
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ie Anpassung der Beschäft igten und
Arbeitslosen an die Herausforderungen des

regionalen Strukturw andels sow ie an betriebli-
che Modernisierungsprozesse ist  eines der
zentralen Instrumente zur Sicherung von
Beschäft igung. Bezogen auf die sich aus dem
kontinuierlichen Modernisierungsprozess von
Wirtschaft , Technik und Arbeitsorganisat ion
ergebenden zukünft igen Qualif izierungsbedarfe
lassen sich heute kaum Aussagen über Inhalte
und Anforderungen von Weiterbildungsmaß-
nahmen ableiten. Dies gilt  insbesondere dann,
w enn es um neue Schlüsselqualif ikat ionen für
einen Arbeitsmarkt an der EU-Außengrenze
geht, der von einem Aufeinandertreffen eines
unterschiedlichen Entw icklungsstandes von
ökonomischen und sozialen Verhältnissen
gekennzeichnet ist . Die Grenzregion Böhmen,
Schlesien und Sachsen ist  eine solche Region:

Zu nennen ist  erstens die hohe Jugendar-
beitslosigkeit  als ein Problem für die Zukunfts-
fähigkeit  der Region. Die beruf liche Perspekt iv-
losigkeit  am Ende der Ausbildung führt  zur
Abw anderung junger Arbeitskräfte. Dies ist  eine
Abw ärtsspirale, w enn man bedenkt, dass sich
regionale Invest it ionen in die Ausbildung der
jungen Menschen im Falle der Abw anderung
nicht in einem produkt iven Gegenw ert für
Ostsachsen niederschlagen.

Zum zw eiten sind die, von den Folgen der
w irtschaft lichen Umstrukturierungen betrof fe-
nen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
den Blick zu nehmen. Bisher ist  es in Ostsach-
sen nicht gelungen, die nach der polit ischen
Wende zusammengebrochene industrielle Struk-
tur durch neue, Beschäft igung schaffende
Bereiche zu ersetzen.

Eine drit te Herausforderung besteht in der
Osterw eiterung der Europäischen Union. Der
Beitrit t  Polens und der Tschechischen Republik
bringt einen grenzüberschreitenden gemeinsa-

men Arbeitsmarkt mit  sich, in dem Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer aus den drei Län-
dern um das knappe Gut Beschäft igung
konkurrieren.

Um diese Situat ion sozial verträglich gestal-
ten zu können, bedarf  es zunehmend der
Abst immung der strukturellen Voraussetzungen
von Wirtschaft  und Arbeit  w ie  der grenzüber-
schreitenden Definit ion von Ausbildungsinhalten
oder der Anerkennung von Berufsabschlüssen.
Grenzüberschreitende Arbeitsverhältnisse w er-
den in der Region künft ig zur Normalität  gehö-
ren. Insbesondere in grenznahen Räumen gilt  es
daher, Qualif izierungsmaßnahmen den Anforde-
rungen von Betrieben anzupassen, die in der
Grenzregion angesiedelt  sind, grenzübergreifend
agieren oder die in der Lage sind, Arbeitskräfte
aus dem grenznahen Raum, egal w elcher Nat io-
nalität , zu beschäft igen.

Nicht zuletzt  verhindert  der Aufbau solcher
Strukturen, dass Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer gegeneinander ausgespielt
w erden, w ie es durch Lohndumping und
Tarif f lucht versucht w ird.

Vor diesem Hintergrund w ird die Analyse der
regionalen Wirtschaftsstruktur- und Qualif ika-
t ionsentw icklung in der Grenzregion Sachsen,
Böhmen und Schlesien durchgeführt . Ermit telt
w erden daher die Stärken und Schw ächen der
Betriebs- und Branchenstruktur in der Grenzre-
gion und die der Beschäft igungs- und Arbeits-
marktentw icklung. Auf dieser Basis w erden
erste Grundlagen für eine zielgerichtetere
Arbeitsmarkt- und Qualif ikat ionssteuerung her-
ausgearbeitet  und Aussagen zu potent iellen
Qualif ikat ionsbedarfen erw artet, die sich an
regionalen Entw icklungsperspekt iven orient ie-
ren. In den Blick genommen w erden insbeson-
dere neu entstehende Branchen, Berufsbilder
und Beschäft igungsformen.

D



Das w eitergehende Interesse der Arbeit  ist
die Analyse von Perspekt iven und Handlungs-
strategien, die auf einen grenzübergreifenden
Beschäft igungspakt Elbe/Neiße abzielen. Gerade
für die Handlungsebenen Arbeitsmarkt, Infra-
struktur, Qualif ikat ion, Innovat ion und Wettbe-
w erb w ird es in Zukunft  verstärkt darum gehen
müssen, die Grundlagen für ein gemeinsames
strukturw irksames Regionalmanagement zu
schaffen. Für die Träger der Mitbest immung
schaff t  die Beteiligung an Diskursen zur Zukunft
der Arbeit  und der Gestaltung des Wirtschafts-
raumes insgesamt Akzeptanz sow ie im Ergebnis
auch Einf luss auf die entsprechenden betriebli-
chen und regionalen Gestaltungsprozessen.

Die Erstellung der Wirtschaftsstruktur- und
Qualif ikat ionsentw icklung der Grenzregion
Ostsachsen erfolgt  in drei Arbeitsschrit ten:
1. Evaluat ion der Ausgangslage auf der Grund-

lage vorhandener Sekundärliteratur (Wirt-
schafts- und Beschäft igungsstruktur,
Arbeits- und Bildungsmarkt),

2. Durchführung von Experteninterview s mit
regionalen Akteuren aus Betrieben, Polit ik
und Verw altung,

3. Formulierung von Forschungs- und Hand-
lungsopt ionen für einen Beschäft igungspakt
Elbe/Neiße.

Im Ergebnis der Untersuchung w ird erw artet,
dass Schlüsselqualifikationen benannt und def i-
niert  w erden können, die für den spezif ischen
regionalen (und grenzüberschreitenden)
Arbeitsmarkt relevant sind. Auf dieser Grund-
lage können sich Weiterbildungsmaßnahmen
mit einer verbesserten Zielgenauigkeit  zur
Ent lastung des angespannten regionalen
Arbeitsmarktes entw ickeln lassen. Bezogen auf
die mögliche Installierung eines
grenzübergreifenden Beschäftigungspaktes
Elbe/Neiße w ird es möglich,
Schw erpunktsetzungen, Maßnahmen,
Ansprechpartner und Rahmenbedingungen für
die Umsetzung eines solchen Vorhabens zu
benennen.
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n den letzten zw ei Jahren hat sich die Debatte
um verschiedene Aspekte der Sicherheitspoli-

t ik in Deutschland intensiviert  (Teilnahme an
Einsätzen zur Krisenvorsorge und –bew ält igung,
Wehrpf licht, neue Rüstungsexportregeln usw .).

Dabei w irkte der Kosovo-Luftkrieg im Früh-
jahr 1999 als Katalysator. Dieser hat nach
Ansicht von Polit ikern und Militärexperten
drast ische Ausrüstungsdef izite der w esteuro-
päischen Streitkräfte gegenüber dem US-Militär
deut lich w erden lassen. Auf dem Felde der
Militärtechnologie und Ausrüstung haben die
USA merkliche Vorsprünge.

Die Regierungen der w esteuropäischen Staa-
ten haben aus der Kosovo-Intervent ion die
Schlußfolgerung gezogen, ihre militärischen
Anstrengungen insgesamt verstärken zu müs-
sen. Insbesondere soll die Europäische Union
eine eigene sicherheits- und militärpolit ische
Kompetenz entw ickeln und aufbauen.

Diese Zielsetzung ist  nicht neu. Vor allem
andere nat ionale Schw erpunktsetzungen und
f inanzielle Restrikt ionen haben einen w esteuro-
päischen Integrat ionsprozess in Fragen der
Sicherheit  und Rüstung bislang behindert . Diese
Schw ierigkeiten könnten angesichts der
Kosovo-Erfahrungen in den Hintergrund treten.
Darauf verw eisen insbesondere der Bericht
„ Gemeinsame Sicherheit  und die Zukunft  der
Bundesw ehr“  durch die Weizsäcker-Kommission

(Mai 2000), das Eckw ertepapier des (ehemali-
gen) Generalinspekteurs sow ie die Veröffent li-
chung des Bundesminister der Verteidigung
„ Die Bundesw ehr sicher ins 21. Jahrhundert“
im Juni 2000.

Für das regionalw irtschaft lich und
technologisch bedeutsame Segment
Marineschif fbau sollen in dem beantragten
Forschungsprojekt die Ausw irkungen dieser
Entw icklungen untersucht w erden. Vor dem
Hintergrund gravierender sicherheits-, europa-
und f inanzpolit ischer Umbrüche ergeben sich
vor allem folgende Fragestellungen:
– Welche Änderungen lassen sich für die Auf-

gaben der Bundesmarine, die Beschaffungs-
strukturen und -inst itut ionen sow ie die mari-
t ime Industrie ableiten?

– Wie w erden sich die deutschen Werftunter-
nehmen sow ie die Zulieferbetriebe und -
beziehungen unter den Bedingungen des
zunehmenden Internat ionalisierungsdruckes
voraussicht lich entw ickeln?

– Welche Probleme und Handlungsmöglichkei-
ten ergeben sich hieraus für die Interessen-
vertretungen und gew erkschaft lichen
Akteure?

I
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ie gegenw ärt ige Makrostruktur des
Arbeitsmarktes - gekennzeichnet durch

geschlechtsspezif ische Arbeitsmarktspaltung
und geschlechtshierarchische Arbeitsteilung zu
Lasten von Frauen - ist  heute w esent lich dem
Mikrobereich der Arbeitsorganisat ionen
geschuldet. Die begrenzte Wirksamkeit  von
unverzichtbaren Gleichstellungsgesetzen und
Diskriminierungsverboten scheint darauf zurück-
führbar zu sein, dass in den Unternehmen sol-
che Kriterien, Prozesse und Strukturen w irksam
w erden, die beständig geschlechtsbezogene
Ungleichheiten reproduzieren. In kleinen und
mitt leren Unternehmen (die immerhin 70% der
erw erbstät igen Frauen beschäft igen) und in
w eniger f lorierenden bzw . in Strukturkrisen
bef indlichen „ Frauenbranchen“  und „ Frauenbe-
trieben“  sind nennensw erte Frauenförderakt ivi-
täten bislang eher unterrepräsent iert . Es sind
dies die Betriebe und Branchen, in denen Frauen
massenhaft  beschäft igt  und besonders benach-
teiligt  sind.

Ziel des Projektes ist , die bisher nur schw ach
an Frauenförderung interessierten kleinen und
mitt leren Unternehmen in Ostw estfalen-Lippe zu
einer auf Dauer gestellten betrieblichen Gleich-
stellung zu bew egen. Junge Frauen sollen
bew usst in bisher für sie nur schw er erreichba-
ren Berufsfeldern und Gew erken ausgebildet
w erden, in ihrer langfrist igen Berufs- und Auf-
st iegsplanung betrieblich unterstützt  und es
sollen ihnen ihrer Qualif ikat ion angemessene
betriebliche Führungsposit ionen angeboten
w erden.

Zusammen mit  den Regionalstellen „ Frau und
Beruf“  in Bielefeld, Detmold und Gütersloh sol-
len betriebsspezif ische Modelle von Personalpo-
lit ik, die diese Ziele befördern, in ca. 15 Betrie-
ben der Größenklasse 50 bis 99 Beschäft igte
entw ickelt  und umgesetzt w erden. Obw ohl das
vorrangige Interesse kleiner und mit t lerer Unter-
nehmen im Erhalt  und eff izienten Einsatz ihrer

qualif izierten Fachkräfte besteht, w ird vielfach
übersehen, dass bei Ausbildung, Einstellung und
Karriereplanung geschlechtstypische Rollenvor-
stellungen zu überw inden sind, um das Rekru-
t ierungspotent ial zu erhöhen. Erst damit aber
steigt die Chance, tatsächlich diejenigen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter zu gew innen, die
den Anforderungen der Stelle am besten ent-
sprechen.

Vor dem Hintergrund anhaltender w irt-
schaft licher Krisen und Strukturveränderungen
lässt sich konstat ieren, dass Klein- und mit t lere
Unternehmen mit  neuen Herausforderungen
konfront iert  sind, die w eit  über rein ökono-
mische und technische Faktoren hinausreichen:
Vor allem in der Verzahnung von betrieblicher
Personal-, Sozial- und Organisat ionsstruktur und
der Förderung w eiblicher Erw erbskarrieren und
einer langfrist igen Integrat ion von Frauen und
Müttern in den betrieblichen Arbeitsmarkt liegen
für kleine und mit t lere Unternehmen Chancen,
um die für sie absehbaren negat iven Folgen des
gesellschaft lichen und ökonomischen Wandels
zu bremsen oder zu vermeiden.

Ungleichzeit ige Branchenstrukturentw icklun-
gen w ie Besonderheiten der Betriebe in Hinblick
auf Unternehmenspolit iken, Personalpolit iken
sow ie Organisat ions-, Technik- und Beschäft ig-
tenstruktur stellen deut lich unterschiedliche
Bedingungen für innovat ive Konzepte von
betrieblicher Gleichstellungspolit ik dar. Sicher
ist , dass es nicht das eine Konzept  von betrieb-
licher Chancengleichheit  für alle Branchen und
Betriebsgrößen geben kann.

Die Vorgehensw eise ist  an folgende Fragen
angelehnt:
– Welche Handlungsspielräume lassen die

aktuelle Markt- und Wettbew erbssituat ion,
sow ie die Wirtschafts-und Beschäft igten-
entw icklung in der jew eiligen Branche für die
personalpolit ische Diskussion zu?

D



– Wie lässt sich eine betriebliche Personalpoli-
t ik der Chancengleichheit  auf best immte
Handlungsfelder und Zielgruppen konzentrie-
ren? Wo liegen im betrieblichen Einzelfall die
zukunftsorient ierten Berufsbereiche für
Frauen?

– Wie kann im Denken und Handeln der Unter-
nehmensleitung, der Führungskräfte, der
Vorgesetzten und der betrieblichen Interes-
senvertretung eine Abkehr von Vorurteilen
aus überholten Alltagserfahrungen über t ra-
dierte geschlechtsspezif ische Rollenzuschrei-
bungen erreicht w erden und damit Chancen-
gleichheit  als strategischer Faktor der
Personalpolit ik verankert w erden?

– Wie kann vermieden w erden, dass eine Per-
sonalpolit ik der Chancengleichheit  in den
Mikropolit iken des Betriebsalltags versandet?

Hat sich ein Betrieb einmal auf den Weg zur
Umsetzung chancengleicher Personalpolit ik
begeben, dann ist  zu erw arten, dass dieser Weg
durch selbst produzierte Entscheidungsprämis-
sen vorgegeben w ird und in der Folge die damit
eingeschlagenen Bahnen nur unter hohen
Transakt ionskosten verlassen w erden können.
Es entfaltet  sich im Handlungskorridor
chancengleicher Personalpolit ik eine sich selbst
verstärkende Dynamik, die die Möglichkeiten,
die grundsätzlich getroffene Entscheidungsrich-
tung für ein frauenförderndes Engagement zu
revidieren, erheblich erschw ert.
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as beantragte Forschungsprojekt befasst
sich am Beispiel der ostdeutschen Bergbau-

und Energiew irtschaft  mit  der Bedeutung von
Outsourcing-Prozessen für die Beschäft igungs-
entw icklung und Arbeitsbeziehungen. In diesem
Ausgliederungsgeschehen sind – mindestens –
zw ei Phasen zu unterscheiden: Eine erste, die
der Entf lechtung der Kombinate diente, und
eine zw eite, in der es darum geht – schon unter
den Bedingungen privat isierter Unternehmen
und vor allem unter dem Aspekt der Kostenre-
duzierung – moderne und ‘schlankere‘  Unter-
nehmensstrukturen zu etablieren.

Es w erden die beschäft igungs-, tarif - und or-
ganisat ionspolit ischen Implikat ionen der Aus-
gliederungspraxis sow ie die Handlungsopt ionen
der Mitbest immungsträger (betriebliche und
überbetriebliche gew erkschaft liche Interessen-
vertretungen) untersucht. Zunächst geht es
also, auch vor dem Hintergrund der Diskussion
um das „ Bündnis für Arbeit“ , um die Beschäft i-
gungsentw icklung in den ausgliedernden und –
insbesondere – in den etw a 400 ausgeglieder-
ten Unternehmen. Neben der möglichen Bedeu-
tung der Ausgliederungen für die Erosion tarif -
vertraglicher Normierungen spielt  w eiterhin
auch jene mögliche Schw ächung der betriebli-
chen und überbetrieblichen gew erkschaft lichen
Interessenvertretung der Arbeitnehmer eine
Rolle, die aus dem mit  den Ausgliederungen
verbundenen Wechsel des Zuständigkeitsbe-
reichs der jew eiligen Einzelgew erkschaft resul-
t iert .

Darüber hinaus soll die Frage beantw ortet
w erden, ob Outsourcing-Prozesse und die damit
verbundene Neustrukturierung der Arbeitsbezie-

hungen in Ostdeutschland - gerade auch vor
dem Hintergrund der Liberalisierung des Ener-
giemarktes - im Sinne eines Experimentierfeldes
Vorbildcharakter für ähnliche Entw icklungen in
Westdeutschland haben können. Da die Aus-
gliederungen in einer strukturschw achen Region
mit hoher Sockelarbeitslosigkeit  statt f inden,
w erden auch die Einw irkungs- und Mitbest im-
mungsmöglichkeiten der gew erkschaft lichen
Interessenvertretung als strukturpolit ische Ak-
teure und die entsprechenden Kooperat ionser-
fordernisse thematisiert .

Das beantragte Vorhaben gliedert  sich in vier
Untersuchungsfelder, deren Bearbeitung in vier
entsprechenden Arbeitspaketen erfolgt: (1) „ Be-
schäft igungsentw icklung ausgegliederter
Unternehmen“ , (2) „ Neustrukturierung der
Arbeitsbeziehungen durch Ausgliederungen“ ,
(3) „ Betriebliche Umstrukturierung in
Ostdeutschland – Experimentierfeld und
Vorbild?“  und (4) „ Regionale Akteure und
Arenen“ . Es w erden die einschlägigen
quant itat iven und qualitat iven sozialw issen-
schaft lichen Methoden eingesetzt: Experten-
interview s, (schrif t liche) Betriebsbefragungen,
Dokumentenanalysen, Literaturausw ertung.

Die Transferqualität  des Vorhabens besteht
insbesondere darin, handlungsrelevantes Orien-
t ierungsw issen für die Mitbest immungsträger
bereitzustellen. Das Projekt w ill auch einen Bei-
trag zur aktuellen Diskussion um eine territoriale
(regionale), netzart ige oder eine branchen- und
berufsgruppennahe Reorganisat ion der gew erk-
schaft lichen Interessenvertretung leisten.
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ahlreiche Branchen des Handw erks bef inden
sich seit  langem inmitten eines Prozesses

gravierender Strukturveränderungen. Ein
schw erw iegendes Ergebnis dieses noch andau-
ernden Prozesses ist , dass viele Handw erksbe-
triebe zunehmend ihre Wettbew erbsfähigkeit
verlieren und somit Arbeitsplätze gefährdet
sind. Zur Stabilisierung der Arbeitsplatzsituat ion
im Handw erk bedarf  es im Bereich der Personal-
und Organisat ionsentw icklung großer Anstren-
gungen. Andererseits w ird für das Handw erk
gerade auch hinsicht lich des anstehenden Gene-
rat ionsw echsels ein Fach- und Führungskräfte-
mangel prognost iziert .

Viele Frauen, die in den vergangenen Jahren
den Weg in handw erkliche Berufe angetreten
sind, könnten einen Teil dieser Personallücke
schließen. Doch nach w ie vor bestehen zahlrei-
che Vorbehalte im Handw erk gegenüber Frauen,
insbesondere in Führungsposit ionen. Auch fehlt
es an gezielten Personalentw icklungsmaßnah-
men, die dazu beitragen, die Posit ion der Frauen
im Handw erk aufzuw erten und die Qualif izie-
rungsprof ile von Frauen im Handw erk posit iv zu
nutzen.

Diese Situat ion hat die durchführenden Pro-
jektpartner dazu bew egt, Strategien zu entw i-
ckeln, die synerget isch beide Problembereiche
lösen können. Zum einen geht es um die akt ive
Unterstützung von Handw erksbetrieben bei den
anstehenden Modernisierungs- und Personal-
entw icklungsprozessen und zum anderen um
die Förderung und Qualif izierung von Frauen in
handw erklich-technischen Berufsfeldern, damit
sie bei der Ausgestaltung dieser Prozesse mit-
w irken können.

Für die Verw irklichung dieser Ziele beabsich-
t igen die Projektpartner in Kooperat ion mit  aus-
gew ählten, an der Immobilie tät igen Betrieben
und Interessenverbänden des Berliner Hand-
w erks im Rahmen eines Modellprojektes die
ersten Lösungsstrategien w eiter zu entw ickeln
und umzusetzen.

Im Zentrum des Qualif izierungsprozesses
stehen Frauen, die bereits über eine handw erk-
liche Qualif ikat ion verfügen, im Handw erk tät ig

w aren und sich vorstellen können, künft ig Füh-
rungsposit ionen im Handw erk zu übernehmen.

Im Rahmen einer durch die HBS geförderten
vorgeschalteten Pilotrecherche sollen w icht ige
Hinw eise im Hinblick auf die bestehenden
Bedarfe zur Förderung und Qualif izierung von
Frauen in handw erklich-technischen Berufsfel-
dern im Raum Berlin erarbeitet  w erden. Im
Rahmen von Experteninterview s und einer
schrif t lichen Befragung der Handw erksbetriebe
und der im Handw erk ausgebildeten Frauen ist
zu erw arten, dass sich hieraus neue Erkennt-
nisse bezüglich der Ausgestaltung der Förde-
rung von Frauen und ihre Entw icklungsmöglich-
keiten im Handw erk ergeben.

Die Ergebnisse dieser Pilotrecherche sollen
w ährend eines Workshops mit  Handw erks-
betrieben, deren Interessenvertretungen,
interessierten Gew erkschaftsvertreter/innen und
Vertreter/innen der Hans-Böckler-St if tung
präsent iert  und diskut iert  w erden.

Die Qualif izierungsprozesse selbst w erden
mit  Bildungsträgern durchgeführt , die bereits
Erfahrung mit  Personalentw icklung von Frauen
im Handw erk haben. Diese w erden zu einem
virtuellen Kompetenzzentrum gebündelt . Im
Rahmen dieses Kompetenzzentrums w erden
Frauen durch eine spezif ische Qualif izierung und
Kompetenzvermit t lung auf die Übernahme von
Managementaufgaben im Handw erk vorbereitet .
Die Qualif izierung soll sie befähigen, Innovat i-
onsprozesse mitzugestalten, zur Verbesserung
der gegenw ärt igen arbeitsmarkt lichen Situat ion
beizutragen, damit Chancengleichheit  für
Frauen im Handw erk Realität  w erden kann.

Ein Beirat, in dem gesellschaft lich- und
frauenpolit isch-relevante Inst itut ionen und
Personen vertreten sind, w ird die Projektdurch-
führung in allen Phasen begleiten, um arbeits-
markt- und frauenpolit isch hinreichend Trans-
parenz, Lernerfolgssicherung und Transfer des
Projektes zu gew ährleisten und damit zum
Erfolg des Projektes beizutragen.
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as Projekt „ Mitbest immungsvereinbarungen
in öffent lichen Unternehmen“  soll aus ge-

samtw irtschaft lich-rechtsökonomischer Sicht
Aufschluss über die Inhalte von Mitbest im-
mungsvereinbarungen in öffent lichen Unter-
nehmen geben. Es soll ferner dazu beitragen,
den Strukturw andel in diesem Bereich und seine
Ausw irkungen auf Wirksamkeit  und Wirkungs-
w eise dieser Mitbest immungsvereinbarungen zu
erkennen und die Antw ort der Gew erkschaften
und der Mitbest immungsträger auf diesen Wan-
del zu fundieren bzw . zu verbessern.

Der erste Teil der Untersuchung besteht in
einer überw iegend quant itat iven Sammlung von
Mitbest immungsvereinbarungen in
Unternehmen und Krankenhäusern der
öffent lichen Hand, die in privater Rechtsform
betrieben w erden. Der Zugang zu diesen
Vereinbarungen soll durch die Ausw ertung von
Wahlbenachricht igungsbögen, Fragebögen,
Interview s mit  Gew erkschaftssekretären der
Gew erkschaft  ÖTV und mit  Mitbe-
st immungsträgern eröffnet w erden. Bei den
Interview s sollen Fragebögen verw endet w er-
den, die sofort  beantw ortet oder später ausge-
füllt  w erden können.

Im zw eiten Teil der Untersuchung sollen
qualitat ive Fallstudien über drei besondere
Problembereiche der Unternehmensmit-
best immung durchgeführt  w erden, erstens über
die Unternehmensmitbest immung im Rahmen
von Neustrukturierungen von öffent lichen
Unternehmen und Konzernen, zw eitens über die
Unternehmensmitbest immung in Unternehmen
und Konzernen, die besonders durch
Deregulierungen und Privat isierungen betroffen
sind. Hier ist  insbesondere an die
Elektrizitätsversorgungsw irtschaft  und den
Bereich der Krankenhäuser, aber auch an die
Verkehrsbetriebe zu denken. Drit tens sollen
Unternehmen genauer untersucht w erden, in
denen durch die fakt ische Entw icklung oder
durch recht liche Umstrukturierungen die
Schw ellenw erte von 500 bzw . 2000

Beschäft igten für die Anw endungen des Mitbe-
st immungsgesetzes von 1976 bzw . des
Betriebsverfassungsgesetzes von 1952 unter-
schrit ten w urden. Neben der Ausw ertung der
Fragebögen sollen im Rahmen dieser qualitat i-
ven Fallanalysen auch ausführliche Interview s
geführt  w erden, nicht nur mit  Gew erkschafts-
sekretären und Mitbest immungsträgern, son-
dern auch mit  Managern und Vertretern von
Arbeitgeberverbänden.

Der Schw erpunkt der Untersuchung liegt in
einer rechtsökonomischen Fragestellung. Die
Frage lautet: Inw iew eit  bieten Mitbest immungs-
vereinbarungen Anreize für die Beteiligten, im
Zusammenhang mit  Unternehmensneustruktu-
rierungen, Deregulierungen und Privat isierungen
sow ie mitbest immungsrecht lich relevanten Un-
terschreitungen best immter Schw ellenw erte zu
agieren oder zu reagieren? Hinzu kommt die
zw eite Frage, ob und inw iew eit  die mit  den
untersuchten Mitbest immungsvereinbarungen
angestrebten Ziele unter den jetzt  veränderten
Bedingungen (noch) erreicht w erden können.
Hieraus ergeben sich möglicherw eise drit tens
Vorschläge, in w elche Richtung die Mitbest im-
mungsvereinbarungen w eiterentw ickelt  w erden
können, um diese Ziele oder angesichts geän-
derter Bedingungen geänderte Ziele zu errei-
chen. Hierbei ist  von einer gesamtw irtschaft-
lich-rechtsökonomischen Betrachtung
auszugehen.

Die Elektrizitätsversorgungsw irtschaft  w ird
genauer untersucht, w eil seit  der Deregulierung
im Energiew irtschaftsgesetz von 1998 die
Monopole der Anbieter verschw inden und der
Markt in einen Käufermarkt umschlägt. Zu fra-
gen ist , w ie der Wettbew erb sich auf die Mitbe-
st immungsvereinbarungen ausw irkt . Die Ver-
kehrsbetriebe der öffent lichen Hand, die
ebenfalls genauer untersucht w erden sollen,
kamen bislang vielerorts in den Genuss von
Quersubvent ionierungen, die aus den Erträgen
in den Versorgungsunternehmen der jew eiligen
Kommune f inanziert  w erden konnten. Zu fragen
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ist , w ie diese Betriebe reagieren, w enn die
Quersubvent ionierungen sich verringern oder
w egfallen, und w ie sich dies auf bestehende
Mitbest immungsvereinbarungen ausw irkt . Zum
Teil ist  hier auch auf Ausgliederungen und Pri-
vat isierungen einzugehen. Die Krankenhäuser
schließlich sind im Rahmen der Polit ik der Kos-
tendämpfung gezw ungen, zu rat ionalisieren.
Auch sie gliedern Aufgaben aus und privat isie-
ren Teilbereiche. Sie reagieren ferner mit  einer

„ inneren“  Umstrukturierung von Aufgaben. Zu
fragen ist , inw iew eit  sich dies auf bestehende
Mitbest immungsvereinbarungen ausw irkt . Die
Besonderheit  ist  hier, dass es sich nicht um
w irtschaft liche Unternehmen im engeren Sinne
handelt , dass aber die Gebote der Wirtschaft-
lichkeit  mehr und mehr in die Arbeit  eindringen.
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etriebliche „ Chancengleichheitspolit ik“  w ird
im Kontext aktueller Gleichstellungskon-

zepte und Frauenförderstrategien w ie "Total    
E-Quality-Management"  und "Diversity"  zum
Bestandteil unternehmensstrategischer Ziel-
setzungen in der privaten Wirtschaft . Damit
versprechen sich die Unternehmen
Marktvorteile im internat ionalen Wettbew erb.

In der betrieblichen Praxis gew innen dabei
"neue"  betriebliche Interessenskonstellat ionen
und frauenpolit ische Interessensvertretungen im
Vergleich zu den tradit ionellen betrieblichen
Interessensvertretungen durch Betriebsräte an
Bedeutung, w enn es um die Init iierung, Aus-
handlung und Umsetzung gleichstellungspolit i-
scher Belange geht.

Das primäre Anliegen von Frauenförderung
bzw . Gleichstellungspolit ik sollte die Verw irkli-
chung von Chancengleichheit  sein. Um dieses
Ziel zu erreichen, sollte sich der Betriebsrat
diesem Thema stärker als bisher w idmen. In
diesem Kontext folgende Fragen stellen:

Wie sehen sie ihre Aufgaben im Kontext
aktueller gleichstellungspolit ischer Konzepte
und Strategien und w ie können diese selbst
init iiert  w erden?

Welche Posit ion nehmen sie in einem mögli-
chen Gleichstellungsgesetz für die private Wirt-
schaft  ein?

Wie kann der Auftrag, den das Gender-
Mainstreaming-Konzept der Europäischen Union
stellt , in der betrieblichen Praxis umgesetzt
w erden?

Dabei sollten die "Eckpunkte für ein Gleich-
stellungsgesetz für die private Wirtschaft" , die
der Bundesfrauenausschuss des DGB beschlos-
sen und in die polit ische Debatte gebracht hat,
berücksicht igt  w erden. In diesem Konzept bildet
der Betriebsrat eine zentrale Instanz für die
Aushandlung und Umsetzung gleichstellungspo-
lit ischer Maßnahmen und Ziele und somit für die
Verw irklichung des Verfassungsauftrages (Art i-
kel 3, Absatz 2 des Grundgesetzes).

Ziel des Leit fadens ist  es, betriebliche und
gew erkschaft liche InteressenvertreterInnen über
ausgew ählte Maßnahmen und Strategien zur
Frauenförderung bzw . Gleichstellungspolit ik zu
informieren und auf Handlungsmöglichkeiten
anhand von Beispielen aus der betrieblichen
Praxis hinzuw eisen.
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n jüngster Zeit  setzt sich in vielen Unterneh-
men die Erkenntnis durch, dass Wissen ein

vierter Produkt ionsfaktor ist . Aus Sicht des
Managements ergibt sich dabei das Problem,
dass das Wissen häuf ig an Personen gebunden
ist und nicht der Allgemeinheit  im Unternehmen
zur Verfügung steht. Ein Weg, persönliches
Wissen allen in einer Organisat ion zur Verfü-
gung zu stellen, besteht in der Speicherung des
Wissens in elektronischen Datenbanken. In dem
hier beantragten Projekt w erden die organisato-
rischen und personalen Voraussetzungen für
solche Wissensdatenbanken in Intranets
genauer analysiert . In vielen Unternehmen w er-
den zur Zeit  Intranets und Datenbanken aufge-
baut. In aller Regel w ird dafür jedoch nur die
technische Infrastruktur bereitgestellt , die orga-
nisat ionalen und personalen Voraussetzungen
w erden zumeist  nicht geklärt . Wird ausschließ-
lich nur die technische Infrastruktur bereitge-
stellt , entstehen häuf ig Intranet- und Wissens-
datenbanken-Ruinen. Aus diesem Sachverhalt
ergeben sich einige Fragen:
– Warum sollte ein Mitarbeiter seine w icht igste

Ressource (sein Wissen) abgeben? Was
bekommt er dafür zurück? Hier exist iert  ein
Schutzbedürfnis nicht nur für tarif lich
bezahlte Mitarbeiter, sondern auch für außer-
tarif lich bezahlte Mitarbeiter. Es erw ächst
hier eine neue Aufgabe für den Betriebsrat.
Wann dient ein Intranet der Kontrolle der
Mitarbeiter und w ann w ird gemeinsam neues
Wissen generiert?

– Wie soll sich ein Betriebsrat bei der Einfüh-
rung eines Intranets/einer Wissensdatenbank
verhalten? Wo sind Schutzbedürfnisse der
Mitarbeiter?

– Welche Anreize sind notw endig, damit über-
haupt Wissen in die Datenbank eingegeben
w ird und zw ar auch für andere Nutzer rele-
vantes Wissen? Welche extern vorgegebe-
nen Anreize zerstören dabei schon vorhan-
dene intrinsische Motivat ion? Wie können

solche Anreize aussehen und w ie sollte sich
der Betriebsrat dazu verhalten?

– Wie rezipieren die Nutzer die im Intranet
bzw . in der Datenbank enthaltenen Informa-
t ionen? Wie kann sichergestellt  w erden, dass
andere Mitarbeiter etw as mit  dem gespei-
cherten Wissen anfangen können?

Aus diesen Gründen sind die beiden zentralen
Fragen, die in diesem Projekt beantw ortet  w er-
den sollen:
1. Welche Strategien stehen dem Betriebsrat

bei der Einführung von elektronischen Wis-
sensdatenbanken zur Verfügung?

2. Welche Anreize und Strukturen sind not-
w endig, damit Intranets bzw . Wissensdaten-
banken funkt ionieren? Welche Ausw irkungen
haben diese Anreize und Strukturen auf die
Arbeitsw ahrnehmung der Mitarbeiter?

Die Beantw ortung dieser Fragen soll in einer
empirischen Untersuchung von und mit  vier
kooperierenden Betriebsräten und deren Unter-
nehmen vorgenommen w erden. Das Sample ist
so ausgew ählt , dass verschiedene Branchen
und unterschiedliche Mitarbeiterstrukturen ent-
halten sind.

In einer ersten, explorat iven Phase w erden
Experteninterview s mit  den Betriebsräten und
einigen Nutzern der Datenbänke geführt . Dabei
sollen neben den Möglichkeiten des Intranets
bzw . der Wissensdatenbank die Rezept ionsge-
w ohnheiten, Mot ivat ionen, Anreizw ünsche
sow ie Schutzbedürfnisse der Mitarbeiter abge-
fragt w erden. Außerdem w erden die Intranets
unter verschiedenen Kategorien genauer
betrachtet sow ie die Möglichkeiten der Intra-
netangebote von Betriebsräten analysiert . Ein
w eiteres Ergebnis soll die Sammlung von abge-
schlossenen Betriebsvereinbarungen zu diesem
Thema sein.

In einer zw eiten Phase sollen diese
Ergebnisse in einen Fragebogen einf ließen, der
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in allen vier Intranets für eine qualitat ive
Befragung der Nutzer verw endet w ird.

In einer drit ten Phase w erden die Ergebnisse
mit den Betriebsräten diskut iert  und mögliche
Strategien analysiert . Außerdem f inden
Workshops statt , in denen die Projektergebnisse

an Betriebsräte w eitergegeben w erden, die neu
vor diese Problemlage gestellt  w erden.
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ie hohen Ausgaben der akt iven Arbeits-
marktpolit ik, die in der Bundesrepublik

Deutschland gegenw ärt ig bis zu 50 Milliarden
DM jährlich ausmachen, w erden zunehmend in
Frage gestellt . Die Meinungen über ihre Effekt i-
vität  und Eff izienz gehen nicht nur in der öffent-
lichen Debatte sondern auch in der Wissen-
schaft  w eit  auseinander. Krit iker gehen sogar
sow eit , der akt iven Arbeitsmarktpolit ik Schuld
an der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit  zuzu-
w eisen, w ährend Befürw orter die Stop-and-go-
Polit ik krit isieren und eher noch für eine Erhö-
hung der Ausgaben plädieren. Unabhängig von
diesem Streit  sind sow ohl in der Bundesanstalt
für Arbeit  als auch in anderen Ländern schon
seit  Jahren erhebliche Reformanstrengungen
unternommen w orden, die w issenschaft lich nur
in Ansätzen ausgew ertet und für systematische
Lernprozesse noch kaum aufbereitet  w urden.

Vor diesem Hintergrund ist  das „ Lernen von
den Besten“ , d.h. der sow ohl analyt isch erklä-
rende als auch praxisorient ierte Leistungsver-
gleich („ Benchmarking“ ) vielversprechend und
dringend geboten. Diese aus der Betriebsw irt-
schaft  übernommene Methode stößt jedoch im
öffent lichen Sektor auf viele ungelöste Prob-
leme. Dies betrif f t  vor allem methodologische
Fragen der Vergleichbarkeit  von Untersu-
chungseinheiten, der Vergleichs- und Beurtei-
lungsmaßstäbe und die Eff izienz mobilisierende
Rückkopplung von Informationen, das heißt,
w ie gezieltes Organisat ionslernen bew erkstelligt
w erden kann. Ziel dieses Projektes ist  deshalb
die w issenschaft lich gestützte Ident if izierung
der ' best pract ice'  Treiber, d.h. der organisato-
rischen Faktoren, die eine nachhalt ige Verbesse-
rung der Leistungs- und Lernfähigkeit  der Ar-
beitsverw altung gew ährleisten.

Das Projekt beabsicht igt , dabei in vier Stufen
vorzugehen: Erstens sollen mit  Hilfe technischer
Eff izienzanalysen unter Einbeziehung internat io-

naler Erfahrungen erste Anhaltspunkte zur Ein-
schätzung des Rationalisierungspotent ials ge-
w onnen w erden; dieser Schrit t  der Analyse soll
durch explorat ive Fallstudien in bis zu acht Ar-
beitsämtern ergänzt w erden, deren Ausw ahl
sow ohl nach Gesichtspunkten der quant itat iven
Eff izienzanalyse als auch qualitat iver Einschät-
zung der Arbeitsverw altung selbst erfolgen soll.
In beiden Analyseschrit ten w erden internat io-
nale Expert isen einbezogen, insbesondere das
w eit  fortgeschrit tene Know -how  des antrag-
stellenden Partners aus Finnland. Zw eitens sol-
len die technischen Eff izienzanalysen durch
allgemeine w ie bereichsspezif ische Performanz-
analysen  ergänzt w erden. Die mit  Hilfe der
Eff izienz- und Performanzanalysen gew onnenen
Rangordnungen der Arbeitsämter sollen mit
mult ivariaten Methoden analysiert  w erden, um
Erklärungsmuster für die Gründe unterschiedli-
cher Eff izienz und Performanz zu f inden. Ziel
dieser Verfahren ist  vor allem die Isolierung von
objekt iven Rahmenbedingungen, die das Ergeb-
nis von (unter Umständen gleichen) Handlungs-
strategien beeinf lussen. Diese Performanz- und
Eff izienzanalysen sollen, drit tens, durch eine
spezielle Erhebung der Implementat ionsbedin-
gungen ergänzt w erden, die mit  Hilfe moderner
Ausw ertungsverfahren (Bool’ sche Algebra)
analysiert  w erden sollen. Weitere systematisch
ausgew ählte Fallstudien sollen die erzielten Er-
gebnisse aus analyt ischen Methoden durch
dialogische Verfahren und Feldbeobachtungen
validieren. Ziel dieses Analyseschrit tes ist  die
Ident if izierung derjenigen Schnit tstellen, die
kontrollierten Veränderungsprozessen zugäng-
lich sind. Viertens, schließlich, sollen Ansatz-
punkte für die Etablierung einer internat ional
vernetzten Lernw erkstat t  entw ickelt  w erden.
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ie Unternehmen des Öffent lichen Perso-
nennahverkehrs (ÖPNV) sehen sich zuneh-

mendem Wettbew erb ausgesetzt, der zu inter-
nen Prozessen der Reorganisat ionen führt .
Dabei w ird zurückgegrif fen auf Konzepte von
Reorganisat ionsprozessen, die bislang vor allem
in der industriellen Fert igung prakt iziert  w erden;
die Einführung von Gruppenarbeit  ist  dabei von
herausragender Bedeutung.

Bisher aber liegen Informationen über den
Dif fusionsgrad von Gruppenarbeit  im ÖPNV
ebenso w enig vor w ie Befunde über die in der
Branche realisierten Formen von Gruppenarbeit .
Diese Informationslücke soll durch eine quant i-
tat ive Vollerhebung in allen ÖPNV-Betrieben
geschlossen w erden. Darüber hinaus soll unter-
sucht w erden, in w elchem Ausmaß betriebliche

Interessenvertretung sich in derart ige Reorgani-
sat ionsprozesse einschalten und w elchen Ein-
f luss sie haben. Und drit tens schließlich sollen
durch einen systematischen Betriebsvergleich
die Erfolgsbedingungen von Gruppenarbeit  her-
ausgearbeitet  w erden. Die so ermit telten
Befunde w erden verdichtet zu einem Hand-
lungsleit faden und einem Qualif izierungsmodul,
durch die Betriebs-/Personalräte im ÖPNV dazu
befähigt w erden sollen, den Einführungsprozess
von Gruppenarbeit  kompetent mitzugestalten.
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urch das neue Arbeitsschutzgesetz von
1996 haben Analyse und Prävent ion psy-

chischer Belastungen am Arbeitsplatz an Bedeu-
tung gew onnen. Für die spezielle Berufsgruppe
der Berufsfeuerw ehrleute w urden in der Ver-
gangenheit  fast ausschließlich physische Belas-
tungsmomente untersucht. Unberücksicht igt
blieb, dass die Feuerw ehrleute zw ei Arbeits-
plätze ausfüllen müssen: den klassischen am
Einsatzort  und einen w eiteren auf der Wache.
Die Forschung hat gezeigt, dass psychische
Belastung zu beruf lichen Krisen, Dequalif izie-
rung bis hin zur Dienst- bzw . Arbeitsunfähigkeit
führen kann. Für kausale Ursache-Wirkungs-
Aussagen muss in einer Langzeituntersuchung
das gesamte Arbeitsgebiet der Feuerw ehrleute
erfasst w erden: Einsatz und Wachalltag.

Ziel dieser Studie ist  zu untersuchen, w elche
Faktoren besonders psychisch belastend sind,
desw egen zu körperlichen und psychischen
Beeinträcht igungen führen und letzt lich auch für
die frühzeit ige Dienstunfähigkeit  mitverantw ort-
lich sind.

Hypothese: Es bestehen in den unterschied-
lichen Arbeitsbereichen - Einsatz und Wachall-
tag - der Berufsfeuerw ehrleute unterschiedliche
Ausprägungen hinsicht lich der erhobenen An-
forderungen, Stressoren und Ressourcen.

Hypothese: Die Belastungen des Wachalltags
stellen für die Kriterien der psychischen
Gesundheit  bessere Prädiktoren dar als die
Skalen für das Einsatzgeschehen.

Hypothese: Die Interakt ion von Handlungs-
spielraum und Arbeitskomplexität  bzw . anderen
psychischen Belastungen korrelieren negat iv mit
den Kriterien der Befindlichkeit .

Die durch die geplante Untersuchung gew on-
nenen Erkenntnisse stellen eine w icht ige Basis
für zu entw ickelnde Maßnahmen in den
Bereichen Survey-Feedback-Methode und Ge-
sundheitszirkel dar. Weiterhin können w icht ige
Hinw eise für Personalentw icklungsmaßnahmen
und Evaluat ionskriterien entnommen w erden.

An der geplanten Studie nehmen rund 800
Berufsfeuerw ehrleute der Branddirekt ionen
Aachen, Bamberg, Bochum, Braunschw eig,
Bremerhaven, Dortmund, Hamburg und Mün-
chen teil. Ein umfangreicher Fragebogen w ird
den Feuerw ehrangehörigen dreimal mit  jew eils
einem Abstand von 12 Monaten zur schrif t li-
chen und anonymen Befragung vorgelegt. Die-
ser Fragebogen entstammt dem „ Instrument zur
stressbezogenen Tät igkeitsanalyse“  (ISTA) und
erfasst Regulat ionsanforderungen, Regulat ions-
möglichkeiten und Stressoren sow ie Skalen
bezüglich der Leistungsveränderung und Team-
fähigkeit . Als häuf igste Folgeerscheinungen von
Arbeitsstress w erden Bef indlichkeitsaspekte w ie
Gereiztheit , psychosomatische Beschw erden,
Depressivität  und Arbeitszufriedenheit  als
abhängige Variablen erhoben.

Am Ende der Untersuchung liegt eine Längs-
schnit tuntersuchung mit  drei Erhebungsw ellen
vor, w obei jeder Erhebungszeitpunkt für sich als
Querschnit tuntersuchung analysiert  w ird sow ie
eine zusätzliche simultane Betrachtung der
ersten zw ei und aller drei Erhebungsw ellen
durchgeführt  w ird. Die Ausw ertung erfolgt
mittels linearer Strukturgleichungsmodelle.
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nter dem Dach des Netzw erkes „ Kommu-
nen der Zukunft“  hat sich im April 1998

die Arbeitsgruppe „ Erfolgskriterien für Mitarbei-
terbeteiligung“  im Themenfeld „ Neue Organisa-
t ionskultur durch Mitarbeiterbeteiligung:
Gemeinsame Gestaltung durch Dialog,
Vertrauensbildung und Personalentw icklung“
konst ituiert . Hier haben neun Kommunen unter-
schiedlicher Größenklassen, i.d.R. vertreten
durch einen Organisat ionsmanager und einen
Vertreter des Personalrates, den Leit faden „ Ein
Weg zur erfolgreichen Beschäft igtenbeteiligung“
entw ickelt .

Während die erste Netzw erkphase als Kon-
zept ionsphase mit  einer Reihe entw ickelter Leit-
fäden, Handlungskatalogen, Erfolgskriterien,
Indikatoren etc. abschließt, folgt  in der zw eiten
Phase u.a. die Umsetzung bzw . Implementat ion
dieser Konzepte in die kommunale Reform-
praxis. Hier w ird es primär darum gehen müs-
sen, die Netzw erkergebnisse in die unterschied-
lichen Organisat ionen zu transport ieren.

Ziel des hier beantragten Begleitvorhabens
ist  es, die Implementat ion des o.g. Leit fadens in
der Einführungspraxis zu analysieren und zu
begleiten. Der Focus des Forschungsinteresses
richtet sich dabei w eniger auf die einzelnen
Umsetzungsprojekte und -felder (beispielsw eise
Einführung von Bürgerämtern, Call-Centern etc.)
als vielmehr auf den Umgang bei der Einführung
eines solchen Instrumentes und auf den „ Wert“
und Beitrag für eine neue Organisat ionskultur.
In sofern stehen die Umsetzungsfelder v.a. als
Medien für neue Dialogformen zw ischen Be-
schäft igten und Akteuren im öffent lichen
Dienst.

Darüber hinaus sollen die Chancen ausgelo-
tet w erden, die Beschäft igtenbeteiligung in das
Tagesgeschäft  zu überführen. Es geht darum,
Transfergew inne und Lernerfahrungen über
einen interkommunalen Austausch im Netzw erk
hinaus auch für den intrakommunalen
Lernprozesses zu befördern. Damit sind die
vielfach vorliegenden Wissensbestände im
eigenen Betrieb und der Belegschaft
angesprochen, die es gilt  zu erkennen, zu
pf legen und zu „ konservieren“ , um schließlich
die eigenen Kräfte zur Weiterentw icklung zu
mobilisieren. Der Leit faden kann hier zur
Systematisierung beitragen und zugleich bereits
in der Einführungsphase den Blick schärfen für
die Mitarbeiterbeteiligung im Tagesgeschäft , in
der part izipat iven Arbeitsorganisat ion. Nur w enn
dies von Beginn an ebenso Diskussionsthema
ist, so unsere These, hat Mitarbeiterbeteiligung
eine Chance, dauerhaft  implementiert  zu
w erden.

Hiermit  stehen also die Einführungsvoraus-
setzungen im Vordergrund und damit die sich
ableitenden Chancen für die Weiterführung
einer Mitarbeiterbeteiligung unter neuen Vor-
aussetzungen. Wir gehen davon aus, dass diese
Chancen sich bereits in der Einführungsphase
abzeichnen. In der Einführungsphase zeichnet
sich allerdings bereits die Tragfähigkeit  neu zu
implementierender Instrumente, w ie hier der
Leit faden, ab. Daraus folgt für die Projektan-
lage: Es handelt  sich um eine empirische
Implementat ionsstudie.
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ie Studie hat das Ziel, den Personalbestand
sow ie die Personalausgaben des Landes

und der Kommunen Brandenburgs darzustellen
und zu w erten. Damit soll einem bislang teil-
w eise unvollständig geklärten Informationsdef i-
zit  (Personalkostensituat ion alte versus neue
Länder), das häuf ig zu unbefriedigenden polit i-
schen Reakt ionen beiträgt, begegnet w erden.
Dabei w ird von der zu diesem Thema bereits
vorliegenden [unveröff .]Studie von Seitz/Peters
(„ Der f inanzpolit ische Anpassungsbedarf  im
Land Brandenburg und in den anderen neuen
Ländern“ , März 1999) ausgegangen.

Folgende Arbeitsschrit te sind geplant:
– Aktualisierung w esent licher Daten und

Abgleich der über das Stat ist ische Bundes-
amt erhobenen Daten mit  den Daten des
LDS Brandenburg.

– Detailliertere Darstellung der Strukturen der
Personalausgaben w ie auch der Personal-
zahlen des Landes Brandenburg (einschließ-
lich kommunaler Ebene).

– Auf dieser Grundlage soll eine qualitat ive
Wertung der Ausgaben-/Personalbestands-
strukturen erfolgen. Diese kann sich nicht in
der Feststellung erschöpfen, dass mehr oder
w eniger Ausgaben/Personal als in anderen
Bundesländern eingesetzt w erden, sondern
muss Bezug nehmen auf spezif ische Trans-
formations- und Modernisierungserforder-

nisse des Landes Brandenburg. Der beson-
dere Problembereich „ Kindertagesstätten“
w ird einer speziellen Untersuchung unterzo-
gen w erden (Druck zur Kapazitätssenkung in
Abst immung mit  verschiedenen Faktoren w ie
etw a Erw erbsneigung der Frauen; Frauen als
Innovat ionsfaktor und Führungskräftepoten-
t ial usw .).

– Ähnlich sollen andere Aufgabenbereiche
(z.B. Bildung) nicht nur quant itat iv, sondern
auch qualitat iv untersucht w erden.

– Es sollen nach Möglichkeit  auch Alternat iven
aufgezeigt w erden, in w elchen Bereichen in
der Tendenz tatsächlich Personaleinsparpo-
tent iale liegen, w elche Bereiche demgegen-
über aber auch Ausbaubedarf haben, w eiter-
hin: w elche anderen personalpolit ischen
Instrumente (außer „ Abbau“ ) eingesetzt
w erden könnten, um Einspareffekte zu
erzielen (Bsp.: Teilzeit , Arbeitszeitkonten,
Job-sharing etc.).

Hinw eise zur Methodik: Analyse der vorhande-
nen und zugänglichen stat ist ischen Materialien,
Expertengespräche im Bereich der Landes- und
kommunalen Ebene sow ie im Bereich von Inte-
ressenorganisat ionen, Abschätzung von Folge-
kosten bei einem formalen Personalabbau auf
den vergleichbaren Stand anderer Bundesländer.
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________________________________________________________________

en Anstoß zum Thema dieser Untersu-
chung “ Beschäft igungsunterschiede im

Gesundheitsw esen der Mitgliedsländer der EU
und beschäft igungs- und gesundheitspolit ische
Konsequenzen”  gab die Beobachtung unter-
schiedlicher Beschäft igungsentw icklungen in
den Mitgliedstaaten. Auch die mögliche Migra-
t ion der im Gesundheitsw esen Beschäft igten
aus den Beitrit tsländern Mit tel- und Osteuropas
legen es nahe, die bestehenden strukturellen
Unterschiede auf ihre Konsequenzen hin zu
durchleuchten (vgl. IAB 1999). In einem von
BASYS in Abst immung mit EUROSTAT init iier-
ten Projekt zum Umfang der Beschäft igung in
der EU w erden die stat ist ischen Grundlagen für
diese Analyse geschaffen. Es liegt daher nahe,
mit  diesem Projekt darauf aufbauend auch die
beschäft igungs- und gesundheitspolit ischen
Konsequenzen in diesem arbeitspolit isch w icht i-
gen Dienst leistungsbereich näher zu untersu-
chen.

Von den ca. 150 Mio. Erw erbstät igen der EU
beziehen ca. 13,5 Mio. bis 16,5 Mio. ihr Ein-
kommen im Gesundheitsw esen. Bedeutend ist
dieser Arbeitsmarkt auch tradit ionell bedingt vor
allem für Frauen. Unbekannt sind gegenw ärt ig
nicht nur die Anzahl und die Struktur der
Beschäft igten, sondern auch, in w elchem Um-
fang in einzelnen Ländern durch die Kosten-
dämpfungspolit ik Arbeitsplätze abgebaut

w urden oder ob es gelang, durch die Einführung
neuer Entgeltsysteme sow ie aufgrund von
Strukturreformen im Gesundheitsw esen Ver-
schiebungen vom stat ionären hin zum ambulan-
ten Sektor zu erreichen. Vorliegende Studien
lassen in den einzelnen Ländern auf erhebliche
Unterschiede in den Entw icklungen schließen.

Der Nutzen dieser Untersuchung liegt insbeson-
dere darin, dass die beschäft igungs- und
gesundheitspolit ischen Ursachen der vorliegen-
den Unterschiede erfasst, interpret iert  und
mögliche Konsequenzen aufgezeigt w erden.
Dabei sollen die folgenden vier Ebenen unter-
schieden w erden:
– Europäische Ebene: mögliche Migrat ions-

effekte, Konvergenz bzw . Divergenz der Ent-
w icklung;

– Nationale Ebene: spezif ische Effekte für die
Bundesrepublik Deutschland;

– Sektorale Ebene (Struktur- und Volumenef-
fekte der Beschäft igung im Gesundheitsw e-
sen nach Einrichtungen des Gesundheitsw e-
sens: Krankenhaus, Arztpraxen, Apotheken
etc.);

– Humankapitalbildung (Qualif izierungsanforde-
rungen und -änderungen einzelner Berufe
und Berufsgruppen im Gesundheitsw esen).
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n dem Bericht w erden die Ergebnisse einer
schrif t lichen Erhebung zur betrieblichen

Arbeitszeitorganisat ion in der europäischen Au-
tomobilindustrie vorgestellt . Mit  Unterstützung
des Europäischen Metallgew erkschaftsbundes
w urden Betriebsräte bzw . betriebliche Gew erk-
schaftsorganisat ionen in 38 Karosserie- und
Montagew erken aus zehn Ländern zur Dauer
der Arbeits- und Betriebszeiten und zur Organi-
sat ion der Schichtsysteme für das St ichjahr
1998 befragt. Der Überblick knüpft  an eine
Untersuchung zum selben Thema an, die das
IAT zu Beginn der 90er Jahre durchgeführt  hat 1

und macht auf eine Reihe w icht iger Verände-
rungen aufmerksam:

1. Im Laufe der 90er Jahre, nach Überw indung
der Rezession, ist  eine deut liche Verschie-
bung des Schw ergew ichts der Automobil-
produkt ion vom Zw ei- zum Dreischichtbe-
trieb zu beobachten. Die Betriebszeiten in
den Automobilfabriken sind dadurch im
Schnit t  w esent lich länger gew orden.

2. Die Ausw eitung der Nachtarbeit  ist  of fen-
kundig kein Konf likt thema mehr in der euro-
päischen Automobilindustrie. Hinsicht lich
sogenannter „ unsozialer Arbeitszeiten“  hat
sich der Brennpunkt auf die Ausw eitung der
Wochenendarbeit  verlagert . Regelmäßige
Wochenendarbeit  ist  für die Masse der
Beschäft igten zw ar immer noch eine Aus-
nahme, doch ist  ein allmähliches, schrit tw ei-
ses Vordringen von Wochenendschichten
unübersehbar. Deutschland bildet von dieser
Tendenz keine Ausnahme.

                                                          
1 Lehndorff , Steffen  / Bosch, Gerhard (1993): Autos
bauen zu jeder Zeit? Arbeits- und Betriebszeiten in
der europäischen und japanischen Automobilin-
dustrie. Berlin

3. Arbeitszeitverkürzungen spielten in Europa im
Verlaufe der 90er Jahre bis zu dem aktuellen
arbeitszeitpolit ischen Umbruch in Frankreich
eine immer geringere Rolle. Nach w ie vor
gehören deshalb die Arbeitszeiten in deut-
schen Automobilfabriken zu den kürzesten in
der europäischen Automobilindustrie.
Zugleich bef inden sich deutsche Automobil-
fabriken unter den Werken mit  den längsten
Betriebszeiten.

4. Vor allem in Ländern w ie Deutschland, Bel-
gien und jetzt  Frankreich, w o die Arbeitszeit
vergleichsw eise kurz ist , entw ickeln die Un-
ternehmen besonders große Anstrengungen
zur Dif ferenzierung der Schichtsysteme und
zur Verlängerung und Flexibilisierung der
Betriebszeiten durch den Einbau variabler
Gestaltungselemente in die Schichtsysteme.
Die Flexibilisierung der Arbeitszeitorganisa-
t ion ist  in der deutschen Automobilindustrie
im europäischen Vergleich am w eitesten
vorangeschrit ten.

5. Flexible Arbeitszeitregelungen w erden in
hohem Maße durch die betrieblichen Interes-
senvertretungen mitbest immt, w obei der
dominierende Einf luß der Unternehmen bei
der Flexibilisierung der Arbeitszeit außer
Frage steht. Je stärker die Gew erkschaften
und Interessenvertretungen sich um Arbeits-
zeitverkürzungen bemühen, desto eher sind
sie veranlaßt oder sogar gezw ungen, ihr
eigenes „ Arbeitszeit - know how“  zu entw i-
ckeln, das sie für die Beeinflussung der
betrieblichen Arbeitszeitpolit ik benötigen.

Gew erkschaften und Betriebsräte in allen euro-
päischen Ländern sehen sich angesichts des
Konkurrenzdrucks, der in die Standorte hinein
verlagert  w ird, zu teilw eise w eitgehenden
Zugeständnissen bei der Flexibilisierung der
Arbeitszeit  und Ausw eitung der Betriebszeiten
ins Wochenende veranlaßt. Diese Standortkon-
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kurrenz w irkt  in alle Richtungen, also nicht nur
von Süd nach Nord, sondern auch von Nord
nach Süd und von West nach Ost.

________________________________________________________________

Ergebnis :

Lehndorff , Steffen: Die Arbeits- und Betriebszeiten
in der europäischen Automobilindustrie. Abschluss-
bericht. Gelsenkirchen, April 2000. (Publikat ion in
der Grauen Reihe des IAT geplant)
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er Deutsche Gew erkschaftsbund und seine
Einzelgew erkschaften haben sich im DGB-

Grundsatzprogramm von 1996 die Forderung
nach einer nachhalt igen Entw icklung zu eigen
gemacht. Mit  einer sozial-ökologischen Reform-
strategie w ollen sie dazu beitragen, dass das
Zukunftskonzept der Nachhalt igkeit  w eiter kon-
kret isiert  und ausgefüllt  w ird unter der Prä-
misse, ökonomische, ökologische und soziale
Nachhalt igkeitsziele gleichrangig zu verfolgen.
Die Hans-Böckler-St if tung hat deshalb im Rah-
men des Schw erpunkts „ Perspekt iven der
Arbeitsgesellschaft“  ihrer Forschungsförderung
das Thema „ Arbeit  und Ökologie“  aufgegrif fen
und mehrere Forschungsprojekte dazu auf den
Weg gebracht.

Das Verbundprojekt „ Arbeit  und Ökologie“
steht im Zusammenhang mit einer Reihe von
Zukunftsstudien, insbesondere der Studie „ Zu-
kunftsfähiges Deutschland“  von BUND/Misereor
(1996). Bei der Konkret isierung der ökologi-
schen Dimension der Nachhalt igkeit  haben diese
Studien w esent liche Fortschrit te erbracht. Sie
haben aber auch Forschungsdef izite bei der

Integrat ion mit  der ökonomischen und sozialen
Dimension signalisiert .

Die w eiterführenden Aspekte der vorliegen-
den Studie liegen in der Konkret isierung des
Drei-Säulenmodells der Nachhalt igkeit , der Prä-
zisierung der Wechselw irkungen zw ischen den
drei Dimensionen und der Entw icklung von Stra-
tegieelementen, die sow ohl ökologischen als
auch ökonomischen und sozialen Nachhalt ig-
keitskriterien entsprechen. Durch ihre Anlage
als interdisziplinäres Verbundprojekt t rägt die
Studie zur Klärung der Rolle eines neuen Polit ik-
typs von Diskursen und Abst immungen im
Rahmen von Nachhalt igkeitsprozessen bei.

Mit  Blick auf die derzeit igen gesellschaft lichen
Entw icklungen und die gew erkschaft lichen
Posit ionen orient ierte sich der Verbund an drei
Leit f ragestellungen:
− dem Verhältnis zw ischen den sozialen Impli-

kat ionen von Nachhalt igkeitsstrategien und
gew erkschaft lichen Zielen,

− den möglichen Bausteinen einer sozial–
ökologischen Reformstrategie, die auf einer
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gleichberecht igten Einbeziehung ökonomi-
scher, ökologischer und sozialer Interessen
beruht und eine Zielperspekt ive bietet, die
von sozialen Akteuren und Inst itut ionen
getragen w erden kann,

− der Rolle der deutschen Gew erkschaften in
einem gesellschaft lichen Nachhalt igkeitsdis-
kurs.

Der Forschungsverbund aus DIW, WI und WZB
unternimmt in dieser Studie – ausgehend von
der breiten disziplinären Kompetenz  der
beteiligten Inst itute – Schrit te in Richtung eines
integrierten Nachhalt igkeitskonzepts. Aus-
gangspunkt sind Zustands- und Trendanalysen,
die Wechselw irkungen zw ischen Ökonomie,
Ökologie und Sozialem in w icht igen Themenfel-
dern aufzeigen. Diese Querschnit tsanalysen
sind gleichzeit ig Grundlage für zw ei alternat ive
Nachhalt igkeitsszenarien: ein ökonomisch-sozi-
ales Szenario mit  dem Leitbild Beschäft igung
durch Wirtschaftsw achstum in ökologischen
Leitplanken und ein ökologisch-soziales Szenario
mit  dem Leitbild Ressourceneinsparung und
soziale Grundsicherung. Beide Nachhalt igkeits-
szenarien führen nach Modellrechnungen mit
dem Zeithorizont 2020 zu in Bezug sow ohl auf
ökonomische und soziale als auch auf ökologi-
sche Kriterien zu günst igeren Resultaten als ein
Kontrastszenario, das auf Kostensenkung durch
Umverteilung setzt.

Ausgehend von den Ergebnissen der Quer-
schnit tsanalysen und Szenarien und unter Ein-
beziehung der aus arbeitssoziologischer Per-
spekt ive eingebrachten Konzepte eines
erw eiterten Arbeitsbegrif fs und sozialer Innova-
t ion sind fünf Handlungsfelder ident if iziert  w or-
den, die den Kern einer sozial-ökologischen
Reformstrategie ausmachen: die ökologische
Gestaltung des Strukturw andels, die soziale
Gestaltung des Strukturw andels, Innovat ion,
Konsumw andel und Arbeitszeitgestaltung. Für
jedes dieser Handlungsfelder sind zunächst aus
disziplinärer - ökologischer, ökonomischer bzw .
arbeitspolit isch-sozialer - Sicht Strategieele-
mente erarbeitet  w orden, anschließend sind
Strategieelemente ident if iziert  w orden, die
gleichzeit ig den drei Nachhalt igkeitsdimensionen
gerecht w erden und Potenzial für Synergien in
den drei Bereichen besitzen.

Folgende Spezif ika des Verbundprojektes sind
hervorzuheben:

1. Die durchgehende Orient ierung der Projekt-
arbeit  am Prinzip der Gleichrangigkeit  von
Ökonomie, Ökologie und Sozialem durch die
Konkret isierung des Leitbilds Nachhalt igkeit
durch drei Sätze disziplinärer Nachhalt ig-
keitskriterien aus ökonomischer, ökologi-
scher und sozialer Sicht, die Anw endung
dieser Kriterien zur Integrat ion ökonomi-
scher, ökologischer und sozialer Nachhalt ig-

keitsziele bei der Formulierung von Maßnah-
menvorschlägen sow ie die Explizierung von
Divergenzen auf der Grundlage dieser Krite-
rien.

2. Die Prof ilierung der Gestaltung der Arbeit  als
Kernbereich von Nachhalt igkeitsstrategien.
Im Mittelpunkt stand angesichts der in Teil-
bereichen erkennbaren Trends zu f lexibler
und kürzerer Erw erbsarbeit  mit  ihren ambi-
valenten sozialen Implikat ionen die Frage, ob
die Erw erbsarbeit  auch in Zukunft  die selbe
zentrale Rolle spielen w ird w ie in der Ver-
gangenheit , ebenso die Frage nach der
Bedeutung und Bew ertung ergänzender,
nicht-kommerzieller Arbeitsformen (Versor-
gungsarbeit , Gemeinschaftsarbeit , Eigenar-
beit), sow ie einer Förderung informeller
Arbeit  und schließlich die Fragen nach dem
Reformbedarf des Systems der sozialen
Sicherung bei einem Vordringen neuer
Arbeitsformen.

3. Die Ident if ikat ion von fünf zentralen Hand-
lungsfeldern einer sozial-ökologischen
Reformstrategie: Ökologische Gestaltung des
Strukturw andels, Soziale Gestaltung des
Strukturw andels, Innovat ionen, (Erw erbs-)
Arbeitszeiten und Konsumw andel und die
Formulierung von Strategieelementen in die-
sen Handlungsfeldern, die sow ohl ökonomi-
schen als auch ökologischen als auch
sozialen Nachhalt igkeitskriterien entspre-
chen.

4. Die exemplarische Durchführung eines inter-
disziplinären Suchprozesses für Nachhalt ig-
keitsstrategien, die Hervorhebung neuer und
kooperat iver Regulierungsformen auf ver-
schiedenen Polit ikebenen (Beteiligung, runde
Tische und Netzw erke); die Konf liktaustra-
gung in vorgegebenen Feldern (Diskurs)
sow ie die Beteiligung der Arbeitenden an der
Gestaltung der verschiedenen Formen der
Arbeit .

5. Die Herstellung der Anschlussfähigkeit  des
Leitbilds der Nachhalt igkeit  für eine zentrale
intermediäre Organisat ion, die bundesdeut-
schen Gew erkschaften.

Das Hauptergebnis des Verbundprojekts für die
Gew erkschaften lautet, dass eine sozial-ökolo-
gische Reformstrategie möglich ist  und dass für
diese Strategie ein Korridor zur Verfügung
steht, der noch erheblichen Spielraum für polit i-
sche Gew ichtungen und unterschiedliche Kom-
binat ionen enthält , also auch für gew erkschaft-
liche Aushandlungsprozesse. Auf diesem Pfad
können eine Verringerung der Arbeitslosigkeit ,
w eitere Einkommenssteigerungen und eine
breite soziale Absicherung bei gleichzeit iger
Umw eltent lastung erreicht w erden.



Die Umsetzung einer derart  konturierten
sozial-ökologischen Reformstrategie muss aller-
dings von den Gew erkschaften als akt ivierende
Organisat ionen durch verschiedene Schrit te
begleitet  w erden:
– durch die Forcierung der öffent lichen Diskus-

sion um die Zukunft  der gesellschaft lichen
Arbeit  als Teil nachhalt iger Lebensqualität
unter Anerkennung ihrer zunehmenden Viel-
falt  und der entsprechenden Interessenplura-
lität  (f lexible Arbeit , Informations- und
Dienst leistungsgesellschaft); das schließt
eine Weiterentw icklung des Verständnisses
von Vollbeschäft igung ein;

– durch die Verbesserung der Repräsentat ion
der verschiedenen sozialen Gruppen und
Arbeitstypen in den Gew erkschaften selbst
sow ie die Intensivierung des innergew erk-
schaft lichen Diskurses über sozial-ökologi-
sche Mindeststandards und opt ionale Gestal-
tungsstrategien;

– durch die Erhöhung der gew erkschaft lichen
Kompetenz und schrit tw eise auch der Zu-
ständigkeit  für den produkt iven Zusammen-
hang der verschiedenen Arbeitsformen, für
bisher w enig anerkannte Formen gesell-
schaft licher Arbeit  (hauptsächlich Versor-
gungs- und Gemeinschaftsarbeit) sow ie für
den lebensw elt lichen Bereich (z. B. nachhal-
t iger Konsum);

– durch die gezielte Förderung der sozial-öko-
logischen Kompetenz aller Beschäft igten in
Form einer generellen Aufstockung der Aus-
und Weiterbildung einschließlich des
gew erkschaft lichen Beitrags sow ie durch die
Erw eiterung der Anw endungsmöglichkeiten
der erw orbenen Qualif ikat ionen (soziale
Innovat ionen) in Form einer Erhöhung der
direkten Beteiligungsmöglichkeiten in den
verschiedenen Arbeitsformen und in gew erk-
schaft lichen Projekten;

– durch die verstärkte Beteiligung der Gew erk-
schaften an lokalen und regionalen
Zukunftsdiskursen und Netzw erken, an der
Erhöhung der entsprechenden Kapazitäten
insbesondere durch die Aufw ertung der eh-
renamtlichen Arbeit .

Diese Schrit te können die gew erkschaft liche
Mitgliederbasis, den Rückhalt  in der Arbeits-
bevölkerung, die gesellschaft liche St imme der
Gew erkschaften und die
Durchsetzungsfähigkeit  von
Nachhalt igkeitsstrategien qualitat iv erhöhen.
Sow ohl die angedeuteten Schrit te als auch die
damit  verbundenen Risiken verw eisen auf die
zentrale Bedeutung des gew erkschaft lichen
Kapazitätsausbaus und der Organisat ion plura-
ler, diskursiver Prozesse.
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Arbeit und Ökologie – Zu den Umrissen einer
sozial-ökologischen Reformstrategie der
deutschen Gewerkschaften

(1) Trotz unbestreitbarer Erfolge der Umw eltpo-
lit ik in den letzten Jahren und Jahrzehnten und
ungeachtet der Tatsache, dass sich das mit tel-
f rist ige Wirtschaftsw achstum in Deutschland
w ieder belebt hat, mehren sich die Anzeichen
dafür, dass viele gesellschaft liche Teilsysteme
nicht zukunftsfähig, d.h. langfrist ig nicht durch-
haltbar sind. Dies gilt  zunächst unter ökologi-
schen Aspekten: Die Gefahren einer globalen
Klimaveränderungen, einer Erschöpfung natürli-
cher Ressourcen, einer  Überbeanspruchung der
Böden oder eines Verlustes an Biodiversität  sind
nach w ie vor evident bzw . nicht auszuschlie-
ßen. Für mangelnde Zukunftsfähigkeit  sprechen
offensicht lich aber auch viele Entw icklungen im
ökonomischen und sozialen Bereich; hier ist  auf
die hohe und sich verfest igende Unterbeschäft i-
gung, die Beschleunigung des technologischen
und organisatorischen Wandels, die absehbare
Überlastung der Systeme der gesetzlichen Al-
ters- und Gesundheitssicherung, die Unzuläng-
lichkeiten des Bildungssystems und - nicht zu-
letzt  - die mangelnde Entscheidungsfähigkeit
des polit ischen Regelungssystems zu verw ei-
sen.

All dies stellt  überkommene Regelungsmus-
ter und Verhaltensw eisen in Frage. Um die An-
passungsfähigkeit  der Gesellschaft  an die Ver-
änderung der ökologischen und ökonomischen
Rahmendaten zu erhöhen sow ie den w achsen-
den Risiken einer übermäßigen Umw eltnutzung,

den Konsequenzen einer „ Überalterung“  der
Gesellschaft  und den Herausforderungen des
technischen Wandels zu begegnen, scheint eine
grundlegende Neuorient ierung der inst itut ionel-
len Strukturen w ie auch der individuellen Ver-
haltensmuster geboten. Die Bereitschaft , inno-
vat ive Lösungen zu entw ickeln und im
gesellschaft lichen Konsens umzusetzen, ist
damit zu einer w icht igen Überlebens- bzw .
Nachhalt igkeitsaufgabe gew orden – w obei als
Innovat ion nicht nur grundlegende Veränderun-
gen im technisch-ökonomischen Bereich, son-
dern auch im inst itut ionellen und sozialen
Bereich angesehen w erden.

(2) Diesen Herausforderungen stellen sich - w ie
das Grundsatzprogramm des DGB aus dem
Jahre 1996 zeigt  - auch die deutschen Gew erk-
schaften; sie haben sich bereit  erklärt , ihre Posi-
t ionen neu zu bew erten und ihre Strategien zu
überdenken. Wie eine solche umfassende
gesellschaft liche bzw . gew erkschaft liche
Reformstrategie aussehen könnte, zeichnet sich
freilich erst in Umrissen ab. Vor diesem Hinter-
grund ist  das transdisziplinäre Forschungsvor-
haben „ Arbeit  und Ökologie“  zu sehen, das die
Hans-Böckler-St if tung init iiert  hat und das die
sozialen und arbeitspolit ischen Implikat ionen
von unterschiedlich akzentuierten Nachhalt ig-
keitskonzepten untersucht. Im Rahmen dieses
Gesamtprojekts hat das Rheinisch-Westfälische
Inst itut  für Wirtschaftsforschung in Essen (RWI)
die Aufgabe übernommen, die bereits
vorliegenden Konzepte einer umfassend
def inierten Nachhalt igkeitspolit ik auf ihre innere



Konsistenz und Widerspruchsfreiheit , aber auch
auf ihre Vereinbarkeit  mit  gew erkschaft lichen
Zielen hin zu prüfen und den potent iellen
Beitrag ökologischer, ökonomischer und sozialer
Innovat ionen zu einer - w ie auch immer
def inierten - Nachhalt igkeit  zu beschreiben.
Darüber hinaus w urde versucht, in
modellgestützten Szenarien die möglichen Wir-
kungen einer innovat ionsorient ierten Nachhal-
t igkeitspolit ik in best immten Anw endungsfel-
dern detailliert  zu untersuchen und anhand
ausgew ählter Leitgrößen zu bew erten. Als spe-
zif ische Anw endungsfelder w urden der Energie-
verbrauch für Zw ecke des Verkehrs und der
Wohnungsnutzung sow ie die Möglichkeiten und
Wirkungen eines ökologieorient ierten Konsums
ausgew ählt , da mit  diesen Anw endungsfeldern
zum einen die gegenw ärt igen und zukünft igen
Handlungsschw erpunkte der Umw eltpolit ik,
zum anderen besonders sensit ive Bereiche
gew erkschaft licher Arbeit  angesprochen sind.
Die Umsetzung dieses Forschungsprogramms
w urden gefördert  durch einen  Projektbeirat, der
die Arbeiten des Inst ituts mit  konstrukt iver Kri-
t ik begleitet  hat.

Mit  der veröffent lichten Studie w ill das RWI
Bausteine für eine sozial-ökologische
Reformstrategie der deutschen Gew erkschaften
entw ickeln, die gleichzeit ig und gleichw ert ig
ökologische, ökonomische und soziale
Zielsetzungen berücksicht igt . Sie soll zugleich
den Boden bereiten für eine gew erkschaft liche
Reformdiskussion, die zw angsläuf ig der sozialen
Säule bzw . den sozialen Implikat ionen
besondere Aufmerksamkeit  zuw enden w ird:
Angesichts der gew erkschaft lichen Zielsetzung
und der Tatsache, dass die soziale Säule in der
Nachhalt igkeitsdiskussion bislang eher
kursorisch und rudimentär behandelt  w urde, soll
den Ausw irkungen polit isch relevanter
ökologischer Nachhalt igkeitskonzepte auf die
w irtschaft liche und soziale Lage der
Arbeitnehmer, auf ihre Rechte und ihre Chancen
im Wettbew erb um Arbeitsplätze, Einkommen
und Vermögen sow ie die Teilhabe am gesell-
schaft lichen Leben besondere Aufmerksamkeit
geschenkt w erden.

(3) Die Studie geht zunächst der Frage nach,
w elche Implikat ionen sich aus der zunehmenden
Akzeptanz des Leitbilds einer nachhalt igen Ent-
w icklung für die gesellschaft liche Entw icklung
und damit auch für die gew erkschaft liche Arbeit
ergeben könnten. Sie stellt  fest, dass dieses
Leitbild nach w ie vor auf recht abstrakten nor-
mativen Gerecht igkeitsvorstellungen fußt, an
deren zeit licher, inhalt licher und räumlicher
Konkret isierung sich auch die Gew erkschaften
akt iv beteiligen sollten. Vor allem drei
Ausgangspunkte für gew erkschaft liches
Handeln w erden genannt:
– Angesichts der noch bestehenden Unschärfe

des Leitbildes ist  davon auszugehen, dass

sich umw eltpolit isches Handeln noch stärker
als bisher am Vorsorgeprinzip orient ieren
w ird. Dem ist bei der Ausw ahl beschäft i-
gungsfördernder umw eltpolit ischer Problem-
felder Rechnung zu tragen.

– Im Vergleich zur ökologischen und ökonomi-
schen Dimension gew innt die soziale Kom-
ponente des Leitbildes erst langsam an Kon-
tur. Dieser Bereich berührt  - stärker als die
übrigen - originäre gew erkschaft liche Anlie-
gen, erfordert  daher die besondere Aufmerk-
samkeit  der Arbeitnehmerorganisat ionen.

– Die Analyse der Beziehungen zw ischen den
Antriebs-, Zustands- sow ie Maßnahmenindi-
katoren, mit  denen die Umsetzung des Leit-
bildes bew ertet w erden soll, ist  keinesw egs
abgeschlossen. Hier bestand und besteht
Forschungs- und Diskussionsbedarf .

(4) In mehreren langfrist ig angelegten Modell-
rechnungen ident if iziert  die Studie neben eini-
gen potent iellen Konf likt feldern auch bedeut-
same Synergieeffekte zw ischen umw elt- und
beschäft igungspolit ischen Anliegen, in denen
folglich ein erhebliches Potent ial für eine ökolo-
gische Modernisierung mit  posit iven Beschäft i-
gungs- und Verteilungsw irkungen einhergeht.
Hier ist  vor allem auf die (in der RWI-Studie
untersuchten) Bereiche Verkehr und Umw elt ,
Wohnen und Energie sow ie nachhalt iger Kon-
sum zu verw eisen; w eitere können in der Was-
serversorgung bzw . im Gew ässerschutz gese-
hen w erden.

Im Bereich Bauen und Wohnen erscheint aus
Gründen der Ressourcenschonung eine grundle-
gende Umorient ierung unabdingbar. Gerade hier
ist  aber die Erw artung gerechtfert igt , dass
damit  nicht nur die Belastung der Umw elt  redu-
ziert , sondern auch posit ive ökonomische
Impulse verbunden w ären. Da Modernisierungs-
leistungen im Gebäudebestand recht arbeits-
intensiv sind, können vergleichsw eise hohe
Entlastungseffekte am Arbeitsmarkt erw artet
w erden. Es ist  allerdings nicht zu übersehen,
dass die ökologischen Erfolge von zusätzlichen
Maßnahmen aufgrund der Trägheit  des
Wohnungssystems erst nach Jahren, w enn
nicht Jahrzehnten messbar sind, dass der Woh-
nungsmarkt bereits heute stark reguliert  w ird
und dass w eitere Eingrif fe in diesen Markt
schw erw iegende verteilungspolit ische und sozi-
ale Wirkungen haben können. Aus diesem
Grunde w ird eine moderate Steigerung etw a der
Energieeff izienz dem Nachhalt igkeitspostulat
eher gerecht als eine sprunghafte Verschärfung
von Standards, w ie sie gegenw ärt ig auch für
den Altbaubestand diskut iert  w ird, zumal mas-
sive Einschränkungen etw a des Wärmebedarfs
von Altbauten stets auch Fragen des Mietrechts
und der sozialen Ausgew ogenheit  aufw erfen.

Dringender noch als für den Wohnungsmarkt
ist  für den Verkehrsbereich eine Umorient ierung
erforderlich. Bei einer Polit ik des laissez faire



w erden die Transport leistungen im Güterverkehr
in den nächsten zw anzig Jahren noch spürbar
w achsen, die Fahrleistungen im Personenver-
kehr kaum an Sätt igungsgrenzen stoßen, der
größte Teil des zusätzlichen Verkehrsaufkom-
mens auf der Straße abgew ickelt . Zur Lösung
der bereits anstehenden oder noch zu erw ar-
tenden Probleme muss eine Vielzahl von zusätz-
lichen Maßnahmen ins Auge gefasst w erden;
ein einzelnes Instrument allein kann die
gew ünschten Korrekturen nicht bew irken. Dies
gilt  auch für eine zusätzliche Steuer auf den
Energieeinsatz im Straßenverkehr. Zw ar lassen
sich mit  diesem Instrument durchaus erkenn-
bare Wirkungen erzielen, dennoch ist  die Öko-
steuer allein kein Königsw eg, um eine nachhal-
t ige Entw icklung im Verkehrsbereich zu
induzieren und langfrist ig zu sichern. Vielmehr
ist  ein ganzes Bündel von Maßnahmen erforder-
lich, das von der Tarifgestaltung im öffent lichen
Personennahverkehr über zusätzliche Invest it io-
nen etw a in das Schienennetz oder den Fahr-
zeugpark bis hin Änderungen der inst itut ionellen
und recht lichen Rahmenbedingungen reicht. Mit
diesem Maßnahmenbündel können in Teilen
auch zusätzliche Arbeitsplätze, etw a im Bereich
des öffent lichen Personennahverkehrs geschaf-
fen w erden.

Der Private Verbrauch ist  die mit  Abstand
w icht igste Komponente der gesamtw irtschaft li-
chen Güterverw endung; dementsprechend
große Bedeutung kommt seiner Entw icklung
und seiner Struktur zu, w as das Wirtschafts-
w achstum, die Veränderung der Beschäft igung
und die Inanspruchnahme der Umw elt  angeht.
Es w ird gezeigt, dass durch technische oder
inst itut ionelle Innovat ionen sow ie durch eine

umw eltbew usstere Haushaltsführung nicht nur
die Umw elt  ent lastet, sondern auch die
Beschäft igung erhöht und die Einkommensver-
teilung zugunsten der Bezieher kleiner und
mitt lerer Einkommen verändert  w erden dürf te.
So könnten etw a durch die verstärkte Nutzung
best immter – als risikofrei erkannter - Verfahren
der Bio- und Gentechnologie die Eff izienz der
landw irtschaft lichen Produkt ion erhöht, der
Einsatz von problematischen Stoffen reduziert
und das Preisniveau für Agrarprodukte bzw . der
Subvent ionsbedarf  der Landw irtschaft  gesenkt
w erden. Durch die verstärkte gemeinschaft liche
Nutzung von Gebrauchsgütern w ie Kraft fahr-
zeugen und Großgeräten in der Haushaltsfüh-
rung könnten Anreize zu einer Verminderung
des Bestandes und (langfrist ig) zur Entw icklung
ressourcensparender Geräte gesetzt  w erden;
auch hier kann gezeigt  w erden, dass die Aus-
w irkungen auf den Arbeitsmarkt und Einkom-
mensverteilung langfrist ig eher posit iv als nega-
t iv sind. Ähnliches gilt  auch für eine alle Güter
und Dienst leistungen umfassende ökologische
Umorient ierung des Privaten Verbrauchs.

(5) Um die hier aufgedeckten Potent iale einer
nachhalt igen Entw icklung zu nutzen, bedarf  es
i.a. t iefgreifender Veränderungen der Verhal-
tensmuster der Unternehmen w ie der privaten
Haushalte. Dem Staat kommt in diesem
Zusammenhang die Aufgabe zu, die entspre-
chenden Rahmenbedingungen zu setzen und die
vielfach vorhandenen Impulse für eine umw elt-
und beschäft igungsorient ierte Wirtschaftsw eise
nicht zu beeinträcht igen.
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m Ergebnis der durchgeführten Simulat ions-
studien erw ies sich die im Gew erkschaftssze-

nario I (GEW I) abgebildete Kombinat ion aus
verstärkter Arbeitszeitverkürzung entsprechend
des Durchschnit ts im Zeitraum von 1960 bis
1990, einer schrit tw eisen Erhöhung der öffent-
lichen Invest it ionsquote von 1.6 vH auf 2.4 vH
des BIP und einer am Trend der nominalen Pro-
dukt ivitätsentw icklung orient ierten Lohnpolit ik
(„ Meinholdformel“ ) als beschäft igungs- und
w achstumspolit isch w irksames Konzept. Die
Zahl der Erw erbstät igen läßt sich nach der
Prognose des LAPROSIM-Modells bis 2005
gegenüber dem w irtschaftspolit ischen Status-
Quo (Basisszenario) um mehr als 800.000 Per-
sonen erhöhen. Die Zahl der Arbeitslosen sinkt
im gleichen Zeitraum um nahezu 500.000 Per-
sonen auf etw a 3.1 Millionen ab. Die Wachs-
tumsrate des Bruttoinlandsproduktes liegt im
Schnit t  des Simulat ionszeitraumes um etw a 0.3
vH über der Wachstumsrate der Basislösung.

Die Resultate des Gew erkschaftsszenarios II
(GEW II) zeigen, daß die Beschäft igungs- und
Wachstumseffekte noch substant iell erhöht
w erden können, w enn die Steigerung der öf-
fent lichen Invest it ionsquote europaw eit  koordi-
niert  durchgeführt  w ird und darüber hinaus die
EZB die deutsche Lohnentw icklung im Rahmen
des zinspolit ischen Entscheidungsbildungspro-
zesses niedriger gew ichtet, als dies die Bundes-
bank in der Vergangenheit  getan hat. Bis zum
Jahr 2005 w ird für dieses Szenario ein Beschäf-
t igungsgew inn von mehr als 1.1 Millionen Per-
sonen prognost iziert . Die Zahl der Arbeitslosen
sinkt um etw a 700.000 auf rund 2.9 Millionen
Personen ab. Das BIP-Wachstum liegt im
Durchschnit t  des Simulat ionszeitraumes um
mehr als 0.4 vH über demjenigen der Basislö-
sung.

Die Arbeitgeberverbandsszenarien bildeten
eine Lohnpolit ik mit  Lohnzuw achsraten gemäß
des Trendprodukt ivitätsw achstums (AGV I)

beziehungsw eise 1 vH unterhalb des Trend-
Produkt ivitätsw achstums ab (AGV II)

Für die Umsetzung der Arbeitgeberverbands-
szenarien w urden insgesamt w esent lich gerin-
gere Beschäft igungs- und Wachstumseffekte
prognost iziert . Beschäft igung und reales BIP
lagen hier überw iegend unterhalb des Niveaus
der Basislösung. Erst gegen Ende des Simulat i-
onszeitraumes konnten schließlich auch in die-
sen Szenarien leicht posit ive Beschäft igungs-
und Outputeffekte erzielt  w erden. Die Beschäf-
t igungszuw ächse in den Arbeitgeberverbands-
szenarien gegenüber dem Basisszenario erreich-
ten bis 2005 lediglich einen Umfang von etw a
70.000 bis 160.000 Personen.

Eine Lohnpolit ik, die Lohnzuw achsraten nur
in Höhe des realen Produkt ivitätsw achstums
oder noch darunter zuläßt, erscheint insgesamt
beschäft igungs- und w achstumspolit isch ver-
gleichsw eise w enig zieleff izient.

Bei der Umsetzung des Gew erkschafts-
konzepts stellen der private Konsum und die
öffent lichen und privaten Invest it ionen die
w esent lichen Träger der Erhöhung des BIP dar.
Das hohe Gew icht des privaten Konsums bei
der Umsetzung des Gew erkschaftskonzepts
erklärt  sich aus der gegenüber dem Basis-
szenario deut lich höheren Beschäft igung und
einem im Schnit t  des Simulat ionszeit raumes
auch höheren durchschnit t lichen Nettoreal-
lohnniveaus. Die höhere Konsumnachfrage und
die stärkere öffent liche Invest it ionsnachfrage
induzieren auch zusätzliche private Invest i-
t ionen.

Deutlich w erden im Übrigen die verteilungs-
polit ischen Implikat ionen des gew erkschaft li-
chen und des Arbeitgeberkonzeptes bei einem
direkten Vergleich der Reallohnw irkungen im
Jahr 2005: für GEW II w ird eine Erhöhung des
durchschnit t lichen Nettoreallohnes gegenüber
dem Basisszenario von etw a 250 DM/p.a. prog-
nost iziert , w ährend AGV II mit  einer Verminde-
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rung des durchschnit t lichen Nettoreallohnes um
mehr als 2000 DM/p.a. abschließt.

Die Umsetzung des Arbeitgeberkonzepts
beeinf lußt die Entw icklung des BIP maßgeblich
über eine Steigerung der Preisw ettbew erbsfä-
higkeit  im Außenhandel und die daraus result ie-
rende Erhöhung der Nettoexporte. Zusätzlich
bew irkt  die umverteilungsbedingt verbesserte
Renditesituat ion bei den Unternehmen eine Er-
höhung des privaten Invest it ionsniveaus gegen-
über dem Basisszenario.

Das Gew erkschaftskonzept lässt sich insge-
samt als „ binnenorient iert“  bezeichnen, w äh-
rend das Arbeitgeberkonzept eher auf eine
Erhöhung außenw irtschaft licher Überschüsse
setzt.

Die Umsetzung der im Arbeitgeberverbands-
szenario II verankerten Strategie von Lohner-
höhungen unterhalb des realen Produkt ivitäts-

w achstums verhindert  im Übrigen dauerhaft  die
Erreichung des Ziels eines ausgeglichenen
Staatshaushaltes, so w ie es im EU-Stabilitäts-
pakt formuliert  ist . Alle übrigen Strategien sind
hingegen mit  dieser Zielsetzung grundsätzlich
kompatibel. Die Umsetzung des Gew erkschafts-
szenarios II ermöglicht t rotz der erhöhten
öffent lichen Invest it ionsquote mit telfrist ig sogar
die Erzielung von Haushaltsüberschüssen, die
nur w enig unter jenen des f iskalpolit isch restrik-
t iveren Basisszenarios liegen. Die deut lich
höhere Beschäft igung generiert  hier zusätzliche
Einnahmen aus Steuern und Abgaben einerseits
und sinkende Sozialausgaben andererseits, w el-
che zur Finanzierung des gest iegenen öffent li-
chen Invest it ionsniveaus w esent lich beitragen
können.
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Bartsch, Klaus: Makroökonomische Effekte der Um-
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er BioRegio-Wettbew erb des Bundesfor-
schungsministeriums (BMBF) stellt  einen –

zumindest für die Bundesebene – neuart igen
Ansatz der regionalen Technologieförderung
dar. Ausgangspunkt w ar die Erkenntnis, dass es
sich bei der chemischen und pharmazeut ischen
Industrie in Deutschland um „ reife“  Industrien
handelt , die zw ar noch relat iv starke Posit ionen
auf dem Weltmarkt aufw eisen, aber hinsicht lich
der Innovat ionsdynamik inzw ischen von ande-
ren Ländern – namentlich USA, Japan, Verei-
nigtes Königreich – überholt  w orden sind und
seit  Jahren erhebliche Beschäft igungsverluste
erleiden. Trotz guter Potent iale in der Grundla-
genforschung hatte Deutschland auch den
Anschluss an die Biotechnologie versäumt, die
in anderen Ländern heft ig expandierte, zumal
auch deutsche Unternehmen aufgrund der
Akzeptanzprobleme und der restrikt iven
Genehmigungspraxis ihre biotechnologischen
FuE-Standorte in das Ausland, vor allem nach
Nordamerika, verlagerten.

In dieser Situat ion entschloss sich das
BMBF, die Entw icklung der Biotechnologie in
Deutschland durch ein regionalpolit isches För-
derprogramm voranzutreiben, das insbesondere
auf die Gründung von neuen Unternehmen
abzielte. Die tradit ionelle, aus dem raumordneri-
schen Ideal der „ gleichw ert igen Lebensverhält-
nisse“  hergeleitete Regionalpolit ik des Bundes,
die die w irtschaft lich schw ächsten Regionen
fördert , hätte allerdings nicht die schnellen
Erfolge produzieren können, die vom BMBF und
den gesellschaft lichen Akteuren, einschließlich
der IGBCE, angestrebt w urden. Daher w urde

der regionalpolit ische Ansatz geradezu um 180°
umgekehrt : Das BMBF legte 1995 den
BioRegio-Wettbew erb auf, mit  dem sich erstens
Biotechnologie-Regionen konst ituieren sollten
und mit  dem zw eitens die Regionen ident if iziert
und bevorzugt gefördert  w erden sollten, die die
vielversprechendsten Potent iale aufw iesen.

Im Unterschied zur tradit ionellen Technolo-
giepolit ik konzentriert  sich die BioRegio-Förde-
rung nicht auf einzelne Unternehmen oder
Technologiefelder, sondern auf die regionalen
Infrastrukturen.

Tatsächlich führte der Wettbew erb dazu,
dass sich bundesw eit  17 BioRegios als Koope-
rat ionsnetzw erke aus universitären und außer-
universitären Forschungseinrichtungen,
Transfereinrichtungen, Einrichtungen zur
Existenzgründungsförderung, Wirtschaftsförde-
rungseinrichtungen, Market ingagenturen, Ven-
ture-Capital-Fonds, etablierten und jungen
Unternehmen konst ituierten, von denen drei
Regionen (München, Rheinland, Rhein-Neckar)
als „ Modellregionen“  ausgezeichnet w urden, die
mit  je 50 Mio. DM über fünf Jahre prioritär
gefördert  w urden.

Hinsicht lich der angebotenen Instrumente
haben die BioRegios trotz unterschiedlicher
Akt ivitätsniveaus eine hohe Konvergenz entw i-
ckelt . Erhebliche Unterschiede exist ieren dage-
gen bei den Organisat ionsformen der einzelnen
Regionen. Die Instrumente w erden teilw eise
von einer einzigen Einrichtung („ Management-
gesellschaft“ , „ Innovat ionsagentur“ , „ regionale
Regiestelle“  etc.), z.T. von einem Netzw erk aus
mehreren auf Teilbereiche spezialisierten Ein-
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richtungen (Transferstelle, Technologiebera-
tung, Existenzgründeragentur, Finanzierungsge-
sellschaft), im Extremfall aber auch von einem
Netzw erk aus zahlreichen Einrichtungen („ virtu-
elles Unternehmen“ ) eingesetzt. Die einzelnen
Einrichtungen w eisen – je nach Region – ver-
schiedene Rechtsformen auf, w ie St if tungen,
GmbHs, Vereine, Akt iengesellschaften oder
öffent liche Körperschaften.

Es hat sich gezeigt, dass die 17 Biotechno-
logieregionen bezüglich ihres Erfolges (gemes-
sen an der Zahl gegründeter Unternehmen und
geschaffener Arbeitsplätze) trotz der Konver-
genz bei den Instrumenten auseinander drif ten.
Neben einer Gruppe von sehr erfolgreichen
Regionen – w ozu die drei Modellregionen, aber
auch noch einige w eitere Regionen gehören –
hat sich ein breites Mit telfeld sow ie ein Feld
von Schlusslichtern herausgebildet, die nur
geringe Erfolge aufw eisen können.

Insgesamt w ird dem BioRegio-Wettbew erb –
auch von ausländischen Beobachtern – ein gro-
ßer Erfolg zugesprochen, der sich darin doku-
mentiert , dass die Bundesrepublik Deutschland
nicht nur ihren internat ionalen Rückstand auf-
geholt  hat, sondern inzw ischen bei der Zahl neu
gegründeter Biotechnologieunternehmen inner-
halb Europas auf den Spitzenplatz vorgerückt ist
und mit  einigen Unternehmen, die inzw ischen
ein exponent ielles Beschäft igungsw achstum
aufw eisen, auch spektakuläre Erfolge vorw eisen
kann.

Das allgemeinste Ergebnis der vergleichen-
den Analyse lautet, dass die Polit ik einen erheb-
lichen Einf luss auf den Erfolg der regionalen
Technologieförderung hat:

– Der Ansatz, die starken Regionen zu stärken,
hat sich als richt ig erw iesen. Regionale
Technologieförderung sollte an endogenen
Potent ialen ansetzen, um die erforderliche
„ krit ische Masse“  an Innovat ionsakt ivitäten
produzieren zu können.

– Die krit ische Masse sollte sich auf räumlich
relat iv eng umrissene „ Cluster“  konzentrie-
ren, um die erforderliche Kooperat ionsdichte
zu gew ährleisten.

– Gut ausgestattete Koordinierungsstellen, die
als „ one-stop-locat ions“  einziger Ansprech-
partner für Existenzgründer und Unterneh-
men darstellen, arbeiten effekt iver als Netz-
w erke aus spezialisierten Agenturen.

– Die regionalen Koordinierungsstellen sollten
technologiespezif isch ausgerichtet sein.

– Die Koordinierungsstellen benöt igen eine
gute personelle Ausstattung und eine prof i-
lierte Persönlichkeit  an der Spitze, um im
Bedarfsfall auch auf den höheren polit ischen
und administrat iven Ebenen agieren zu kön-
nen.

– Privatw irtschaft lich organisierte Koordinie-
rungsstellen (GmbH oder AG) haben sich aus
verschiedenen Gründen als effekt iver erw ie-
sen als staat liche oder halbstaat liche Agen-
turen oder als Vereine oder St if tungen.

– Für die Handlungsfähigkeit  der Koordinie-
rungsstelle ist  ausschlaggebend, dass Kon-
kurrenzen zw ischen ihren Trägerinst itut ionen
durch eine intelligente Trägerkonstrukt ion
vermieden w erden.
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as Ergebnis der Untersuchung des Zusam-
menhangs von Löhnen und Arbeitslosigkeit

im internat ionalen Vergleich ist  eindeut ig: Es
kann nicht die Rede davon sein, dass in Europa
oder in Westdeutschland die Löhne einschließ-
lich der Lohnnebenkosten zu hoch für eine
erfolgreiche Entw icklung am Arbeitsmarkt sind.
Ein ganz anderer Befund liegt viel näher: Die
massive Lohnzurückhaltung der vergangenen 20
Jahre in Westdeutschland und Kont inentaleu-
ropa hat sich nicht in Erfolgen am Arbeitsmarkt
niedergeschlagen. Die empirische Analyse der
beiden w icht igsten untersuchten regionalen
Varianten von Lohnpolit ik – Kont inentaleuropa
auf der einen Seite, die USA und Großbritannien
auf der anderen Seite – belegt, dass diejenige
für den Arbeitsmarkt viel w irksamer w ar, bei
der sich die funkt ionale Verteilung der Einkom-
men nicht oder nur w enig geändert  hat. Das gilt
bei einer Untersuchung der Nominallöhne, der
Reallöhne und der Reallohnposit ion (Reallöhne
minus Produkt ivität) in nahezu gleichart iger
Weise.

Der Schlüssel zum Erfolg am Arbeitsmarkt
liegt ganz offensicht lich in einer strikten Produk-
t ivitätsorient ierung der Löhne in Kombinat ion
mit der Bereitschaft  der Wirtschaftspolit ik im
übrigen, eine akt ive Rolle bei der Bekämpfung
von Arbeitslosigkeit  zu übernehmen. Bezüglich
des lohnpolit ischen Leitbildes hat es von Seiten
der Gew erkschaften in Deutschland seit  den
70er Jahren einen großen Schw enk gegeben.
Die sog. Kaufkraft theorie des Lohnes, die die
70er Jahre noch dominiert  hat, ist  von einer
„ Solidaritätstheorie“  abgelöst w orden, die sich
sehr eng an die neoklassische Gedankenw elt
anlehnt und zudem zu den lange Zeit  vorherr-
schenden Ideen über „ Standortw ettbew erb“
und die „ Herausforderungen der Globalisierung“
passt. Bei ihrem Schw enk sind die Gew erk-
schaften in Europa allerdings über das Ziel
hinausgeschossen. Die Kaufkraft theorie des
Lohnes, w ie sie in den 70er Jahren noch en

voque w ar, ist  in der Tat nicht zu halten. Dar-
aus folgt aber nicht, dass Kaufkraft– und Nach-
frageüberlegungen keine Rolle mehr spielen.

Den Zugang zu einer angemessenen Theorie
bietet der enge Zusammenhang zw ischen Lohn-
stückkosten und Preisen. Wenn es richt ig ist ,
dass die Lohnpolit ik über die Lohnstückkosten
vor allem die Inf lat ionsrate und nicht die
Beschäft igung beeinf lusst, dürfen und können
die Tarifpartner im Rahmen der gesamten Wirt-
schaftspolit ik keine Rollenverteilung akzept ie-
ren, die ihnen die Hauptverantw ortung für die
Beschäft igung, der Geldpolit ik aber die Haupt-
verantw ortung für die Stabilisierung der Inf la-
t ionsrate zuw eist. Da sich – jenseits der unmit-
telbaren Wirkung auf die Inf lat ionsrate – die
Ausw irkungen der Lohnpolit ik auf die Gew innsi-
tuat ion der Unternehmen theoret isch und empi-
risch als irrelevant für die Beschäft igung erw ei-
sen, ist  die Lohnpolit ik in dem Bemühen, die
Arbeitslosigkeit  durch Lohnzurückhaltung abzu-
bauen, systematisch überfordert .

Das Beste, w as die Lohnpolit ik tun kann, ist
die Durchsetzung einer produkt ivitätsorient ier-
ten nominalen Lohnentw icklung unter expliziter
Berücksicht igung der Zielinf lat ionsrate der Euro-
päischen Zentralbank. Steigen die Nominallöhne
w ie der Produkt ivitätstrend zuzüglich dieser
Zielinf lat ionsrate, ist  dafür gesorgt, dass die
Produkt ivitätsgew inne mit  den geringstmögli-
chen Frikt ionen in Realeinkommen und
Nachfrage umgesetzt w erden. Das ist  die
inst itut ionelle Lösung, um einerseits eine
„ Wegrat ionalisierung“  von Arbeitsplätzen insge-
samt auszuschließen und andererseits die
Gefahren für die Preisstabilität  von Seiten der
Lohnpolit ik so gering w ie möglich zu halten.

Die Aufgabe, zusätzliche Arbeitsplätze in
Fällen von Unterbeschäft igung zu schaffen,
müssen dann freilich die übrigen Polit ikbereiche,
insbesondere die Geldpolit ik übernehmen. Das
ist  exakt die Rollenverteilung mit  der die USA in
den 90er Jahren so erfolgreich w aren. Nicht die
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Flexibilität  der Löhne oder eine w ie auch immer
geartete Flexibilität  der Arbeitsmarktstrukturen
w aren dort  für den enormen Gew inn an
Arbeitsplätzen und den Rückgang der Arbeitslo-
sigkeit  verantw ort lich, sondern die Flexibilität
der Geldpolit ik bei der Interpretat ion ihrer Auf-
gabe.

Konsequenterw eise ist  der Abstand in der
Beschäft igungs- und Arbeitsmarktentw icklung
zw ischen Europa und den USA vor allem in den
90er Jahren nicht darin begründet, dass bei
gleichem Wachstum die Produkt ivität  in den
USA zurückgeblieben ist , sondern darin, dass
bei gleichlaufender Produkt ivität  das Wachstum
dort viel höher gew esen ist . Das w iederum
zeigt, dass in Deutschland und Europa ein Um-
denken in einer zentralen Frage unumgänglich
ist, soll in Zukunft  eine erfolgreichere Wirt-
schaftspolit ik möglich sein: Es gibt keine Subst i-
tut ion von Arbeit  gegen Kapital im neoklassi-

schen Sinne. Die Unternehmen invest ieren und
desinvest ieren in Arbeit  und Kapital immer zur
gleichen Zeit .

Arbeit  ist  ein Produkt ionsfaktor sui generis.
Die Ent lohnung dieses Produkt ionsfaktors ent-
scheidet nämlich nicht nur über die Kosten,
sondern auch über die Gew inne der Unterneh-
men. Die Unternehmen können, selbst w enn sie
w ollten, Arbeit  auf Dauer ohne Gew inneinbußen
nicht real geringer ent lohnen, als es der
Arbeitsprodukt ivität  entspricht, da sich die von
ihnen produzierten Produkte nicht mehr abset-
zen lassen. Daher gibt es keine sinnvolle
Arbeitsintensivierung der Produkt ion, denn
diese bedeutet Rückschrit t  beim
Realeinkommen, damit eine geringere
Wachstumsrate und folglich keinen Gew inn an
Arbeitsplätzen.
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ergleicht man die zw ei w icht igsten Infor-
mationsquellen über die Gew inne der w est-

deutschen Unternehmen, die Volksw irtschaft li-
chen Gesamtrechnungen des Stat ist ischen
Bundesamtes und die Unternehmensbilanzsta-
t ist ik der Deutschen Bundesbank, so erhalt  man
höchst w idersprüchliche Aussagen. Auf der in
den jew eiligen Rechensystem höchsten Aggre-
gat ionsstufe, den “ Bruttoeinkommen aus Unter-
nehmertät igkeit  und Vermögen”  der Volksw irt-
schaft lichen Gesamtrechnung und den
“ Jahresüberschüssen”  aller Unternehmen der
Bilanzstat ist ik, gelangt man zu stark abw ei-
chenden Urteilen über das Niveau der Unter-
nehmensgew inne und über deren Entw icklung
im Zeitablauf

Die Bruttoeinkommen aus Unternehmertät ig-
keit  und Vermögen betrugen im ersten Jahr des
hier untersuchen Zeitraums von 1971-1997
knapp das Vierfache und gegen Ende im Jahr
1993 gut das Zehnfache des in der Bilanzstat is-
t ik ausgew iesenen Jahresüberschusses " aller
Unternehmen" .

In der Studie w ird untersucht, w ie die beiden
Rechensysteme zu diesen divergierenden Aus-
sagen gelangen. Dabei geht es zum einen um
die Dif ferenzen im Gew inniveau, zum anderen
um die Abw eichungen bei der Gew innentw ick-
lung.

Bei dem Vergleich der Gew innindikatoren
aus beiden Rechensystemen geht es um zw ei
zentrale Fragen:
– Handelt  es sich bei den gegenübergestellten

Größen überhaupt um miteinander vergleich-
bare Abgrenzungen von Gew innen, und

– beziehen sich die Gew innaussagen auch auf
die gleiche Grundgesamtheit?

Bei der ersten Frage geht es zunächst darum,
die konzept ionellen Unterschiede zw ischen den

beiden Rechensystemen zu erfassen und die
Gew innableitung vergleichbar zu machen.
Ergebnis dieses Teils der Untersuchung ist  die
Ableitung einer Größe, den standardisierten
Überschuss, die für beide Rechensysteme
Informationen über Niveau und Entw icklung der
Gew inne auf einer w eitgehend vergleichbaren
Grundlage liefert .

Zur Beantw ortung der zw eiten Frage w ird
untersucht, w elche Unternehmen im jew eiligen
Rechensystem bei der Gew innermit t lung
berücksicht igt  w erden, w o Erfassungslücken
bestehen und in w elcher Relat ion das erhobene
Datenmaterial im Vergleich zur Grundgesamt-
heit  steht. Es geht also um die Frage der Reprä-
sentat ivität .

Die Untersuchung zeigt, dass der scheinbare
Widerspruch zw ischen den Gew innaussagen der
Unternehmensbilanzstat ist ik der Deutschen
Bundesbank und der Volksw irtschaft lichen
Gesamtrechnung im w esent lichen auf unter-
schiedliche Sektoren- und Begrif fsabgrenzungen
der verw endeten Indikatoren zurückgeführt
w erden kann.

Während sich die Volksw irtschaft liche
Gesamtrechnung konzept ionell auf den gesam-
ten Unternehmensbereich bezieht, w ird in der
Bilanzstat ist ik lediglich ein Ausschnit t  erfasst,
der gemessen am Umsatz, etw a 55 Prozent des
Unternehmenssektors abdeckt.

Beide Rechenw erke können in ihrer sektora-
len und begrif f lichen Abgrenzung näherungs-
w eise vergleichbar gemacht w erden, indem der
standardisierte Überschuss für das Verarbeiten-
den Gew erbe berechnet w ird. Diese Größe zeigt
in beiden Stat ist iken eine sehr viel bessere
Übereinst immung der Entw icklung als die
ursprünglich verw endeten Gew innindikatoren.

Bezieht man die mit  gleichen Bew ertungsver-
fahren w ie die Bilanzstat ist ik arbeitende Kos-
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tenstrukturstat ist ik zusätzlich in den Vergleich
ein, verbessert  sich die Übereinst immung zw i-
schen beiden Rechenw erken. Allerdings bleiben
auch Unterschiede bestehen. Selbst bei gleicher
sektoraler Abgrenzung bleibt der Anst ieg des
standardisierten Überschusses auf der Grund-
lage des Bilanzmaterials - insbesondere seit
Mit te der achtziger Jahre - hinter dem der Kos-
tenstrukturstat ist ik zurück. Deut liche Abw ei-
chungen sind zudem im Niveau erkennbar.

Eine Ursache für das in der Bilanzstat ist ik
insgesamt deut lich niedriger ausgew iesene
Niveau der Gew inne liegt bei den zum Teil nicht
lösbaren Zuordnungsproblemen für einige
Aggregate. Daneben dürf te das abw eichende
Niveau, ebenso w ie der schw ächere Anst ieg,
auch damit zu erklären sein, dass im Bilanzma-
terial Unternehmen überrepräsent iert  sind, die
entw eder überdurchschnit t lich groß sind oder
deren Bilanzstruktur derjenigen von Großunter-

nehmen ähnelt . Die Gew innindikatoren für
Großunternehmen w eisen im Betrachtungszeit-
raum einen deut lich schw ächeren Anst ieg auf.

Die Untersuchung bestät igt  zudem bezüglich
der Gew inne den auch bei anderen ökonomi-
schen Größen beobachtbaren Strukturw andel in
Richtung auf den Dienst leistungsbereich. Zur
richt igen Bew ertung dieses Vorgangs besteht
allerdings noch erheblicher Analysebedarf .
Solange die primärstat ist ische Absicherung des
Dienst leistungssektors so ungenügend bleibt,
w ie dies gegenw ärt ig der Fall ist , fällt  es
schw er zu beurteilen, in w elchem Umfang diese
Gew innverlagerung durch die VGR überzeichnet
w ird oder inw iew eit  damit tatsächliche w irt-
schaft liche Prozesse abgebildet w erden.

________________________________________________________________
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ie drei Branchen der deutschen Rüstungs-
w irtschaft  stehen einerseits vor der glei-

chen Problematik einer unsicheren Zukunft  des
Rüstungsgeschäfts in Abhängigkeit  von den
nat ionalen Beschaffungen und der Exportnach-
frage. Andererseits unterscheiden sich aber die
Anpassungszw änge in den einzelnen Sektoren
z.B. aufgrund der sich abzeichnenden neuen
Prioritäten im Hinblick auf Mannschaftsstärke
oder Ausrüstung. Während im Panzerbau die
Anpassung nach unten überw iegt, blicken die
militärische Luft fahrt  und die mit  Kriegsschif fen
beschäft igten Großw erften eher opt imist isch in
die Zukunft . Allen drei Sektoren gemeinsam ist
das Bemühen, bei der militärischen Produkt ion
zunehmend auch auf zivile Komponenten und
Teile zurückzugreifen, da hier teilw eise die
technologische und preisliche Entw icklung der
militärischen vorauseilt . Am w enigsten ausge-
prägt ist  dies jedoch im Panzerbau, da hier nur
w enige Baugruppen Berührungspunkte mit  zivi-
ler Technik haben.

Bei allen interview ten Unternehmen herrscht
Übereinst immung darin, dass sich keines aus
der Rüstungsproduktion zurückziehen w ill; alle
möchten im Gegenteil den militärischen Anteil
am liebsten erhöhen und einige haben dazu
auch konkrete Pläne. Konversion ist  für keine
der Unternehmensleitungen ein Thema. Auch
von Seiten der Betriebsräte w ird auf ent-
täuschte bzw . schlechte Erfahrungen mit  Kon-
versionsbemühungen verw iesen. Es kann ver-
mutet w erden, dass sich nur jene Unternehmen
ernsthaft  um Konversion bemühen (müssen),
die für ihr militärisches Geschäft keine Zukunft
mehr sehen. Da die meisten w ehrtechnischen
Produkt ionsteile bzw . Geschäftsfelder in den
letzten 10 Jahren bereits durch einen harten
Ausleseprozess gelaufen sind und dabei jene
mit schw acher Wettbew erbsfähigkeit  teils ver-
kauft , teils geschlossen w orden sind, scheinen

die Überlebenden heute auf eine Stabilisierung
bzw . sogar Besserung der Lage und auf Chan-
cen bei der deutschen bzw . europäischen Neu-
strukturierung zu setzen. Die Wehrtechnik w ird
jedenfalls von allen hier befragten Unternehmen
als Zukunftsmarkt gesehen, w obei es gelte, die
vorhanden Kernkompetenzen zu erhalten.

Die Systemfirmen im Panzerbau sind meist
Teil größerer Mutterkonzerne mit  verschiedenen
Geschäftsbereichen. Neben einem w ehr-
technischen Bereich, der ausschließlich mit  Rüs-
tungsprodukt ion befasst ist , haben diese
Konzerne als tradit ionelle „ Gemischtw arenlä-
den“  noch mehrere andere, zivile Geschäftsbe-
reiche z.B. für Anlagenbau, Motoren etc. In den
meisten dieser diversif izierten Konzerne führt
ein kont inuierlich überproport ionales Wachstum
in den zivilen Feldern bei einer notgedrungen
stagnierenden Performance im w ehrtechnischen
Bereich nolens volens zu einer Struktur-
verschiebung zugunsten der zivilen Anteile im
Gesamtunternehmen. Diversif ikat ion und die
geforderte Konzentrat ion auf die Kernkompe-
tenz müssen dabei keinesw egs ein Widerspruch
sein; sie stehen vielmehr in einem dialekt ischen
Verhältnis zueinander. Dabei hat die Verfolgung
mehrerer Kernkompetenzen zumindest den Vor-
teil einer größeren Unabhängigkeit  von konjunk-
turellen und strukturellen Schw ankungen und
Risiken einzelner Geschäftszw eige. Zw ischen
den verschiedenen Geschäftsfeldern eines Kon-
zerns sollte es jedoch Synergien geben. Wo dies
nicht der Fall ist , kann sich jedes Segment
alleine besser entw ickeln als im Verbund der
Ungleichen. Da heute zunehmend die klare Kon-
zentrat ion auf möglichst w enige Kernge-
schäftsfelder und die Orient ierung am Sharehol-
der-Value gefordert  w ird, könnte sich auch im
Schif fbau eine ähnliche Entw icklung ergeben.
Preussag hat sich bereits w eitgehend aus dem
Werftengeschäft  zurückgezogen und auch
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Thyssen-Krupp könnte sich schon bald von
seinen Werften trennen.

Der vor allem in der amerikanischen Literatur
festgestellte Rückstand der (dort rein militäri-
schen) Rüstungsunternehmen im Hinblick auf
marktw irtschaft liche Eff izienz kann für die deut-
sche, in diversif izierte Unternehmen integrierte
Wehrtechnik nicht bestät igt  w erden. Am w ei-
testen fortgeschrit ten sind hier die großen Un-
ternehmen der Luft- und Raumfahrt , die davon
prof it ieren, dass sie Teil des Technologiekon-
zerns DaimlerChrysler sind. Hier sind neuere
Managementphilosophien in aller Regel seit
Jahren implementiert . Auch die großen Werften
haben einen ähnlichen Vorteil, insofern sie zu
überw iegend zivilen Mutterkonzernen gehören
und deren moderne Methoden übernehmen
können. Die Betriebe des Panzerbaus scheinen
dagegen, auch w enn sie Teil diversif izierter
Konzerne sind, produkt ionsbedingt ein größeres
Eigenleben zu führen, so dass hier noch ein
gew isser Nachholbedarf  besteht. Dennoch sind
auch hier deut liche Fortschrit te bemerkbar. Dies
lässt sich u.a. auch an der personellen Zusam-
mensetzung der Vorstände ablesen, w o heute
die Ökonomen im Vormarsch sind und der w irt-
schaft lichen Eff izienz größere Beachtung
geschenkt w ird als f rüher.

Die europäische Neustrukturierung w ird von
der deutschen Luft- und Raumfahrt  energisch
vorangetrieben und ist  mit  der Gründung der
EADS zu einem vorläuf igen Abschluss gebracht
w orden, w enn auch noch einige Bereinigungen
anstehen. Nun w ird an transat lant ischen Allian-
zen gearbeitet . Die Werften dagegen treiben
w eder die nat ionale noch die europäische Kon-
solidierung akt iv voran, w eil sie durch die Integ-
rat ion von Handels- und Marineschif fbau, durch
ihren Kooperat ionsverbund untereinander, durch
ihre langfrist ige Zusammenarbeit  mit  ausländi-
schen Partnern und durch ihre technologische
Spitzenstellung über große Wettbew erbsvorteile
verfügen, die eine Überw indung des status-quo
nicht zw ingend erforderlich machen. Die Pan-
zerunternehmen, die sich in der schw ierigsten
Lage bef inden, diskut ieren verschiedene Konso-
lidierungsstrategien, die in jüngster Zeit  auch
schon teilw eise und zw ar zunächst auf nat io-
naler Ebene umgesetzt  w urden. Die als not-
w endig erachtete europäische Konsolidierung
dürf te hier am ehesten in der Form gegenseit i-
ger Abhängigkeiten und bereinigter Standorte
erfolgen.

Die Konsolidierung w ird mit  w eiteren
Arbeitsplatzverlusten verbunden sein, da Kapa-
zitäten bereinigt  und Standorte zusammengelegt
w erden müssen und neue Synergie- und Rat io-
nalisierungseffekte entstehen. Das quant itat ive
Ausmaß dieses Abbaus ist  allerdings nicht
abschätzbar, insbesondere bei einer Konsolidie-
rung auf europäischer Ebene. So machen die
Panzerunternehmen geltend, dass die Anpas-
sungsmaßnahmen in Deutschland schon w eiter

fortgeschrit ten sind als in Frankreich oder Groß-
britannien. Folglich könne der im Zuge eines
grenzüberschreitenden Zusammenschlusses
notw endige Kapazitätsabbau nicht gleichmäßig,
sondern müsse schw erpunktmäßig bei den
ausländischen Partnern erfolgen.

Posit ive Erfahrungen w urden in der Rüs-
tungsindustrie mit  f lexibilisierten Arbeitszeiten
gemacht, w eil die Betriebe jetzt  „ atmen“  kön-
nen. Arbeitszeitkonten sind dabei ein w eithin
prakt iziertes Instrument, um Guthaben für
bezahlte Freistellungen aufzubauen. Um den
gew ünschten Beschäft igungseffekt zu erhöhen,
sollten Volumen und Ausgleichszeitraum der
Arbeitszeitkonten geregelt  w erden. Bei Nutzung
dieser Konten durch Freistellung steigt auch der
Bedarf an befristeten Beschäft igungsverhältnis-
sen, w ie insbesondere aus den Unternehmen
des Flugzeug- und Schif fbaus berichtet w ird.
Um einen Missbrauch zum Unterlaufen des
Kündigungsschutzes zu verhindern, sollten die
Tarifparteien das Recht erhalten, Tarifvereinba-
rungen zu Umfang und Dauer befristeter Arbeit
zu vereinbaren. Aufgrund der posit iven Erfah-
rungen der befragten Betriebsräte sollte dieses
Instrument gerade bei den Problemen der w ehr-
technischen Unternehmen stärker genutzt w er-
den

Vor dem Hintergrund der massiven Arbeits-
platzverluste, w elche die w ehrtechnische In-
dustrie an die Grenzen ihrer Systemfähigkeit
und damit auch ihrer Konkurrenzfähigkeit  in
Europa geführt  haben, sollten die Vorteile des in
Deutschland bew ährten konsensualen Systems
genutzt  w erden. Bei der Sicherung der Arbeits-
plätze muss zuerst an die Verantw ortung der
Unternehmen appelliert  w erden, die in der Ver-
gangenheit  gut an den staat lichen Rüstungsauf-
trägen mit  der damals üblichen Kostenabrech-
nung verdient haben. Die gegenw ärt igen
Bemühungen um eine Orient ierung auf den
(kurzfrist igen) Shareholder-Value stehen in
gew issem Widerspruch zur gleichzeit ig erhobe-
nen Forderung der Unternehmen nach (langfris-
t iger) Planungssicherheit . Die Unternehmen
müssen alles tun, um ihre Systemkompetenz zu
erhalten und die Kooperat ionsansätze w eiter zu
entw ickeln. Die Integrat ion von ziviler und mili-
tärischer Produkt ion im Schif f - und Flugzeugbau
gilt  es zu erhalten, denn sie bietet im Vergleich
zum Ausland die besseren Möglichkeiten,
Synergien zu nutzen und Beschäft igung zu sta-
bilisieren.

Darüber hinaus muss aber auch der Staat an
seine Verantw ortung erinnert  w erden. Der Staat
als einziger Kunde im Inland ist  w esent lich ver-
antw ort lich für den Kapazitätsaufbau in den
zurückliegenden Jahren und muss nun in der
Phase des Abbaus und der Restrukturierung
auch zu seiner beschäft igungspolit ischen Ver-
antw ortung stehen. Schließlich hat die neue
Bundesregierung im Koalit ionsvertrag Abrüstung
und Konversion ausdrücklich als bundes-



polit ische Aufgabe und Element regionaler
Strukturpolit ik herausgestellt . Wenn daher die
Bundesregierung zum Zw ecke der Etatsanierung
den Verteidigungshaushalt  kürzt  und die
Beschaffungen für die Bundesw ehr streckt und
aus polit ischen Erw ägungen die Exportrestrikt i-
onen verschärf t , müssen zumindest auch Aus-
gleichsmaßnahmen für die davon betroffenen
Arbeitsplätze organisiert  w erden, anstatt  die
betroffenen Unternehmen einfach dem Markt zu
überlassen. Bei einem notw endigen Abbau
w ehrtechnischer Kapazitäten müssen andere
Produkte innerhalb und außerhalb der Unter-
nehmen gefördert  w erden, um einen Personal-
ausgleich zu ermöglichen. Die bereits vorhan-
dene Diversif ikat ion der deutschen
Rüstungsunternehmen bietet dabei die besten
Voraussetzungen für einen solchen industrie-
polit ischen Wandel.

Arbeitnehmer und Unternehmen der Rüs-
tungsindustrie fordern gleichermaßen, dass in-
nerhalb der Europäischen Union gleiche Wett-

bew erbsbedingungen herrschen müssen.
Gegenw ärt ig stehen jedoch massiven staat li-
chen Export förderungen im konkurrierenden
Ausland restrikt ive Exportregulierungen im
Inland gegenüber. Um Chancengleichheit  herzu-
stellen, müssen die Exportricht linien für Rüs-
tungsgüter in der Europäischen Union
harmonisiert  und für alle Mitgliedsstaaten ver-
bindlich sein. Einen hoffnungsvollen Ansatz
bietet hier der „ Letter of Intent for the Restruc-
turing of the European Defence Industries“ , in
dem sich Deutschland, Frankreich, Italien,
Großbritannien, Schw eden und Spanien erst-
mals auf gemeinsame Rahmenbedingungen für
die Integrat ion der nat ionalen Rüstungsindust-
rien geeinigt und damit einer grenzüberschrei-
tenden Rüstungszusammenarbeit  und Arbeits-
teilung einen neuen Anstoß gegeben haben.
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ie Region Ulm ist  zu Beginn der 90er Jahre
die am meisten von der Rüstungsindustrie

abhängige Region in der Bundesrepublik
Deutschland. Die Bew ält igung des durch den
Beschäft igungseinbruch in der Rüstungsin-
dustrie bedingten Strukturw andels soll mit  einer
sozial-ökologischen Innovat ion verbunden w er-
den. Dazu w ird die Moderat ion und der Aufbau
eines „ Verkehrstechniklabors Region Ulm"  unter
den Aspekten
– Orient ierung auf rasche Umsetzung und
– Übertragbarkeit  des Konzepts auf andere

vom Strukturw andel betroffene Regionen
gestaltet . Kernstück ist  die Implementierung
von Technologieleitprojekten der Verkehrstech-
nik.

Die Beschäft igung mit  Verkehrstechnik als zivi-
ler Anw endungsbereich ursprünglich militäri-
scher Elektronik- und Kommunikat ionstechnik-
entw icklungen hat sich dabei als besonders
erfolgsversprechend herausgeschält , spricht sie
doch alle Bereiche militärischer Produktent-
w icklung und zugleich einen gesellschaft lich
anerkannt notw endigen Engpasssektor an.

Als Technologieleitprojekte sind die Bereiche
– automatischer Schienenverkehr
– Rechnerverbund für Verkehrsinformation

– Verkehrssensorik
im Innovat ionsausschuss des Gemeinderats der
Stadt Ulm aufgrund von Beratungen mit  dem
Innovat ionsnetzw erk der Region - IHK, Hand-
w erkskammer und mehreren Beratungsunter-
nehmen - ausgew ählt  w orden. Diese Technolo-
gieleitprojekte nutzen das spezif ische Know -
how  aus Rüstungs- und Zulieferindustrie und
lassen sich modellhaft  in der Region umsetzen.
In den Implementierungsprozess sind Unter-
nehmensausgründungen aus dem Rüstungsbe-
reich, öffent liche Verw altungen, Betreiber und
Besteller von Nahverkehr (verantw ort lich für
Verkehrsinfrastruktur) sow ie Entw ickler von
Verkehrsleit- und Verkehrsinformationsdiensten
einbezogen w orden. Ebenso sind Softw arehäu-
ser und Zulieferbetriebe für eine Teilnahme an
der Gestaltung der Technologieleitprojekte
erschlossen w orden.

Im Einzelnen ist  es gelungen zum Thema
„ Automatischer Schienenverkehr“  ein
Leitprojekt in Verbindung mit der Revitalisierung
der Schienenstrecke Günzburg-Mindelheim und
der Schienenerschließung des Legolandparks bei
Günzburg auf den Weg zu bringen. Das Projekt
dient der Demonstrat ion der Wirtschaft lichkeit
von Schienennebenbahnen durch Elemente au-
tomatischer Betriebsleit technik. Es hat das Inte-
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resse zahlreicher, auch außerhalb der Region
angesiedelter Betreiber von Schienennebenstre-
cken gefunden. Hervorzuheben ist , dass die
zentrale Komponente dieses Betriebskonzepts
durch eine Ausgründung aus dem DASA-
Bereich Navigat ion und Flugsicherungen (NFS)
unter Einsatz der Satellitennavigat ion entw ickelt
w ird und damit zeigt, dass der Anspruch, Neu-
heiten auf dem Gebiet der Verkehrstechnik mit
Hintergrund ursprünglich militärischer Produkte
zu entw ickeln, als Konversionsanspruch konse-
quent umgesetzt w erden konnte.

Das Technologieleitprojekt „ Rechnerver-
bund“  für Verkehrsinformationen hat durch das
w ährend des Berichtszeitraums sich
explosionsart ig verbreitende Internet als
Informationsmedium einen unerw arteten
Stellenw ert bekommen. Auch hier hat sich die
Zielsetzung, eine w eitere Ausgründung aus dem
ursprünglich militärischen Navigat ions- und
Kommunikat ionsbereich einzubinden, als idealer
Katalysator erw iesen. Die Informationen über
Anschlüsse von Bussen und Bahnen sow ie über
Störungen im Autoverkehr durch eine
Vernetzung von an unterschiedlichen öffent li-
chen Stellen erhobenen georeferenzierten Daten
mit einer auf der Internettechnologie fußenden
Rechnerverbundarchitektur haben eine
erfolgreiche und vermarktungsfähige
Produktbasis gefunden.

Im Leitprojekt „ Verkehrssensorik“  kam der
Wunsch der Region zu Hilfe, mit tels des Einsat-
zes neuer Technologien der Verkehrssensorik
und Verkehrstechnik einen Beitrag zur Ent las-
tung des Stadtverkehrs auf der Achse B10 /
B28 vom überregionalen Güterstraßenverkehr
zu init iieren. Für dieses konkrete Anw endungs-
feld kann die Radartechnik zur automatischen
Erfassung von Verkehrsstörungen, die Ermit t-
lung von Reisezeiten und die vergleichende Dar-
stellung von Reisezeiten auf der Fernstraßen-
route bzw . auf der Stadtverkehrsroute genutzt
w erden, um neue Technologien zu entw ickeln
und gleichzeit ig ein lokales Verkehrsproblem zu
entschärfen. Eine vollständige Subst itut ion des
seit  Jahrzehnten eingeführten und als univer-
seller Verkehrsdetektor genutzten Indukt ions-
schleifendetektors ist  in diesem Bereich sicher
nicht zu erw arten, w ohl aber eine erfolgreiche
Nischenanw endung mit  Ausstrahlungen auf
andere Bereiche des Einsatzes ursprünglich
militärischer Entw icklungen in der Verkehrs-
technik.

Die in der Vorstudie ermit telten Teilprojekte
sind w ährend der Projekt laufzeit  durch Beratung
mit Projektentw icklern, durch Unterstützung
von einschlägigen Ausgründungen, durch
Anfert igen von Marktanalysen und durch das
Zusammenführen von Entw icklungs- und
Herstellungskapazitäten aus unterschiedlichen
Ressourcen umgesetzt  w orden.

Der in dem Vorhaben verfolgte Ansatz geht
davon aus, dass zur erfolgreichen Konversion

die Einbeziehung der Region für die Implemen-
t ierung der Technologieleitprojekte w esent lich
ist . Solchermaßen geschaffene öffent liche
Nachfrage verbunden mit  einem gut zugängli-
chen Netz an w issenschaft lich-technischen
Einrichtungen ermöglicht den Sprung von der
Produkt idee zum vermarktbaren Produkt1.

Für die w icht igen Elemente dieses Konzepts,
nämlich die Ident if ikat ion des Netzw erks an ein-
schlägigem Know -how , die Def init ion von Leit-
projekten und die Einbindung der Region als
Besteller und Nachfrager, ist  eine Erfolgsevalu-
at ion vorgenommen w orden. Diese bezieht sich
darauf, ob Unternehmen aus dem Rüstungsbe-
reich zur Herstellung neuer Produkte
zusammengekommen sind, ob die ident if izierten
Partner aus Privat industrie, Verkehrs-
verw altung, Arbeitsverw altung,
Verkehrsverbünden und Verbänden sich in dem
Projekt engagieren, ob sich neue Kooperat ionen
zw ischen den Partnern ergeben und ob die
Region sich hinter das Innovat ionsfeld
Verkehrstechnik stellt . In allen drei Leitprojekten
gelang es, eine Vielzahl von ört lichen
Inst itut ionen, Firmenausgründungen und
Einzelpersonen mit militärelektronischem Ent-
w icklungshintergrund in die Gestaltung mitein-
zubeziehen.

Von den Firmenausgründungen sind
insbesondere ADtranz Signal (mit t lerw eile
DCRail (Signal)), Eurotelematik, Eonic Solut ions,
ALSTOM, Fischer-ESG Blaubeuren, Debis
Systemhaus GEI sow ie einschlägige
Abteilungen des DaimlerChrysler Forschungs-
zentrums zu nennen. Forschungs- und
Entw icklungsinst itut ionen w ie die Universität
Ulm, das Forschungsinst itut  für anw endungs-
orient ierte Wissensverarbeitung (FAW), die
AEG/MIS Gesellschaft  für moderne Infor-
mationssysteme und die PIN Mult imediale
Kommunikat ions-GmbH sow ie öffent liche Ver-
w altungen w ie das Amt für Verkehrsplanung
der Stadt Ulm, die Stadtw erke Ulm/Neu-Ulm,
der Landkreis Günzburg, der Regionalverband
Donaul-Iller und die Stadt Günzburg sind als
w eitere w icht ige Netzw erkpartner in die Pro-
jekte eingebunden.

Die Vielfalt  der an der Init iierung der Leit-
projekte Beteiligten von Industrie, Entw icklungs-
und Forschungsinst itut ionen bis zur öffent lichen
Verw altung zeigt, dass der Anspruch, die
gesamte Region in den Konversionsansatz ein-
zubinden, im Rahmen der gesetzten Zielsetzung
aus dem Bereich der Verkehrstechnik gelungen
ist . Die posit iven Ergebnisse des Vorhabens
sind ein Element einer erfolgreichen Umstruktu-

                                                          
1 Rosenthal, Frank (1998), Unternehmenskonversion:
Grenzen und Möglichkeiten. Das Beispiel der Firma
Deutsche Systemtechnik (DST), Münster. (Bremer
Schrif ten zur Konversion Bd. 7).



rierung der Region, in der viele w eitere regionale
und überregionale Anstrengungen eine w icht ige
Rolle gespielt  haben. Der Wandel der Wirtschaft
der Region von einer auf Industrieprodukt ion
orient ierten Ausrichtung zur Dienst leistungsge-
sellschaft  mit  den Schw erpunkten Wissenschaft
sow ie I- und K-Entw icklung ist  insgesamt als
breite Anstrengung erfolgt . Dabei hat der
Arbeitsplatzabbau in der Rüstungsindustrie
nicht mehr die anfangs drängende Bedeutung.

Es darf  aber nicht übersehen w erden, dass
die Unterstützung von Einzelpersonen und Aus-
gründungen im Rahmen der beschriebenen
Konversionsinit iat ive ein zeitgerechter Beitrag

w ar. Die in den einzelnen Leitprojekten ent-
w ickelten Markt- und Potent ialabschätzungen
haben dabei eine große Allgemeingült igkeit . So
w ird sichergestellt , dass entscheidende Kon-
zeptelemente unabhängig von der spezif ischen
Situat ion der Region Ulm auf andere, von aus-
laufender Produkt ion und Strukturw andel
betroffene Regionen übertragen w erden kön-
nen.

________________________________________________________________

Ergebnis :

Implementierung von Technologieleitprojekten der
Verkehrstechnik als regionaler Konversionsansatz:
Moderat ion und Aufbau eines "Verkehrstechniklabors
Region Ulm"  zur Steuerung des Strukturw andels mit
neuen Chancen für Innovation und Beschäft igung
durch Konversion von Militärelektronik auf Verkehrs-
technik. Abschlussbericht/R.D. Kühne u.a. Mai 2000.
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er Prozess der Globalisierung im allgemei-
nen und die Diskussion um die Wettbe-

w erbsfähigkeit  nat ionaler Volksw irtschaften im
speziellen bildeten den Hintergrund für die Stu-
die deutscher Direkt invest it ionen in Nordw est-
england. Die Standortdebatte manifest iert  die
zunehmende Sorge um die strukturellen und
inst itut ionellen Schw ächen des einstmals als
blueprint  hochgelobten ‘Modells Deutschland’ .
In einer zunehmend globalisierten Welt , so die
stereotype Argumentat ion, gibt es keine nat io-
nalen Sonderw ege mehr, eine Anglo-Amerikani-
sierung der Arbeitsbeziehungs- und Tarifsyste-
me sei ebenso w enig dauerhaft  zu verhindern
w ie die Aufgabe der ‘keynesianischen Illusion’
von nat ionaler Wirtschafts- und Sozialpolit ik für
Vollbeschäft igung und soziale Gerecht igkeit . Die
treibende Kraft  hinter diesen gleichmachenden
Tendenzen ist die Mobilität  der Produktionsfak-
toren im allgemeinen und des Kapitals im
besonderen. Die Idee ist  bestechend einfach:
Zunehmend w urzelloses Kapital diskriminiert
zw ischen den nat ionalen Produkt ionsstandorten
und ihren inst itut ionellen Rahmenbedingungen
unter Gew innmaximierungsgesichtspunkten. Da
die Nachfrage quasi global gegeben ist  (und von
jedem Standort  der Welt  abgeschöpft  w erden
kann), müssen die Angebotsbedingungen im
Standortw ettbew erb bedeutungsvoller w erden
und im Konkurrenzkampf zur verallgemeinerten,
überlegenen Regulierung drängen.

Wir haben zunächst versucht, das Konzept
der ‘ internat ionalen Wettbew erbsfähigkeit ’
durch ein Konzept der ‘Leistungsfähigkeit  im
internat ionalen Vergleich’  zu ersetzen, da erste-
rem die theoret ische Grundlage fehlt  und es zur
gefährlichen polit ischen Implikat ionen führt ,
w enn es fälschlicherw eise in Analogie zu inter-

nat ionalen Wettbew erbsfähigkeit  von Unter-
nehmen gebraucht w ird. Allerdings lässt sich
selbst unter Verw endung des Konzepts der
‘Leistungsfähigkeit  im internat ionalen Vergleich’
ein Zurückfallen der deutschen Wirtschaft  seit
Beginn der 90er Jahre – insbesondere gegen-
über Großbritannien – nicht bestreiten. Ein
genauer Blick zeigt  dann, dass dieses ‘Stand-
ortproblem’  insbesondere der relat iv
schlechteren Beschäft igungsperformanz der
Bundesrepublik im Vergleich zum europäischen
Durchschnit t , besonders aber im Vergleich zu
Großbritannien geschuldet ist . Die sich uns
stellenden Fragen mussten deshalb lauten: (1)
Haben die deutschen Direkt invest it ionen nach
England zu dieser Entw icklung beigetragen?
Oder anders: Sind die deutschen Direkt invest it i-
onen Ausdruck eines Job-Exportes nach Groß-
britannien oder hat sich dieser Prozess durch
eine zunehmende Komplexität  der Internat iona-
lisierung zumindest verschärf t? (2) Inw iew eit
kann die hohe Regulierungsdichte des
deutschen Arbeitsbeziehungs- und Kollekt ivität
des Tarifsystems ein Anreiz für die ‘Kapital-
f lucht ’  vom Standort  Deutschland gew esen
sein?

Mit den folgenden Ergebnissen soll die
Standort- und Konvergenzdiskussion belebt und
w eitere Forschung angeregt w erden:

(1) In Übereinst immung mit  den meisten ande-
ren Studien zum Thema zeigt auch unsere
Untersuchung, dass die deutschen Direkt inves-
t it ionen in Nordw estengland posit ive
Beschäft igungseffekte im Ursprungsland (Bun-
desrepublik), aber (netto) negat ive Beschäft i-
gungseffekte im Gast land (Großbritannien) mit
sich bringen. Die Begründung hierfür liegt in der
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w esentlich marktschaffenden und exportgene-
rierenden Motivat ion der Direkt invest it ionen und
der w eiten Verw endung von
‘merger&aquisit ions’  (Fusion und Übernahme)
als Zugangsmodus – w omit selbst die direkten
(posit iven) Beschäft igungseffekte in Großbritan-
nien als eher gering eingeschätzt w erden kön-
nen. Überraschenderw eise konnte festgestellt
w erden, dass ein großer Teil der deutschen
Tochterunternehmen – auch nach längerer
Dauer ihres Auslandsengagements – über diese
init iale Phase der Internat ionalisierung nicht
w esent lich hinausgegangen sind. Entgegen der
These zunehmender Komplexität  des Auslands-
engagements scheinen die deutschen Tochter-
unternehmen auf Dauer w esent lich eine Markt-
erschließungsfunkt ion zu übernehmen, nicht
aber in ein komplexes Geflecht internat ionaler
Standortvorteile (w as z.B. auch die Verlagerung
zentraler Unternehmensbestandteile w ie die
FuE-Akt ivitäten implizieren w ürde) überzugehen.
Dies kann als Zeichen der Stärke des Standor-
tes Deutschland gew ertet w erden, w o die Mut-
terunternehmen ihre Kernakt ivitäten konzentrie-
ren. Es mag sich aber dann zu einem
Wettbew erbsproblem der deutschen Mutterun-
ternehmen ausw achsen, die jew eiligen lokalen
Standortvorteile unausgeschöpft  zu lassen,
w enn der Standort  Deutschland sich als dauer-
haft  nicht so überlegen herausstellen sollte, w ie
das beobachtete Verhalten der deutschen
Unternehmen anzudeuten scheint. Vielleicht
aber zeigen unsere Ergebnisse auch nur einen
dist inkt deutschen Zugang zur Globalisierung –
w as allerdings, ebenso w ie die vorhergehenden
Überlegungen, w eiterer Untersuchung harrt .

(2) Entgegen der Vermutung, die man ange-
sichts der massiven Krit ik am deutschen
Arbeitsbeziehungs- und Tarifsystem hegen
könnte, nutzen die deutschen Unternehmen in
Nordw estengland bei w eitem nicht alle Mög-
lichkeiten des deut lich w eniger kodif izierten und
dezentralisierten brit ischen Systems. Zw ar imi-
t ieren sie auch nicht das deutsche System in
vollendeter Weise, w ohl aber lässt sich eine
Adaption w esent licher Bestandteil des deut-
schen Modells – überdurchschnit t lich hoher
Anteil an kollekt iver Lohnf indung und kollekt iver

Interessenvertretung (Voice-Mechanismus) im
Vergleich zu den brit ischen Partner- oder Kon-
kurrenzunternehmen – vor dem Hintergrund des
spezif isch brit ischen Rahmens feststellen.
Besonders auffällig ist  dabei, dass jüngere deut-
sche Unternehmen in Nordw estengland, die
also zu einer Zeit  gegründet oder aufgekauft
w urden, als sich die Standortdebatte
intensivierte, in stärkerem Ausmaß auf das
Modell Deutschland bzw . eine spezif ische
Adaption vor dem Hintergrund des brit ischen
Systems vertrauen als ältere deutsche
Unternehmen in Nordw estengland – von einer
zunehmenden, strategischen Anglo-
Amerikanisierung der Arbeits- und
Tarifbeziehungen kann also keine Rede sein.

Es scheint schw er einsicht ig, dass deutsche
Unternehmen überw iegend aus Markterschlie-
ßungsmotiven heraus in Großbritannien inves-
t ieren, diesen Betriebsmodus im w esent lichen
beibehalten und damit ihre Kernakt ivitäten in
Deutschland belassen, gleichzeit ig w esent liche
spezif ische Merkmale des deutschen Arbeitsbe-
ziehungs- und Tarifsystems in angepasster Form
in Großbritannien zur Anw endung bringen,
w enn sie sich hiervon eine Schw ächung ihrer
Wettbew erbsfähigkeit  erw arten w ürden. Wenn-
gleich dies auch noch kein Freibrief  für die dau-
erhafte Güte des Standortes Deutschland
abgibt, so ist  es doch Anzeichen für den hohen
Grad an Zufriedenheit  mit  dem Standort
Deutschland und seinen Inst itut ionen und Regu-
lierungen. Aber auch eine w ettbew erbszent-
rierte Anglo-Amerikanisierung der Arbeits- und
Tarifbeziehungen – also eine kompetit ive Kon-
vergenz – ist  aus unseren Befunden nicht
herauszulesen. Vielmehr deuten sie auf einen
stabilen, pfadabhängigen Prozess der kont inu-
ierlichen Anpassung hin. Wenn die Erfahrungen
der deutschen Unternehmenstöchter diesen
Prozess bei den Unternehmensmüttern in
Deutschland zu beeinf lussen in der Lage sein
sollten, dann ist  w ohl zu erw arten, dass künft ig
umfassende Human-Ressource-Management-
Prakt iken – also individuelle Part izipat ionsfor-
men – verstärkt die bew ährten, kollekt iven
Arbeitsbeziehungen unterstützen w erden.

________________________________________________________________

Ergebnis :

Tüselmann, Heinz; McDonald, Frank; Heise, Arne:
The Impact of German Direct Foreign Investment in
the United Kingdom on Employment and Employee
Relat ions: The Case of Northw est England.
Abschlussbericht. Manchester; Düsseldorf, August
2000. (Publikat ion geplant)
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as aufgeführte Projekt soll zur Bestandssi-
cherung in der Sanitär-, Heizungs- und

Klimatechnikbranche beitragen. Im Zentrum des
Vorhabens stehen die Handw erksbranche mit
ihren Anpassungsproblemen bezüglich der kon-
junkturellen, technologischen und marktseit igen
Entw icklungen. Das Handw erk ist  in Nordrhein-
Westfalen ein bedeutender Wirtschafts- und
Arbeitsmarktfaktor, der im Vergleich zur indus-
triellen Beschäft igung oft  unterschätzt w ird.
Aktuell ist  jedoch eine verschärf te Wettbe-
w erbssituat ion und – damit  verbunden – ein
erheblicher Umsatz- und Arbeitsplatzrückgang
zu beobachten.

Dieser Strukturw andel erfordert  eine Neupo-
sit ionierung des SHK-Handw erks im Sinne von
energie- und ressourcensparenden Maßnahmen
im Wohnungsneubau und -bestand. Daraus
ergeben sich eine Reihe handw erksrelevanter
Marktsegmente, unter anderem in den Berei-
chen thermische und elektrische Solarenergie-
nutzung, Haus- und Gebäudetechnik, Regen-
w asser-, Grauw assernutzung, Aufbereitung und
Entsorgung betrieblicher Abw ässer, Energie-
dienst leistungen. Diese Potent iale können
jedoch von den Unternehmen nur genutzt w er-
den, sofern eine Ausrichtung der Betriebe an
diesen neuen innovat iven, jedoch nicht unprob-
lematischen Marktfeldern gelingt. Erforderlich
zur Erschließung der Potent iale sind Technik-
kompetenz, Planungs- und Systemlösungskom-
petenz sow ie eine entsprechende Kommunikat i-
ons- und Beratungsfähigkeit  der Betriebe und
der dort  Beschäft igten. Schw ierigkeiten und
Lösungsvorschläge zur betrieblichen Nutzung
dieser Potent iale und Qualif ikat ionen standen im
Mittelpunkt des Projektes. Hierzu w urden im
Rahmen von Workshops und betrieblichen Ver-

anstaltungen eine Reihe von Ergebnissen erar-
beitet . Die Erfahrungen der Workshopteilnehmer
zeigen, daß sich nicht nur der Markt von der
Produktseite in zunehmendem Tempo verän-
dert , sondern auch die Anforderungen der Kun-
den gest iegen sind. Der Kunde w ill mit  Blick auf
die komplexe und modulare Technik für ihn
individuell zugeschnit tene Komplett lösungen
und Dienst leistungen aus einer Hand angeboten
bekommen. Großkunden des SHK-Handw erkes
w ie z.B. Wohnungsunternehmen, stellen w ei-
tergehende Anforderungen an ihre Partner.
Neben der technischen Kompetenz und der
Koordinierung von Modernisierungs- und
Sanierungsmaßnahmen w ird die Übernahme
von kompletten Funkt ionen in der Bestandsauf-
nahme, Ausschreibung, Auftragsvergabe sow ie
in der Koordinat ion der Gew erke als Dienst leis-
tung erw artet.

Im Projektverlauf zeigte sich, daß viele
Betriebe des SHK-Gew erkes nicht, oder nur
unzureichend in der Lage sind, die skizzierten
Anforderungen zu erfüllen. Das erforderliche
neue Denken von Betriebsinhabern und Be-
schäft igten, neue Formen der innerbetrieblichen
Organisat ion setzen sich nur zögerlich um. Ver-
stärkte außerbetriebliche Kooperat ion sow ie die
Nutzung von neuen kommunikat ionstechnischen
Dienst leitungen und Technologien sind nicht
verbreitet  genug. Neben der Aneignung neues-
ter fachlicher Entw icklungen erfordert  dies von
den Betrieben den Aufbau neuer, bzw . erw eiter-
ter Planungs- und Beratungskompetenzen und
die Bereitschaft , ein neues Berufs- und Betriebs-
verständnis zu entw ickeln.

D



Der Abschlußbericht des genannten Projektes
setzt  sich aus unterschiedlichen Teilberichten
zusammen:
– Zusammenfassender Abschlußbericht,
– Stand und Trends in der ökologischen Haus-

technik (Teilbericht 1),
– Das Sanitär-, Heizungs- und Klimahandw erk

in NRW (Teilbericht 2,)
– Das Sanitär-, Heizungs- und Klimahandw erk

vor neuen Herausforderungen (Teilbericht 3).

Dokumentat ion der Workshops:

– Die Sanitär-, Heizungs- und Klimabranche auf
der Suche nach neuen Marktfeldern,

– Das SHK-Gew erbe – Perspekt iven jenseits
des Jahres 2000,

– Ökologische Haustechnik – Ein Handlungs-
feld für Wohnungsunternehmen?

– Trends in der ökologischen Haustechnik –
Marktfelder der Zukunft  für das SHK-Hand-
w erk.

________________________________________________________________

Ergebnisse :

Die Sanitär-, Heizungs- und Klimabranche auf der
Suche nach neuen Marktfeldern. Ein Workshop (1) im
Rahmen des Projektes Bochum, Oktober 1997.

Neue Arbeitsplätze in der Produktion, Installat ion und
Wartung von energie-, w ärme- und w assersparenden
Techniken am Beispiel des Werksw ohnungsbestan-
des im Ruhrgebiet. Bochum: Stand und Trends in der
ökologischen Haustechnik. Teilbericht 1. Bochum,
Oktober 1998.

Neue Arbeitsplätze in der Produktion, Installat ion und
Wartung von energie-, w ärme- und w assersparenden
Techniken am Beispiel des Werksw ohnungsbestan-
des im Ruhrgebiet: Das Sanitär-, Heizungs- und Kli-
mahandw erk in NRW. Teilbericht 2. Bochum, De-
zember 1998.

Duchene, Bruno; Köder, Jürgen; Werner, Gabriele:
Das Sanitär-Heizungs- und Klimahandw erk vor neuen
Herausforderungen. Die Veränderung von Kunden-
anforderungen, dargestellt  am Beispiel der Woh-
nungsw irtschaft. Teilbericht 3. Bochum, Januar
1999.

Das SHK-Gew erbe - Perspekt iven jenseits des Jahres
2000. Branchenw orkshop (2) im Rahmen des Projek-
tes "Neue Arbeitsplätze in der Produktion, Installat ion

und Wartung von energie-, w ärme- und w asserspa-
renden Techniken am Beispiel des Werksw ohnungs-
bestandes im Ruhrgebiet. Bochum, Februar 1998.

Ökologische Haustechnik - ein Handlungsfeld für
Wohnungsunternehmen? Ein Workshop (3) im Rah-
men des Projektes "Neue Arbeitsplätze in der Produk-
t ion, Installat ion und Wartung von energie-, w ärme-
und w assersparenden Techniken am Beispiel des
Werksw ohnungsbestandes im Ruhrgebiet. Bochum,
März 1998.

Trends in der ökologischen Haustechnik - Marktfelder
der Zukunft für das SHK-Handw erk. Ein Workshop
(4) in Rahmen des Projektes " Neue Arbeitsplätze in
der Produktion, Installat ion und Wartung von energie-
,  w ärme- und w assersparenden Techniken am
Beispiel des Werksw ohnungsbestandes im Ruhrge-
biet. Bochum, Mai 1998.

Duchene, Bruno; Köder, Jürgen; Werner, Gabriele:
Neue Arbeitsplätze in der Produktion, Installat ion und
Wartung von energie-, w ärme- und w assersparenden
Techniken am Beispiel des Werksw ohnungsbestan-
des im Ruhrgebiet. Zusammenfassender Abschluss-
bericht. Bochum, November 1999.
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usgangspunkt der Untersuchung w ar die
Annahme, dass die tarif lichen und betrieb-

lichen Systeme der Entgeltgestaltung den heut i-
gen Qualif ikat ions- und Leistungsanforderungen
nicht mehr entsprechen und die Betriebe ange-
sichts der in den meisten Branchen ausbleiben-
den Reform der Entgeltrahmenabkommen
vermehrt dazu übergegangen sind, die Entgelt-
systeme den veränderten externen und internen
Bedingungen anzupassen. Nachgegangen w urde
der These, w onach die Krise des Taylorismus
einerseits und die Internat ionalisierung des
Produkt ions- und Marktgeschehens andererseits
auch die Entgeltsysteme in den Strudel der
Veränderung ziehen w ürden. Ziel der Studie w ar
es, das Ausmaß der realisierten und geplanten
Veränderungen zu erfassen, die Richtung des
Wandels zu beschreiben, die Faktoren dingfest
zu machen, die den Wandel begünst igen oder
behindern und mögliche Folgen des Wandels für
die betriebliche Interessenvertretung der
Arbeitnehmer zu benennen. Empirischer Kern
der Untersuchung w ar eine schrif t liche
postalische Befragung von Managern und
Betriebs-/Personalräten in 5000 Unternehmen
der Metall- und Elektroindustrie, der Text il- und
Bekleidungsindustrie und des Bankgew erbes.

Die wichtigsten Ergebnisse

1. Das Ausmaß des Wandels der betrieblichen
Entgeltsysteme ist  geringer als erw artet.
Bisher hat lediglich eine Minderheit  von Un-
ternehmen ihre Lohn- und Gehaltssysteme
einer mehr oder w eniger grundlegenden Ver-
änderung unterzogen (ca. 20 %). Sieht man
sich die Komponenten der Ent lohnung im
Einzelnen an, dann hat sich bei den Syste-
men der Grundentgelt f indung am w enigsten
getan. Veränderungen w urden bisher nur in
w enigen Unternehmen vollzogen (ca. 9 %)
und auch nur eine Minorität  hat für die
absehbare Zukunft  entsprechende Pläne.
Eine w irkliche Systemveränderung, bei der

z.B. die Merkmale der Arbeitsbew ertung
ganz oder teilw eise erneuert , die Gew ichtun-
gen verändert  oder die Methoden gew echselt
w urden, gab es nur in w enigen Ausnahme-
fällen.

2. Die Zurückhaltung, die die Unternehmen
beim Umbau ihrer Systeme der Arbeitsbe-
w ertung bisher gezeigt haben, heißt jedoch
nicht, dass es keine Krit ik an ihren Effekten
gibt. Immerhin knapp 30 Prozent der Mana-
ger und doppelt  so viele Betriebsräte
registrieren nämlich systematisch bedingte
Fehlbew ertungen. Auch an den bestehenden
Lohn- bzw . Gehaltsabständen zw ischen und
innerhalb der verschiedenen Beschäft igten-
gruppen äußern zw ischen einem Drit tel und
einem Viertel der Manager Krit ik. Von einer
qualif izierten Minderheit  der Manager w ird
das Bestehende also durchaus problemati-
siert . Zudem gibt es bei einem relevanten
Anteil der Manager Unsicherheit , ob ihre jet-
zigen Verfahren der Lohn- und Gehaltsf in-
dung auch für die Zukunft  taugen.

3.  Ein klares Prof il der Unternehmen, die ihre
Systeme der Grundentgelt f indung in den
letzten Jahren bereits verändert  haben,
konnte nicht gefunden w erden. Unsere
Arbeitshypothese, w onach Unternehmen, die
arbeitsorganisatorischen Veränderungen ins
Zentrum ihrer Rat ionalisierungsstrategie
gerückt, sich stark dezentralisiert ,
Hierarchien abgef lacht und Teamarbeit
eingeführt  haben, signif ikant häuf iger ihre
Entgeltsysteme verändert  haben, fand keine
Bestät igung. Dasselbe gilt  für Internat iona-
lisierungsvariablen. Lediglich bei der
Betriebsgröße konnten w ir einen signif ikan-
ten Zusammenhang f inden und hier gilt : Je
größer die Betriebe sind, desto eher haben
sie bereits ihre Systeme der Arbeitsbew er-
tung verändert. Das Prof il der Unternehmen,
die beim Leistungslohn Veränderungen vor-
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genommen haben, ist  etw as klarer konturiert
als jenes der veränderungsakt iven Unter-
nehmen bei der Grundlohnf indung. Keinen
Einf luss auf das Akt ivitätsniveau hat w ie-
derum die Involviertheit  in das internat ionale
Marktgeschehen. Begünst igt  w ird die Bereit-
schaft , Leistungsent lohnung einzuführen
oder zu verändern dagegen durch arbeitsor-
ganisatorische Veränderungen und Kosten-
druck.

4. Veränderungen an Systemen der Leistungs-
ent lohnung w urden doppelt  so häuf ig vorge-
nommen w ie solche an der Grundentgelt f in-
dung. Auch die Einschätzungen zur
Zukunftstauglichkeit  lassen erw arten, dass
die Leistungsent lohnung (zusammen mit  der
Einführung ertragsabhängiger Lohnbestand-
teile) in den kommenden Jahren das bevor-
zugte Feld der betrieblichen Entgeltgestal-
tung sein w ird. Nur eine Minderheit  der
Manager und erst recht die Betriebs-
/Personalräte traut ihren Regelungen zum
Leistungsentgelt  zu, den Anforderungen der
Zukunft  voll zu genügen, die große Mehrheit
hält  sie nur für eingeschränkt tauglich, für
überholt  oder ist  sich im Urteil noch unsi-
cher.

5. Fakt isch haben sich die Leistungsanforde-
rungen in den letzten Jahren in nahezu allen
Unternehmen und quer zu den Branchen
erheblich erhöht. Das sehen nicht nur die
Betriebs- und Personalräte so, sondern auch
die Manager. Besonders stark angezogen
w urde die Leistungsschraube bei den Ange-
stellten. Trotz der Verschärfung der Leis-
tungsanforderungen ist  die Konf likthäuf igkeit
bei der Festsetzung der Leistungsnormen
nach Darstellung der Manager erstaunlich
gering. Aus der Perspekt ive der Betriebs-
/Personalräte stellt  sich das etw as anders
dar. Auch im Trend gibt es gegenläuf ige Ein-
schätzungen. Nach Darstellung der Manager
nehmen die Konf likte ab, nach der Betriebs-
und Personalräte zu.

6. Im Zuge der Modernisierung der Leistungs-
lohnsysteme verändern sich die Leistungsin-
dikatoren und mit  ihnen der Leistungsbegrif f .
Tradit ionelle Messgrößen w ie Arbeitsmenge
und –qualität  sind w eiterhin w icht ig, zu
ihnen kommen aber zunehmend neue Indika-
toren hinzu. Hierzu zählen Sozialkompetenz,
Kommunikat ionsfähigkeit , Init iat ive, Flexibili-
tät , Improvisat ionsgeschick - allesamt Fähig-
keiten, die dem Steuerungstyp der diskursi-
ven Koordinierung Rechnung tragen und
geeignet sind, die nicht oder nur mit  hohem
Aufw and zu schließenden Lücken der
Arbeits- und Prozessplanung durch Eigenini-
t iat ive und Selbstopt imierung zu schließen.
Parallel und nicht alternat iv zu dieser „ Sub-

jekt ivierung“  der Leistungsindikatoren behal-
ten objekt ivierte Kennzahlen ihre Bedeutung
bzw . w erden teilw eise sogar w icht iger als
bisher. In den Katalog der Merkmale w erden
nun vermehrt betriebsw irtschaft liche Renta-
bilitätsgrößen aufgenommen, w omit nicht
nur das Spektrum der Leistungsindikatoren
vergrößert , sondern der Leistungsbegrif f
selbst verändert  w ird. Leistung w ird nun
vom Ende der betrieblichen Prozesskette her
def iniert : vom Markt. Leistung ist , w as der
Markt als solcher anerkennt. Damit ver-
schw immt begrif f lich w ie prakt isch die Dif fe-
renz zw ischen leistungs- und ertragsorien-
t ierter Ent lohnung.

7. Verbunden mit der Flexibilisierung, Ausdif fe-
renzierung und inhalt lichen Veränderung der
Leistungsmerkmale ist  die Abkehr von den
stark regulierten und die Hinw endung zu den
schw ach oder gar nicht regulierten Lohnfor-
men und Methoden der Leistungsermit t lung.
Stark auf dem Rückzug ist  die Akkordent loh-
nung, einen Aufschw ung erlebt die Prämien-
ent lohnung. Großen und w eiterhin w achsen-
den Zuspruch f indet im Management die
Methode der persönlichen Beurteilung.
Besonders hoch im Kurs stehen derzeit  aber
Zielvereinbarungen, die am besten auf den
Punkt bringen, w orum es dem Management
bei der Veränderung der Leistungsent loh-
nung derzeit  geht: Opt imierung des Gesamt-
systems, Ausrichtung des Leistungsverhal-
tens auf die geschäftspolit ischen Ziele des
Unternehmens, schnelle Anpassung an die
w echselnden betrieblichen und markt lichen
Gegebenheiten, geringe Regulierung, schw a-
che Intervent ionsmöglichkeiten der Betriebs-
und Personalräte und nicht zuletzt  die Erhö-
hung der Legit imität  des Leistungslohns
durch Selbstverpf lichtung der Beschäft igten
auf die Leistungsziele.

Zusammenfassend lässt sich festhalten:
Leistungsent lohnung ist  derzeit  die w icht igste
Arena der Veränderung auf der betrieblichen
Ebene. Hier w urden Veränderungen doppelt  so
häuf ig vorgenommen w ie bei den Systemen der
Grundentgelt f indung und die Planungen zielen
primär auf diese Entgeltkomponente. Beim
Grundentgelt  f ielen bisher die Veränderungen in
der Zahl und in der Tiefe gering aus. Verändert
w urde hier vor allem die Eingruppierungspraxis,
w eniger die Systeme selbst. Das dürf te vor
allem damit zusammenhängen, dass eine
grundlegende Veränderung der Kriterien und
Gew ichte der Arbeitsbew ertung das Sozialge-
füge und damit die Stat ik in den Unternehmen
verändert , w as zu Turbulenzen führen kann, die
einzelne Unternehmen kaum auffangen können.
Veränderungen beim Leistungsentgelt  sind
demgegenüber nicht nur leichter zu vollziehen,
sie können sich auch auf den zum gesell-



schaftspolit ischen Programm mutierten Slogan
berufen, dass „ Leistung sich w ieder lohnen“
müsse und fungieren insofern auch als Soziali-
sat ionsagentur für die Herstellung eines, der

„ New  Economy“  verpf lichteten Arbeitnehmer-
typs.

________________________________________________________________
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Bahnmüller, Reinhard: Entgelt , Leistung, Beteili-
gung. Neue Trends und alte Fragen. In: Tarifauto-
nomie und Flächentarifvertrag: Dokumentat ion der
tarifpolit ischen Tagung vom 20. bis 22. November
in Darmstadt / IG Metall (Hrsg.). Frankfurt a.M.,
1997.

Bahnmüller, Reinhard: Trend betrieblicher Entgelt-
und Leistungsregulierung. In: Die Mitbest immung;
Heft 1+ 2/1999. S. 17-20.

Bahnmüller, Reinhard: Betriebliche Entgeltsysteme
und Entgeltpolit ik im Wandel. Abschlussbericht. Tü-
bingen, Januar 2000. (Publikat ion geplant)
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as stark praxisorient ierte Projekt unter-
suchte die Entw icklung der Arbeitsbezie-

hungen in Europa am Beispiel von Deutschland,
Frankreich, Großbritannien und Italien. Dabei
w urde der Schw erpunkt auf die Veränderungen
der Betriebs- und Unternehmensverfassungen
gelegt.

Die Bearbeitung erfolgte in einem mehrstuf igen
arbeitsteiligen Vorgehen:
1. Ausw ertung bisher durchgeführter empiri-

scher Studien und Sichtung relevanter Litera-
tur;

2. Expertengespräche mit  Gew erkschaftern,
Betriebsräten, Vertretern von Arbeitgeber-
bzw . Unternehmensverbänden sow ie Mana-
gementvertretern;

3. Fallstudien in Konzernmüttern und Tochter-
unternehmen in den verschiedenen Ländern
und Branchen;

4. Durchführung themenbezogener nat ionaler
und internat ionaler Konferenzen und Arbeits-
tagungen mit Beteiligten aus Gew erkschaf-
ten, Arbeitgeberverbänden, Unternehmen
und Betrieben und der Wissenschaft , um
eine ständige Rückkoppelung mit  den betrof-
fenen Akteuren zu gew ährleisten;

5. Einrichtung eines Arbeitskreises „ Europäi-
sche Betriebsräte in der Region Bremen“ , in
dem (Europäische) Betriebsräte, Gew erk-
schaftsvertreter, Wissenschaft ler,
Mitarbeiter von Weiterbildungseinrichtungen
und w eitere Interessierte regelmäßig zum
Erfahrungsaustausch und zur Diskussion
gemeinsam vereinbarter Themen
zusammentreffen.

Ein zentrales Ergebnis der Untersuchung ist ,
dass sich in den letzten Jahren in Europa ein
Mehrebenensystem staat licher Regulierung her-
ausgebildet hat. Betrachtet man die zukünft ige
Entw icklung, so scheint w eder eine Rückkehr
zur Allzuständigkeit  des Nationalstaates noch
eine Auf lösung in einem neuen europäischen
Bundesstaat möglich.
Eine Europäisierung der Arbeitsbeziehungen
kann daher nur verstanden w erden als kom-
plexer Prozess
– der Neuordnung von Regulierungsebenen

und
– des Funkt ionsw andels und der Veränderung

der Subsysteme auf europäischer, nat ionaler,
regionaler und betrieblicher Ebene.

Dabei muss beachtet w erden, dass die w eitere
Entw icklung der Arbeitsbeziehungen in Europa
nicht einer quasi objekt iven Logik folgt , sondern
sich in gesellschaft lichen Auseinandersetzungen
durchsetzt.

Lediglich der Europäische Betriebsrat (EBR)
w eist im bisherigen Kontext der europabezoge-
nen Regulierungen ein Potent ial auf, in relevan-
tem Ausmaß gestaltend auf die Arbeitsbezie-
hungen einzuw irken.

Allerdings ist  der EBR nur mit  einer relat iv
geringen Eigenautorität  ausgestattet . Er kann
daher eine w irksame polit ische Praxis nur dann
entfalten, w enn er eine Akzeptanz seitens sei-
ner Interakt ionspartner, verbunden mit  der
Möglichkeit  einer hinreichenden Information
aufw eist und zugleich über eine Konzept ion
seiner eigenen Tät igkeit  verfügt. Hierzu gehören
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vor allem die Entw icklung eines eigenständigen
Selbstverständnisses als EBR, die Bew ält igung
der Kommunikat ions- und der Informations-
problematik innerhalb des EBR und extern,
sow ie die Entw icklung einer Strategie, die sein
prakt isches Handeln anleiten kann. Zentral ist
aber auf jeden Fall ein effekt ives Zusammenw ir-
ken mit  den einzelnen nat ionalen Interessenver-
tretungen.

Aus unseren Fallstudien lassen sich folgende
Konsequenzen der Rückw irkungen auf nat ionale
Interessenvertretungssysteme feststellen:
– Grundvoraussetzung einer w irksamen Arbeit

des EBR ist  ein klares Verständnis seiner
Mitglieder von ihrer Funkt ion und die Ent-
w icklung einer eigenen Ident ität  des EBR.

– Der EBR bedarf  ferner einer Akzeptanz seiner
w esent lichen Interakt ionspartner, d.h. der
nat ionalen Interessenvertretungen, der
Gew erkschaften und auch des Manage-
ments.

– Die nat ionalen Interessenvertretungen müs-
sen in ihren Denk- und Verhaltensw eisen und
der Praxis ihres betrieblichen/unternehmens-
bezogenen Handelns die europäische Ebene
einbeziehen.

– Alle Erfahrungen und empirischen Untersu-
chungen haben zudem deut lich gemacht,
dass die Interessenvertretungen auf nat io-
naler und europäischer ein formelles und
informelles Informations- und Kommunikat i-
onsnetzw erk aufbauen müssen, w enn sie
eine erfolgreiche Tät igkeit  entfalten w ollen.
Dazu gehört  auch und insbesondere die
Information und Kommunikat ion zw ischen
den off iziellen EBR-Sitzungen,

– Schließlich ist  eine intensive Einbeziehung
hauptamtlicher Gew erkschafter sow ohl in
dem Dialog mit  dem Management als auch
innerhalb des EBR von ausschlaggebender
Bedeutung für eine akt ive Rolle des EBR und
ein gelingendes Zusammenw irken von nat io-
naler und europäischer Interessenvertretung.

________________________________________________________________
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Euro-Betriebsräte und deutsche Betriebsverfassung
- Europäisierung der Arbeitsbeziehungen / W.
Eberw ein; J. Tholen (Hrsg.). Bremen, 1998.

Besondere Probleme der Europäisierung der
Arbeitsbeziehungen aus brit ischer, französischer,
italienischer und deutscher Sicht / W. Eberw ein; J.
Tholen (Hrsg.). Bremen, 1998.

Die Europäisierung der Arbeitsbeziehungen - eine
Tagung des Wissenschaftstransfers / Eberw ein; J.
Tholen (Hrsg.). Bremen, 2000.

Eberw ein, W.; Tholen, J.; Schuster J.: Die Ent-
w icklung der Arbeitsbeziehungen in Europa - zum
Zusammenhang von nationaler und europäischer
Ebene am Beispiel von Deutschland, Frankreich,
Großbritannien und Italien. Abschlussbericht.
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1. Der Begriff des Topmanagers w ird in der
w irtschafts- und rechtsw issenschaft lichen
Literatur inst itut ionell und/oder funkt ional zu
best immen versucht. Statt  dieser konzept io-
nell unbefriedigenden Definit ionsvorschläge
w ird das Konzept der „ strategischen Auto-
nomie“  hier für eine theoriegeleitete Abgren-
zung von Topmanagern zu den sonst igen
Führungskräften herangezogen. Als Topma-
nager sind danach die Mitglieder der ersten
Hierarchieebene, die Sparten-, Divisions-
oder Geschäftsbereichsleiter sow ie der Leiter
der F&E-Abteilung eines Unternehmens zu
qualif izieren.

2. Ein internat ionaler Vergleich zur Rekrutierung
von Frauen in das Topmanagement zeigt,
dass Spitzenposit ionen in der Wirtschaft  nur
sehr selten mit  Frauen besetzt  w erden. Die-
ses Phänomen w ird auf die Existenz eines
sogenannten „ Glass Ceiling“  zurückgeführt .
Dies w ird in der Literatur zu erklären ver-
sucht durch Barrieren gesellschaft licher
Natur, durch das unzureichende quant itat ive
und qualitat ive Angebot von Frauen auf dem
Arbeitsmarkt für Führungskräfte sow ie durch
Barrieren in den Unternehmen selbst.

Die Vorschläge zur Überw indung des Glass
Ceiling orient ieren sich an den personalw irt-
schaft lichen Entscheidungsfeldern Beschaf-
fung, Ausw ahl und Entw icklung. Sie ent-
sprechen w eitgehend den Maßnahmen, die
auch im Rahmen von Frauenförderprogram-
men allgemein vorgeschlagen w erden. Im
einzelnen geht es um spezielle Maßnahmen
des Personalmarket ings für Frauen, die Auf-
nahme von Frauen in Führungskreise und
Mentorenprogramme sow ie die schrif t liche
Fixierung und Offenlegung der Beurtei-
lungstandards bei Beförderungsentscheidun-
gen. Kontrovers w ird die Einrichtung spe-
zieller Karrierepfade für Frauen diskut iert ,
ebenso die Bestellung von Frauenbeauftrag-

ten und die Einführung von Frauenquoten im
Führungskräftebereich.

3. Für den Prozess der internen Rekrutierung
von Topmanagern sollte man aus qualif ika-
t ionstheoret ischer und informationsökonomi-
scher Sicht insbesondere beachten:

Für die Ident if izierung von High Potent ials
unter den Führungsnachw uchskräften eignen
sich überzeugende Leistungsnachw eise in
der ersten Karrierephase. Hilfreich hierfür ist
aus informationsökonomischer Sicht die
Inst itut ionalisierung von Assessment-Posit io-
nen, Führungskreisen und Mentorenpro-
grammen. Qualif ikat ionstheoret ische Gründe
sprechen für Job Rotat ion und eine moderate
Beförderungsgeschw indigkeit , um General
Management-Fähigkeiten bei den High
Potent ials aufzubauen. Beförderungsent-
scheidungen sollten nach Leistungskriterien
w egen der damit verbundenen Anreizw ir-
kung und in Form von mehrstuf igen Beförde-
rungsturnieren erfolgen. Durch die Kombina-
t ion mit  Senioritätskriterien kann
sichergestellt  w erden, dass aufst iegsnot-
w endige Qualif ikat ionen in ausreichendem
Maße erw orben w erden. Für die Interakt ion
der High Potent ials ist  die mögliche dysfunk-
t ionale Wirkung von Kollusionen oder soge-
nannten Rattenrennen auf die Personalpolit ik
bei Führungskräften zu beachten.

4. Für den Prozess der externen Rekrutierung
von Topmanagern lässt sich eine Hierarchie
der Beschaffungsopt ionen begründen. Am
vorteilhaftesten erscheint die eigenständige
Suche mit  Hilfe persönlicher Kontakte. Wenn
ein Qualitätsvergleich zw ischen persönlich
bekannten und fremden Kandidaten ange-
strebt w ird, empfiehlt  sich aufgrund von
Spezialisierungsvorteilen die Einschaltung
von Markt intermediären. Das gleiche gilt ,
w enn es an persönlichen Kontakten für die
Rekrut ierung von Topmanagern fehlt . Prob-



lematisch bei der Einschaltung von Personal-
beratungen ist  die Qualitätsunsicherheit , die
jedoch durch Reputat ionseffekte
kompensiert  w erden kann. Die Suche per
Direktansprache durch Personalberater
erscheint umso erfolgsversprechender und
kostengünst iger relat iv zur Stellenanzeige, je
größer deren Kenntnisse über die
Angebotsseite des bevorzugten
Marktsegmentes sind.

Die (ausgew ählten) Topmanagement-Kan-
didaten müssen mit  Hilfe eines präferenzfä-
higen Lohnangebots zum Eintrit t  in das
suchende Unternehmen bew egt w erden.
Werden die Erw artungen hinsicht lich der
matchspezif ischen Grenzprodukt ivität  ent-
täuscht, so ist  die kurzfrist ige Auf lösung des
Beschäft igungsverhältnisses regelmäßig die
Folge.

5. Bei der Berufung in das Topmanagement, der
Letztentscheidung, w eichen Recht und Reali-
tät in der Regel voneinander ab. Für Akt ien-
gesellschaften kann vermutet w erden, dass
die Entscheidung des Aufsichtsrates maß-
geblich von Vorstandsmitgliedern, Bankver-
tretern und anderen Interessengruppen mit-
beeinf lusst w ird. Allerdings f inden sich
hierzu kaum systematische empirische
Belege. Hier w ird die These vertreten, dass
die Letztentscheidung selbst und die Chan-
cen der Arbeitnehmerseite, auf die Personal-
polit ik für Topmanager Einf luss zu nehmen,
maßgeblich von der Führungsorganisat ion
der Unternehmen (Aufsichtsratstypen)
geprägt w ird.

________________________________________________________________
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Gerum, Elmar; Schäfer, Ivo: Rekrut ierung von
Topmanagern. Entw icklung eines Erhebungsde-
signs. Abschlussbericht. Marburg, Juni 2000.
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Fragebogen II: Die Letztentscheidung.
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Fragestellung und Methode

An Führungskräfte w erden häuf ig beruf liche
Anforderungen gestellt , die Selbst- und Fremd-
ansprüche im Privatbereich tangieren. Die Ra-
t ionalisierungsmaßnahmen in den 90er Jahren
und die damit einhergehenden neuen Organisa-
t ions- und Managementkonzepte haben w e-
sent lich zu einer die Vereinbarkeit  von Beruf
und Familie erschw erenden Arbeitssituat ion
beigetragen. Das Verhältnis von Beruf und Fa-
milie w ird darüber hinaus von den Wandlungen
in den Geschlechterverhältnissen berührt . Die
Unterstützungsleistungen von Frauen im Hinter-
grund verlieren in dem Maße ihre Selbstver-
ständlichkeit , in dem sich Frauen stärker auf
ihre eigene beruf liche Entw icklung und auf ihre
Interessen konzentrieren. Eine Beteiligung der
Männer an der Familienarbeit  w ird von ihnen
zunehmend erw artet.

In dem qualitat iv angelegten Projekt w urden
zw ei Perspekt iven untersucht: Erstens ging es
um die Frage, w ie es Führungskräfte und ihre
Partnerinnen schaffen, angesichts der Verände-
rungen in den Geschlechterverhältnissen und
den zunehmenden beruf lichen Anforderungen in
den Unternehmen, Beruf und Familie zu verein-
baren (Interview s mit  jüngeren Führungskräften
und Partnerinnen). Zw eitens w urde die Prob-
lemw ahrnehmung und -behandlung von Unter-
nehmen zum Spannungsfeld von Familie und

Beruf bei Managern untersucht (Experteninter-
view s in Unternehmen und deren Umfeld).

Der Untersuchung w urde eine Sekundärana-
lyse von Daten aus einer von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft  geförderten Untersu-
chung über mit t lere und untere Führungskräfte
in der Industrie vorgeschaltet  (vgl. Faust,
M./Jauch, P./Notz, P.: Befreit  und entw urzelt :
Führungskräfte auf dem Weg zum " internen
Unternehmer" , München, Mering 2000).

Zentrale Ergebnisse

1. Trotz großer Unterschiede zw ischen den
untersuchten Paaren stellen partnerschaft-
liche Gleichheitsvorstellungen bei allen
Leitbilder dar, die nicht in Frage gestellt
w erden. Dennoch hat der Wertew andel bei
den befragten Frauen nicht zu dem von uns
unterstellten höheren Druck auf die
Führungskräfte geführt : Die Familienarbeit
bleibt w eitgehend in den Händen der
Partnerinnen, die beruf lichen Ambit ionen der
Frauen, w enn sie denn überhaupt ausgeprägt
sind, w erden zurückgestellt , die w eiblichen
Anpassungsleistungen an die beruf lichen
Vorgaben der Führungskräfte sind nach w ie
vor enorm. Tradit ionelle Geschlechtsnormen
entfalten hier ihre Wirkungen. Wenngleich
eine Spannbreite zw ischen verschiedenen
Partnerinnen und ihren Erw artungen an die



Führungskräfte besteht, und ein Teil der
Frauen sehr w ohl ein Engagement der
Männer für die Alltagsarbeiten und Ent-
lastung am Wochenende und am Abend
verlangt, kann insgesamt bei keinem der
Manager von einem daraus result ierenden
w irklichem Dilemma gesprochen w erden,
den divergierenden Ansprüchen von Beruf
und Partnerschaft  nicht (mehr) gerecht
w erden zu können.

2. Paare bilden recht früh und keinesw egs stets
ref lexiv partnerschaft liche Arrangements
aus, auf deren Basis sie gegenseit ige
Ansprüche und den Umgang mit  den Alltags-
anforderungen einordnen können. Es ist
dieses Grundarrangement, von dem aus die
Fragen der Vereinbarkeit  gestellt  w erden
müssen. Ob etw a die zunehmenden
beruf lichen Belastungen und Anforderungen -
von denen in der Industrie ja nicht nur die
Führungskräfte betrof fen sind - die Verein-
barkeit  von Beruf und Familie erschw eren,
kann somit  nicht über die bloßen Kennzif fern
von Arbeitszeiten oder Belastungen
beantw ortet w erden. An der zeit lichen
Verfügbarkeit  etw a entzünden sich zw ar
häuf ig Probleme in Partnerschaften, doch die
Zumutungsgrenzen und die dazu gehörenden
Deutungsmuster - also w elche zeit lichen
Invest it ionen Partner und Partnerin noch
akzeptabel bzw . nicht mehr akzeptabel
erscheinen, und w arum dies so ist  - sind
sehr unterschiedlich.

3. Wenngleich es die meisten Paare schaffen,
die Basis ihres Grundarrangements zu
erhalten, so bedeutet dies nicht gleichzeit ig,
daß sie mit  dem Umgang der Unternehmen
mit der Vereinbarkeitsfrage zufrieden seien.
Einhellig beklagt w ird die Rücksichtslosigkeit
der Firmen gegenüber den Familienbelangen.
Bei aller Anpassungsbereitschaft  der Paare
an die beruf lichen Vorgaben gibt es hier
doch eine Zumutungsgrenze. Denn die
Pluralisierung der Lebensformen hat u.a.
dazu geführt , daß alternat ive Lebensent-
w ürfe auch für Männer denkbar sind und in
Erw ägung gezogen w erden, w enn die
sinnst if tenden Instanzen von Partnerschaft
und Familie ernsthaft  tangiert  w erden. Die
Restrukturierungsmaßnahmen in den 90er
Jahren haben vielen Managern die
Brüchigkeit  eines langfrist ig angelegten
Treueverhältnisses zur Firma vor Augen
geführt .

4. Da Unternehmen in erster Linie auf Gew inn-
maximierung ausgerichtet sind, befassen sie
sich allenfalls dann mit  der Vereinbarkeits-
frage ihrer Leistungsträger, w enn Schw ierig-
keiten auftauchen oder zu befürchten sind.
Wenngleich fast jeder der befragten

Expert Innen schon einmal mit  den privaten
Problemen von Führungskräften konfront iert
w ar, so gilt  doch, daß Manager eine hohe
Selbstdisziplin aufw eisen und in der Regel
bei Krisen keine auffälligen Leistungsein-
brüche haben. Die Führungskräfte ziehen
eine Trennlinie zw ischen Arbeitsbereich und
Privatsphäre, so daß die Unternehmen häuf ig
erst dann von ernsthaften Schw ierigkeiten
Notiz nehmen können, w enn relevante
Prozesse und Entscheidungen bereits
abgeschlossen sind. Damit  w erden sie zum
Teil mit  Rückw irkungen aus dem privaten
Bereich konfront iert , auf die sie keinen
Einf luß mehr nehmen können.

5. Die befragten ExpertenInnen nehmen die
jüngere Generat ion von Partnerinnen als
Gruppe mit  sehr unterschiedlichen Lebens-
mustern w ahr und gestehen ihnen auch
beruf liche Ambit ionen und Ansprüche an
Gleichberecht igung in der Partnerschaft  zu.
Nichtsdestotrotz w ird gleichzeit ig erw artet,
daß Führungskräfte Partnerinnen haben, die
Leistungen im Hintergrund erbringen. Die
ideale Partnerin vereint tradit ionelle
Unterstützungsleistungen mit  emanzipato-
rischen Zügen von Eigenständigkeit ,
Selbstbew usstsein und Intelligenz, und
solange es die Erw erbstät igkeit  des Mannes
nicht tangiert , ist  sie auch selbst beruf lich
engagiert . Das trägt - so die Unterstellung -
zum besseren Verständnis der beruf lichen
Arbeit  des Mannes bei. Gemeinhin w ird also
davon ausgegangen, daß Männer w eiterhin
die Ernährerfunkt ion in der Familie
einnehmen. Somit w erden Manager mit
Männlichkeits- und Partnerschafts-
vorstellungen konfront iert , die eine
Freistellung bei der Familienarbeit
unterstellen, auch w enn dies nicht immer der
realen privaten Situat ion entspricht.

6. An Teilzeit  haben jüngere Führungskräfte
durchaus Interesse. Solche Wünsche w erden
jedoch zumeist nur hinter vorgehaltener
Hand geäußert, w eil es sich um ein normativ
aufgeladenes Thema handelt . Ein Teil der
Personalverantw ort lichen ist  durchaus offen
für Männer in Teilzeit  und könnte sich dies
auch bei Führungskräften vorstellen.

Leidensdruck, Unzufriedenheit  usw . entstehen
nicht durch einzelne objekt ive Bedingungen
(Arbeitslänge, Arbeitshetze, Doppelbelastung
usw .), sondern dann, w enn diese Bedingungen
als belastend gedeutet w erden. Dies w iederum
hängt nicht nur mit  der Einzelbew ertung von
Bedingungen ab, sondern auch und vor allem
von einem komplexen Gesamtmaßstab. Dieser
heißt: Welches ist  das mir zusagende Konzept
der Lebensführung, das mir zusagende Lebens-
modell? Von diesem Maßstab her w erden dann



Vor- und Nachteile einzelner Lebensbedingun-
gen beurteilt  (z.B. einer Ehe mit  einem Mana-
ger). Diese (oft  spontanen, nicht bew ußten)
Abw ägungen best immen dann w iederum das
partnerschaft liche Verhalten. D.h. gew erk-
schaft liche Arbeitspolit ik, gew erkschaft liche
Frauenpolit ik usw . muß in den polit ischen und
kulturellen Diskurs über denk- und machbare
Lebensmodelle eintreten und von dieser "w ei-
chen"  Größe her einzelne, " harte"  Forderungen
entw ickeln und plausibel machen.

Die Interessenvertretungen könnten hier also
ein Thema aufgreifen, das zw ar nicht den Kern
ihrer Arbeitsfelder darstellt , das aber einen gro-
ßen Kreis an ArbeitnehmerInnen betrif f t . Dazu
zählen auch solche Gruppen, die den Gew erk-
schaften eher distanziert  bis ablehnend gegen-
über stehen (Führungskräfte) und solche, die
von den Gew erkschaften tendenziell vernach-
lässigt w erden und w urden (Frauen, u.a. qualif i-
zierte Sachbearbeiterinnen, Managerinnen).

________________________________________________________________

Ergebnisse :

Notz, Petra: Vereinbarkeit  von Beruf und Familie bei
mitt leren Führungskräften im Kontext neuer
Organisat ions- und Managementkonzepte.
Abschlussbericht. Tübingen (Publikat ion in
Vorbereitung: im Hampp-Verl. im Frühjahr 2001)
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ie handlungsorient ierte bundesw eite Unter-
suchung zur Kooperat ion von Kirchen,

betrieblicher Interessenvertretung und Gew erk-
schaften ist  insbesondere gekennzeichnet durch
ihre ökumenische Vorgehensw eise mit  dem Ziel,
neue Ansätze betriebsbezogener Arbeit  der
Kirchen zu erkunden und diese möglichst pra-
xisnah unter Beteiligung von betrieblichen,
gew erkschaft lichen und kirchlichen Akteuren zu
entw ickeln.

Das Forschungsprojekt knüpft  an Erfahrun-
gen und Aussagen des Konsultat ionsprozesses
der Kirchen zur w irtschaft lichen und sozialen
Lage in Deutschland Mit te der neunziger Jahre
an. Der dort  thematisierte Strukturw andel der
Arbeit  und die krisenhaften gesellschaft lichen
Umbrüche – insbesondere der durch die Mas-
senarbeitslosigkeit  hervorgerufene soziale Riss
durch unsere Gesellschaft  – w erden hier im
Brennglas des Wandels der betrieblichen
Arbeitsw elt  betrachtet. Die gravierenden Ver-
änderungen in Betrieben, Unternehmen und

Verw altungen betreffen die Menschen existen-
ziell bei der Arbeit  und fordern sie zu Anpas-
sungs- und Gestaltungsleistungen heraus.

Vor diesem Hintergrund interessiert  die bis-
herige betriebsbezogene Praxis der Kirchen
sow ie deren Zukunftsperspekt iven. Was können
die Kirchen zur Bew ält igung der Probleme im
Umbruch der Betriebe beitragen? Wie können
sie den arbeitenden Menschen von Nutzen sein?
Wie können sie ihren Selbstanspruch, für eine
Zukunft  in Solidarität  und Gerecht igkeit  einzu-
treten, mit ten im Leben der betrieblichen Ar-
beitsw elt  einlösen? Welche Zukunft  w ird die
betriebsbezogene Arbeit  der Kirchen haben
bzw . gestalten können?

Das Projekt ist  in w esent lichen Teilen als
Akt ionsforschung angelegt, d.h. ausgesprochen
praxisorient iert . Es ist  von dem Grundgedanken
inspiriert , w onach bei der Bew ält igung gesell-
schaft licher Probleme ein unmittelbarer Dialog
zw ischen Wissenschaft lern und Akteuren sinn-
voll erscheint. Ausgehend von einer Material-

D



analyse, umfasst das Projekt instrumentarium
sow ohl eine schrif t liche Befragung auf der
Ebene von Kirchenleitungen und Gew erk-
schaftsvorständen als auch Experteninterview s
mit  Betriebs- und Personalräten, Gew erkschaf-
tern und kirchlichen Mitarbeitern. Zum Metho-
denset gehören des Weiteren themen- und
organisat ionsanalyt ische Gruppendiskussions-
verfahren in ausgew ählten Regionen mit  kirchli-
chen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen w ie
auch mit  Akteuren aus Betrieben und Gew erk-
schaften. Zum anderen w urden methodisch-
systematisch vier dezentrale Zukunftsw erkstät-
ten an verschiedenen Orten durchgeführt  und
alle vorläuf igen Projektergebnisse in einer frei
gestalteten Zukunftskonferenz w eiter bearbei-
tet .

Die Fragen einer Zusammenarbeit  der Kir-
chen mit  Betriebsräten, Personalräten und
Gew erkschaften stellt  sich heute w ieder grund-
sätzlicher, nicht nur w egen der gravierenden
Umbrüche in der betrieblichen Arbeitsw elt ,
sondern auch w egen massiver Veränderungen
in den Inst itut ionen der Kooperat ionspartner,
sow ohl der betrieblichen Arbeitnehmergremien,
der Gew erkschaften als auch und nicht zuletzt
der kirchlichen Einrichtungen und Verbände
selbst. Alte Vorbehalte zw ischen Kirchen und
Gew erkschaften scheinen w eitgehend
überw unden. Somit ergeben sich Chancen für
neue w echselseit ige Lernprozesse und Koope-
rat ionen.

In beiden Kirchen sind historisch verschieden
gew achsene Konzepte und Inst itut ionsformen
betriebsbezogener Arbeit  mit  regionalen Stärken
und Besonderheiten sow ie unterschiedlichen
f inanziellen und personellen Ausstattungen in
den Landeskirchen und Diözesen anzutreffen.
Der Kirchliche Dienst in der Arbeitsw elt  (KDA)
der evangelischen Kirche, die Katholische Ar-
beitnehmerbew egung (KAB) und die katholische
Betriebsseelsorge sind die in den Kirchen fest
verankerten Inst itut ionen, die den Kontakt zum
Betrieb und die Kooperat ion mit  den Gew erk-
schaften seit  langem programmatisch verfolgen.
Es bleibt schw ierig, die Probleme der betriebli-
chen Arbeitsw elt  in den Kirchengemeinden zu
thematisieren, w as die Notw endigkeit  besonde-
rer Arbeitsansätze und Dienste unterstreicht.
Neben den gew achsenen konfessionellen An-
sätzen gew innen explizit  ökumenische Arbeits-
formen an Bedeutung.

Die aktuelle betriebsbezogene Praxis der Kir-
chen w eist eine große inhalt liche Vielfalt  und
ein breites Akt ivitätenspektrum auf. Besonders
religiöse Handlungsformen, die mit betriebspoli-
t ischen Fragen und Konf liktsituat ionen ver-
knüpft  w erden, fallen ebenso ins Auge w ie eine
dif ferenzierte betriebsorient ierte Bildungsarbeit .
In vielen Regionen gehören betriebsnahe Ge-
sprächskreise und kont inuierliche Betriebskon-
takte zum Standard der Arbeit . Die Zusammen-
arbeit  mit  betrieblichen Interessenvertretern und

mit den Gew erkschaften ist  vielerorts intensi-
viert  w orden. Eine Analyse der bearbeiteten
Themen und Problemfelder ergibt folgende
Schw erpunktsetzungen, w elche die Arbeit
kennzeichnen: Wandel und Umbrüche in den
Betrieben, Akt ivitäten zum Thema Arbeitszeit
(z.B. Sonntags- und Wochenendarbeit , Laden-
schlusszeiten), betriebliche Mitbest immung,
drohender Arbeitsplatzabbau, Krise und Zukunft
der Arbeit , Regionale Strukturpolit ik, Arbeit  und
Gesundheit .

Angesichts der dynamischen betrieblichen
Entw icklungen und Umbrüche und der Erw ar-
tungen, die in diesem Zusammenhang vom
Betrieb her an die Kirchen gerichtet w erden,
und nicht zuletzt  vor dem Hintergrund der
ethischen Orient ierungen der kirchlichen
Akteure w ird sehr deut lich: Die Kirchen sind
gefragt und gefordert , sich stärker an den Ort
der Erw erbsarbeit  zu begeben. Ohne die beste-
henden Kontakte in die Industrie hinein zu
vernachlässigen, müssten die neuen Arbeitsorte
und beruf lichen Lebenszusammenhänge, zum
Beispiel im Dienst leistungssektor, erschlossen
w erden.

Betriebliche Interessenvertreter erw arten für
ihre Arbeit  von kirchlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern u.a. neben der öffent lichen Solida-
rität  neue Impulse angesichts der veränderten
Situat ionen und Problemstellungen in den
Betrieben. Nachgefragt w ird eine sozialethische
Reflexion, die über den eigenen betrieblichen
"Tellerrand"  hinausblickt. Ganz prakt ische Hilfe-
stellungen w erden durch die Bereitstellung von
Infrastruktur und den Aufbau bei Netzw erken
der Solidarität  gew ünscht. Sehr gefragt ist  die
menschliche, mit t ragende Wegbegleitung. Und
seitens der Betriebs- und Personalräte w erden
die Gew erkschaften w ie die Kirchen aufgefor-
dert , noch stärker aufeinander zuzugehen, w eil
beide Organisat ionen schließlich dazu prädest i-
niert  sind, gemeinsam für das „ Soziale“  in der
Gesellschaft  einzutreten und polit isch für das
Wohl der arbeitenden Menschen zu kämpfen
und intensiver programmatisch zusammenzuar-
beiten, etw a um Zukunftskonzept ionen gemein-
sam zu entw ickeln.

Die Chancen und die seelsorgliche w ie
sozial-ethische Verantw ortung der Kirchen, sich
stärker der Lebensw elt  „ Betrieb“  zu stellen,
erscheinen enorm groß. Doch ist  damit  der Weg
in diese Richtung w eder ein Selbst läufer noch
eindeut ig. Die eine Zukunft  w ird es nicht geben;
vielmehr ist  von verschiedenen Entw icklungs-
pfaden auszugehen. Sechs durch die Studie
begründete Zukunftsszenarien ref lekt ieren die
konfessionell und regional unterschiedlichen
Ausgangsbedingungen und sie zeigen
zukünft ige Optionen einer betriebsbezogenen
Arbeit  der Kirchen.

Sow ohl die allgemeinen Empfehlungen zu
den fünf herausgearbeiteten strategisch bedeut-
samen Handlungsfeldern als auch die ausge-



w ählten Projekt ideen stellen Bausteine auf dem
Weg einer kreat iven Gestaltung bew ährter und
neuer Ansätze kirchlicher Betriebsarbeit  dar,

w elche helfen sollen, die Zukunftsfähigkeit  des
Arbeitsfeldes zu gew ährleisten.   

________________________________________________________________

Ergebnisse :

Sozialw issenschaft liches Inst itut(SWI) der EKD,
Wissenschaft liche Arbeitsstelle des Osw ald-von-
Nell-Breuning-Hauses: Projekt Kirche im Betrieb.
Kurzfassung der Untersuchungsergebnisse.
Bochum; Herzogenrath, Juli 2000.

Jablonow ski, Harry W.; Jansen, Leo: Projekt

Kirche im Betrieb. Neue Ansätze betriebs-
bezogener Arbeit  der Kirchen - eine handlungs-
orient ierte ökumenische Untersuchung zur
Kooperat ion von Kirchen, betrieblicher
Interessenvertretung und Gew erkschaften.
Bochum; Herzogenrath, Juni 2000.
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________________________________________________________________

Aufgabenstellung

Mit dem Maastrichter Sozialprotokoll, das mit
der Rat if izierung des Amsterdamer Vertrages in
das Gemeinschaftsrecht integriert  w urde, ver-
stärkten die Mitgliedstaaten der EU den bis
dahin tradit ionellen Sozialen Dialog1 der euro-
päischen Sozialpartner. Die Best immungen des
beigefügten Sozialabkommens ermächt igen die
europäischen Sozialpartner nicht nur zum
Abschluß von Kollekt ivverträgen, sie ermög-
lichen darüber hinaus auch deren Umsetzung
durch Gesetzesakte der EU. Zum Zeitpunkt des
Projektstarts (1998) w ar das neue Verfahren
bereits zw eimal erfolgreich angew andt w orden:
bei den Richt linien zum Elternurlaub (1995) und
zur Teilzeitarbeit  (1997).2 Damit veränderten
sich signif ikant die Optionen und Perspekt iven
europäischer Arbeitsbeziehungen.

Die Diskussion beschränkte sich gleichw ohl
viel zu einseit ig auf die Ebene des Betriebes
bzw . des Konzerns (St ichw ort: Europäischer
Betriebsrat). Die überbetrieblich-sektorale
Ebene, die nicht nur in Deutschland die Arbeits-
beziehungen prägt, w urde entgegen ihrer nat i-
onalen Bedeutung w eitgehend ausgeblendet.
Um dieses Forschungsdef izit  aufzuheben,
verfolgten w ir in unserem Forschungsprojekt die
folgenden Fragestellungen:
                                                          
1 Mit  „ Sozialer Dialog“  w ird die supranationale
Inst itut ion bezeichnet, in der, in unterschiedlich
formaler Ausprägung, die europäischen Verbände der
Arbeitnehmer und Arbeitgeber (im folgenden als
Sozialpartner bezeichnet) zusammentreffen und die
Möglichkeit  der gemeinsamen Polit ikformulierung
haben.
2 Eine drit te Richt linie f iel in die Phase der
Projektbearbeitung: Sie befaßte sich mit der
Problematik der befristeten Beschäft igung (1999). Im
selben Jahr kam es im Bereich der Hochseeschif fahrt
zur ersten Anw endung des neuen Verfahrens auf der
europäischen Branchenebene.

– Wie konst ituieren sich die Interessen, die
nat ional in Gew erkschaften bzw . Arbeitge-
berverbänden organisiert  sind, auf der EU-
Ebene und w elche Formen der zw ischenver-
bandlichen Interakt ionen im Rahmen des
Sozialen Dialogs lassen sich feststellen?

– Kann der Soziale Dialog das Sprungbrett  für
ein europäisches Tarifverhandlungssystem
und damit  ein eff izientes Handlungsangebot
für Gew erkschaften und Arbeitgeberver-
bände sein?

– Kann der soziale Dialog als europäische Form
der Mitbest immung Einf luß auf die suprana-
t ionalen Entscheidungsprozesse im Bereich
der Arbeits- und Sozialpolit ik ausüben?

Diese Fragestellungen sollten beispielhaft  für
den Sozialen Dialog im Telekommunikat ions-
sektor verfolgt w erden. Dort  hat die EU-Kom-
mission einen sog. „ Parität ischen Ausschuß“
eingerichtet, in dem der Sozialdialog geführt
w ird. Anschließend sollten die Ergebnisse der
Fallstudie ins Verhältnis zu Sozialen Dialogen
ausgew ählter Sektoren gesetzt w erden: Vorge-
sehen w aren hierfür in erster Linie das Bau-, das
Hotel- und das Gaststättengew erbe; der Analy-
sebereich konnte im Verlauf des Projektes noch
ausgew eitet w erden (auf die Sektoren Metall,
Chemie, Verkehr, Agrar und Energie). Dieser
zw eite, komparat iv angelegte Projektteil sollte
sektorielle Spezif ika verdeutlichen und zu
ausdif ferenzierten Perspekt iven europäischer
Kollekt ivverhandlungen führen. Dabei w urde
auch die übergeordnete Fragestellung nach den
Ausw irkungen der Wirtschafts- und Währungs-
union auf Arbeitsbeziehungen eruiert .

Methodisch basiert  das Projekt auf der Aus-
w ertung von Sekundärliteratur, Verbandsmate-
rialien, Sitzungsprotokollen und halbstandardi-
sierten Experteninterview s.



Ergebnisse

Für die Branchenebene geben die empirischen
Analysen des Sozialdialogs Anlaß zu pessimist i-
schen Prognosen. Die ” new  machinery”  des
Sozialprotokolls blieb im Gegensatz zur Makro-
ebene auf Sektorebene prakt isch ohne
Konsequenzen, da die Sozialpartner in einem
Zeitraum von 8 Jahren nur ein einziges ver-
bindliches Rahmenabkommen auf den Weg
brachten - und dieses zudem noch außerge-
w öhnlichen Umständen geschuldet w ar. Ein
Grund bestand in der unzureichenden
Entw icklung der notw endigen inst itut ionellen
Infrastruktur. Probleme stellten vor allem dar:
Die Repräsentat ivität  der Verbände, der
Transfer von Verhandlungsautonomie von der
nat ionalen auf die europäische Ebene, d.h.
Erteilung von ad hoc oder permanenten
Verhandlungsmandaten durch die Mitglieds-
verbände. Schließlich sind die Probleme der
Implementat ion von Ergebnissen erheblich.

Weiterhin erw eist sich die
” Internat ionalisierung”  der Interessenverbände
vor allem bei den Arbeitgebern als schw ierig.
Auf Gew erkschaftsseite exist ieren in allen
Branchen supranat ionale Zusammenschlüsse
nat ionaler Verbände in Form von Gew erk-
schaftsausschüssen, w elche Mitglieder des EGB
sind. Sie könnten sich w ohl nicht kurz-, aber
mit telf rist ig bei entsprechender Ressour-
cenausstattung zu Verhandlungspartnern ent-
w ickeln. Auf Arbeitgeberseite verfügt der
Dachverband UNICE über keine entsprechende
Untergliederung: Zusammenschlüsse exist ieren
bei w eitem nicht in allen Branchen; bei den
bestehenden, häuf ig stark fragmentierten Ver-
bänden kann (etw a in der Metallindustrie) nicht
unbedingt Verhandlungsbereitschaft  und -
fähigkeit  vorausgesetzt w erden, so daß die
Gew erkschaftsausschüsse z.T. gar keine
Verhandlungspartner f inden. Zudem ist  das
Interesse der Arbeitgeber an supranat ionalen
Rahmenabkommen auf der sektoralen Ebene als
noch geringer einzustufen als auf der
Makroebene; bei ihren Zusammenschlüsse
handelt  es sich meist um allgemeine
Wirtschaftsverbände, die über kein sozialpolit i-
sches Mandat verfügen.

Init iat iven kamen vor allem in kleineren Bran-
chen des privaten Dienst leistungssektors (z.B.
Verkehr, Versicherungen, Telekommunikat ion)
zustande und - entgegen unserer ursprünglichen
Annahmen - w eniger in den großen Branchen
(w ie der Metall- oder Chemieindustrie), die auf
nat ionaler Ebene das „ pattern bargaining“
betreiben. Die Inhalte der Stellungnahmen kon-
zentrieren sich auf sozialpolit ische Aspekte, die
aufgrund gemeinsamer Interessen der Akteure
eher konsensualen Charakter haben, klammern
aber die potent iell konf liktorischen Kernbestand-
teile der Arbeitsbeziehungen aus. Die deut lichen
Dif ferenzen zw ischen den Branchen führen zu

zw ei Thesen. Die frühe Etablierung von Gemein-
schaftskompetenzen (w ie bei Agrar, Kohle und
Stahl) korrespondiert  mit  der Entw icklung und
den Ergebnissen von Sozialdialogen; die
sektorale Integrat ion fördert  deren Evolut ion.
Die ungleichen Entw icklungen w erden durch die
sektoral unterschiedlich verlaufenden Prozesse
der Internat ionalisierung der Produkt- und
Arbeitsmärkte mitverursacht; in stärker
internat ionalisierten Sektoren (w ie
Telekommunikat ion, Verkehr, Bau) sind auf-
grund der Problemlagen die Voraussetzungen
günst iger als in primär nat ional orient ierten (w ie
den Kernbereichen des öffent lichen Sektors).

Die Kommission w ird, falls Sozialdialoge als
Instrumente der Arbeits- und Sozialpolit ik in Zu-
kunft  erfolgreich sein sollen, t rotz der formalen
Aufw ertung des Status der Verbände bzw . der
Erneuerung und strikten Betonung des Subsidia-
ritätsprinzips nach w ie vor der zentrale Akteur
im Regulierungsprozeß bleiben müssen, indem
sie von ihrem Init iat ivrecht bzw . -monopol sys-
tematisch Gebrauch macht.
Kommissionsinit iat iven auf sektoraler Ebene
sind jedoch kaum zu erw arten, w eil interne und
externe Interessenunterschiede auftreten, d.h.
solche zw ischen den dann beteiligten, mehreren
Generaldirekt ionen bzw . zw ischen Branchenver-
bänden.

Als Fazit  unserer Analyse ergibt sich, daß die
supranat ionale Regulierung der Arbeitsverhält-
nisse in der EU auch in bezug auf Verfahren,
vor allem aber in bezug auf Inhalte nur ansatz-
w eise entw ickelt  ist . Dies trif f t  insbesondere
auf die europäische Branchenebene zu. Neben
rechtlich-inst itut ionellen Schw ierigkeiten und
Implementat ionsproblemen sind vor allem Orga-
nisat ionsprobleme sow ie Interessenunterschiede
zw ischen den Sozialpartnern für diese Situat ion
verantw ort lich: Regelungen kommen vor allem
bei parallel gelagerten Interessen zustande. Bei
konf ligierenden Interessen hingegen, die für die
Mehrzahl der zentralen Probleme kollekt iver
Arbeitsbeziehungen typisch sind, ” lohnt”  sich
für den nicht-kooperat ionsbereiten Akteur das
Festhalten am Status quo zur Verhinderung
w eiterreichender Lösungen.

Anzeichen für eine Entw icklung relat iv zent-
ralisierter, einheit licher europäischer Kollekt iv-
verhandlungen sind - zumindest auf sektoraler
Ebene - derzeit  nicht auszumachen. Das Fehlen
sektoraler Vereinbarungen stärkt die Tendenzen
zur Entw icklung monist ischer, betrieblich orien-
t ierter ” europäischer”  Arbeitsbeziehungen, w ie
sie auch in einigen Mitgliedstaaten dominieren
(z.B. GB); zu rechnen ist  mit  entsprechenden
Rückw irkungen vor allem für duale nat ionale
Systeme, deren sektoraler Part  geschw ächt
w erden könnte.
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ie vorliegende Studie w idmet sich in ihrem
empirischen Hauptteil den Entw icklungen

seit  September 1996. Sie analysiert  die Einrich-
tung Europäischer Betriebsräte nach dem nun-
mehr geltenden gesetzlichen Normalverfahren,
w ie es in der EBR-Richt linie in den Art . 5 und 6
und den jew eiligen nat ionalen Umsetzungsge-
setzen festgelegt ist .

Aufbauend auf einem länder- und branchen-
vergleichenden Ansatz w erden mittels Fallstu-
dien sow ie einer quant itat iver Befragung die
besonderen Rahmenbedingungen, die EBR-Ver-
handlungsprozesse und -ergebnisse dieser
” Art . 6-Phase”  analysiert . Zudem w ird eine
erste Bilanz des Gesamtprozesses der Einrich-
tung und Entw icklung Europäischer Betriebsräte
gezogen.

Die empirischen Datengrundlage dieser Un-
tersuchung beruht auf Dokumentenanalysen,
Anhörungskonferenzen, einer schrif t lichen Be-
fragung und vor allem auf über 50 Interview s,
die mit  Repräsentanten des Managements und
der Arbeitnehmervertretungen in den untersuch-
ten Konzernen in Frankreich, Großbritannien,
Italien und der Bundesrepublik, sow ie mit  Ver-
tretern der jew eils nat ionalen (Branchen-)Ge-
w erkschaften und Arbeitgeberverbände und der
europäischen Gew erkschaften und EU-Inst itut i-
onen geführt  w urden.

Zentrale Inhalte und Ergebnisse w erden im
folgenden kurz zusammengefasst:

1. Die EBR-Richtlinie und der Modus
”verhandelter Europäisierung”
Ohne die Richt linie zur Einrichtung von Europäi-
schen Betriebsräten (EBR) w ären europäische

Gremien zur Vertretung von Interessen abhän-
gig Beschäft igter eine nur selten anzutreffende
und temporäre Erscheinung in den europäischen
Arbeitsbeziehungen geblieben. Allein auf
gew erkschaft liche und betriebliche Init iat ive und
Unterstützung angew iesen, hätten sie – so lässt
sich vor dem Hintergrund der Einrichtung von
Weltkonzernräten in den siebziger Jahren
begründet spekulieren – w eder einen dauerhaf-
ten Bestand gehabt noch eine nachhalt ige
Verbreitung gefunden.

Die EBR-Richt linie steht im Kontext der Aus-
einandersetzung um die Ausgestaltung der
” Sozialen Dimension”  der vom takt ischen und
strategischen Primat der Ökonomie getriebenen
Integrat ionsentw icklung. Die Schaffung eines
europäischen inst itut ionellen Rahmens und
recht licher Grundlagen für die Entw icklung eu-
ropäisch-transnat ionaler Arbeitsbeziehungen auf
betrieblicher, sektoraler, und mult isektorieller
Ebene hat durch die Projekte Binnenmarkt und
EWWU eine spezif ische Polit isierung erfahren.
Dabei haben nicht zuletzt  ökonomisch-
funkt ionalist ische spill over-Effekte des Binnen-
marktes – die intendierte und fakt ische
Transnat ionalisierung und enorme Fusionsw elle
von Unternehmen – eine Rolle gespielt , die von
der Delors Kommission polit isch aufgegrif fen
und produkt iv instrumentiert  w urden. Allerdings
bedurf te es erst der Erw eiterung des
sozialpolit ischen Kompetenzrahmens im Kontext
der Maastrichter Regierungsverhandlungen zur
EWWU und Polit ischen Union, um die EBR-Ma-
terie mit  qualif izierter Mehrheit  zu entscheiden
und eine 20jährige Gesetzgebungsblockade zu
beenden.

D



Die (begrenzt) materielle und (stark) prozedu-
rale Ausgestaltung der EBR-Richt linie ist
zugleich Ausdruck eines Paradigmenw echsels in
der arbeits- und sozialpolit ischen Regulierung
der EU, der sich in den 90er Jahren vollzieht.
Das Prinzip (supra-) staat licher Normierung mit-
tels formalisiertem Rechtszw ang w ird durch das
Prinzip ” vertraglicher Selbstregulierung”  durch
die Arbeitsmarktparteien ergänzt bzw . ersetzt.
” Verhandlung”  und ” Sozialer Dialog”  kenn-
zeichnen die vertraglich-primärrecht lichen Wei-
chenstellungen (Aufw ertung des ” Sozialen Dia-
logs”  der Europäischen Sozialpartner) und die
sekundärrecht lichen Entscheidungen (EBR-
Richt linie, Regelung der Mitbest immung in der
geplanten SE). Der Verhandlungsprior ist  Ergeb-
nis der Kompromisssuche auf polit ischer Ebene.
Es ist  w eniger einer Sachlogik als einer
Prozesslogik geschuldet; w enngleich in Anbe-
tracht der nat ionalen Vielfalt  (betrieblicher)
Arbeitsbeziehungssysteme in Europa auch
sachlogische Gründe für dieses Prinzip
” horizontaler Subsidiarität”  sprechen.

Die Ausgestaltung der EBR-Richt linie und die
empirisch messbare Entw icklungsdynamik der
EBR – siehe unserer EBR-Typologie, w ie die
qualitat ive Analyse der Art . 6-Verhandlungs-
prozesse – greifen über die skept ischen Prämis-
sen und Schlussfolgerungen des ” Neovolun-
tarismus”  (als Analysemodell der Reichw eite
und Regulierungsw eise der EU-Sozialpolit ik im
allgemeinen, w ie der EBR-Entw icklung im
besonderen) deut lich hinaus. Der spezif ische
Modus der ” verhandelten Europäisierung” ,
def iniert  als die prozedural strukturierte,
vertragliche Selbstregulierung  unter dem
Vorbehalt  hilfsw eise (supra-) staat lichen
Eingreifens, bedeutet:  Der auf europäischer
Ebene, also gleichsam von ” oben”  polit isch
strukturierte und recht lich f lankierte Prozess er-
fordert(e) und ermöglicht(e) eine von ” unten”
aufw achsende Europäisierung. Die Dynamik
dieses gesellschaft lichen (zugleich auch ge-
w erkschaft lichen) Europäisierungsprozesses
erschöpft  sich nicht darin, dass nat ionale
Handlungssysteme lediglich ” horizontal”  erw ei-
tert  w erden, vielmehr entsteht bei der Mehrzahl
der EBR eine supra- und transnat ionale Ebene
der Interakt ion mit  dem Potent ial zur Interes-
senvertretung bei gleichzeit iger Ausbildung eu-
ropaw eiter Mindeststandards betrieblicher
Information und Konsultat ion.

2. Quantitative Entwicklung Europäischer
Betriebsräte
Gemessen an den hohen Erw artungen (der
Kommission, der Gew erkschaften und auch der
Wissenschaft) ist  die Zahl bisher abgeschlos-
sener Art . 6-Vereinbarungen relat iv niedrig. Die
Tatsache, dass in zahlreichen ” EBR-pf licht igen”
Unternehmen die recht liche Möglichkeit  bislang
ungenutzt bleibt, die Konzernleitungen auf An-
trag hin zur Aufnahme von EBR-Verhandlungen

zu verpf lichten, lässt sich aus der Verschiebung
von Handlungskonstellat ionen und -bedingun-
gen erklären. Die Annahme einer zumindest
annähernden 100%-Deckung geht (auch vor
Hintergrund nat ionaler Erfahrungen) demnach
von falschen Voraussetzungen und
Erw artungen aus und vernachlässigt qualitat ive
Unterschiede in den Handlungskonstellat ionen
und -bedingungen sow ie Ungleichzeit igkeiten
der Entw icklung.

Die Zahl abgeschlossener Art . 6-Vereinba-
rungen verlangt rückblickend auch eine Neu-
bew ertung des Art . 13 EBR-Richt linie. Die über-
w iegende Mehrzahl der bestehenden EBR-
Vereinbarungen ist  auch drei Jahre nach
Inkraft t reten der Umsetzungsgesetze noch im-
mer nicht nach dem gesetzlichen Normalverfah-
ren der Art . 5 und 6 EBR-Richt linie, sondern
nach der zeit lich befristeten Möglichkeit  des
Art. 13 EBR-RL abgeschlossen w orden. Die
Bestandsschutzgarant ie des Art . 13 hat sich
demnach nicht nur als erfolgreicher Anreizme-
chanismus eines going-early erw iesen, sondern
zugleich als Abschöpf instrument von denjenigen
Unternehmen, in denen die Handlungskons-
tellat ionen und -bedingungen für die EBR-Ein-
richtung relat iv günst ig gew esen sind.

3. Qualität des Einrichtungsverfahrens nach Art.
5 und 6 EBR-Richtlinie
Verhandlungsqualität : Der breite Einbezug von
Arbeitnehmervertretern aus unterschiedlichen
Ländern, der durch die Besetzungsregeln formal
gew ährleistet ist , der aber erst im Prozess der
gemeinsamen Interessenklärung und Posit ions-
f indung des BVG fakt isch hergestellt  w ird (z.T.
allerdings auch nicht), w irkt  sich auf die Legit i-
mität  des Verhandlungsergebnisses ebenso aus
w ie auf die Praxis des EBR. Die Praxis der Ver-
handlung einer EBR-Vereinbarung stellt  einen
individuellen Lernprozess für die beteiligten
BVG-Mitglieder, aber auch für die am Ver-
handlungsprozess beteiligten Managementver-
treter dar, der in der Regel auf beiden Seiten
posit iv erfahren w ird. Da von Ausnahmen abge-
sehen eine Kerngruppe des BVG im EBR vertre-
ten ist , kann der EBR bereits auf Kompetenzen
und Erfahrungen seiner Mitglieder aufbauen, die
im Verhandlungsprozess erw orben w urden. Die
Interakt ionskultur, die sich im Laufe der und
durch die Verhandlungen zw ischen BVG und
den Verhandlungsführern auf Arbeitgeberseite
herausbildet, bildet den überw iegend posit iv
bew erteten Ausgangspunkt für die w eitere
Entw icklung. Die Verhandlungen w erden in der
Regel relat iv rasch in kompromissorient ierte und
sachlich-konstrukt ive Bahnen gelenkt.

Die Befürchtung von Teilen der Gew erk-
schaften, aufgrund des in den Art . 5 und 6
EBR-Richt linie festgelegten Prozedere aus dem
Einrichtungs- und Verhandlungsprozess her-
ausgedrängt zu w erden, bestät igte sich nicht.
EBR-Init iat iven an den Gew erkschaften vorbei



sind zumindest bisher eher die Ausnahmen. In
der Regel stoßen die Gew erkschaften entw eder
die EBR-Einrichtung von außen selbst an oder
w erden von Anfang an von betrieblichen
Arbeitnehmervertretern über die Einrichtung
eines BVG und die Aufnahme von Verhandlun-
gen informiert . Zw ar gibt es eine Reihe von
Konzernleitungen, die die Gew erkschaften von
den Verhandlungen fernhalten möchten, in der
Regel kann aber eine Beteiligung über die Sach-
verständigenregelung durchgesetzt  w erden.
Umgekehrt  f indet sich eine Reihe von Konzern-
leitungen, die die Beteiligung gew erkschaft licher
Experten begrüßen, w eil sie davon ausgehen,
ebenfalls von deren sachlichen und polit ischen
Kompetenzen und deren sozial-integrat iven
Rolle prof it ieren zu können.

Interessenvertretungspolit ische Qualität : Der
interessenvertretungspolit ische Gehalt  von
Art. 6-Vereinbarungen hat sich im Vergleich zu
Art . 13-Vereinbarungen erhöht. Die BVG-Ver-
handlungen haben insbesondere zu einer Stär-
kung der Autonomie und der Ressourcen der
EBR geführt . Im nachhinein betrachtet sieht es
so aus, als ob sich Arbeitnehmervertreter und
Gew erkschaften tatsächlich freiw illig auf
schw ächere Art . 13-Abschlüsse eingelassen ha-
ben. Aber die Gew erkschaften haben zu Recht
den Prozesscharakter der EBR-Entw icklung
betont. Die nach dem September 1996 abge-
schlossenen Vereinbarungen beruhen nicht nur
auf einem anderen, durch die Art . 5 und 6 der
EBR-Richt linie vorgegebenen Handlungsmodell,
sondern in die Verhandlungen gehen Erfahrun-
gen bereits abgeschlossener Verhandlungen und
vorf indbarer EBR-Praxen ein. Die Erfahrungsan-
reicherung führt  dazu, dass die Kompetenz der

an den Verhandlungen Beteiligten ansteigt, w as
sich auch an ihren Forderungen verdeut licht.
Zentrale Mult iplikatoren von Erfahrungen sind
die gew erkschaft lichen Experten.

Europäische Qualität : Art . 6-Verhandlungen
sind kein Mechanismus, durch den das im Kon-
zern dominante nat ionale Modell der Arbeits-
beziehungen auf die europäische Ebene trans-
plant iert  w ird. Dies liegt nicht nur an der
Orient ierung an den subsidiären Best immungen
der nat ionalen Umsetzungsgesetze, die mehr
Gemeinsamkeiten als Unterschiede aufw eisen,
sondern noch stärker an einer gemeinsamen
gew erkschaft lichen Orient ierung, die in ihrem
Kernbestand nicht nat ional, sondern auf allge-
meine Arbeitnehmerinteressen hin orient iert  ist .
Dies zeigt  sich auch daran, dass sich Auseinan-
dersetzungen zw ischen den Länderdelegat ionen
im BVG w eniger um Fragen nat ionaler Vertre-
tungsmodelle drehen als um Fragen der
Zusammensetzung des EBR oder um die Auf-
nahme nat ionaler Sonderinteressen in die
Vereinbarungen.

Sow eit  Auseinandersetzungen Modellf ragen
gelten, führen diese zu Lernprozessen und zu
einem größeren gegenseit igen Verständnis der
nat ionalen Unterschiede, für die bei gegebenem
Vertrauen in das gemeinsame Ziel gegenseit ig
akzeptable Umgehensw eisen gefunden w erden
können. Der Modus der EBR-Richt linie befördert
die Europäisierung (im Denken und Handeln),
indem er einen Interakt ions- und Auseinander-
setzungsprozess init iiert , gerade w eil ein eigen-
ständiges europäisches Modell nicht vorgege-
ben w ird.

________________________________________________________________
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Ihre Einrichtung nach Art. 6 der EBR-Richtlinie und der
Gesamtprozess. Bilanz und Perspektiven.
Abschlussbericht / Wolfgang Lecher u.a. Fulda, März
2000.



Mitbestimmung im Wandel – Solidarität in der Arbeit
________________________________________________________________

 

Projekttitel : Basisdaten der industriellen Beziehungen

Projektnummer : S  1999-109-2  F

Projektleitung : Prof. Dr. Walther Müller-Jentsch
Ruhr-Universität Bochum Fakultät für Sozialwissenschaft
Gebäude GB 04/42
Universitätsstr. 150
D  44780  Bochum

Projektbearbeiter : Peter Ittermann
Ruhr-Universität Bochum Fakultät für Sozialwissenschaft
Lehrstuhl Mitbestimmung und Organisation
Universitätsstr. 150
D  44780  Bochum

Laufzeit : 9 Monate

________________________________________________________________

n Stat ist ischen Jahrbüchern und anderen ein-
schlägigen Datensammlungen sind nur w enige

Daten zum Gegenstandsbereich der industriellen
Beziehungen zu f inden. Es bereitet  erheblichen
Aufw and, diese aus Geschäftsberichten und
Verbandspublikat ionen der Gew erkschaften und
Arbeitgeberverbände oder aus Veröffent lichun-
gen und grauer Forschungsliteratur diverser
Forschungseinrichtungen zusammenzutragen.
Noch aufw endiger ist  der Versuch, für diese
Daten lange Zeitreihen zu bilden. Somit w ar ein
Ziel unserer Recherchen und Sammlung quant i-
tat iver Daten, Gew erkschaftsvertretern,
Betriebsräten, Wissenschaft lern, Studierenden
und w eiteren, an den Themenstellungen der
industriellen Beziehungen interessierten Akteu-
ren solchen Aufw and zu ersparen. Ein anderes
w ar es, durch die Erstellung von Zeitreihen rele-
vante Entw icklungen der Arbeitsbeziehungen
über einen Zeitraum von einem halben Jahrhun-
dert  sichtbar zu machen. Eine Vielzahl der
Tabellen enthält  Daten für den Zeitraum 1950-
1999.

Im Zentrum des Bandes stehen Tabellen und
Abbildungen über Sachverhalte und Gegen-
stände der industriellen Beziehungen: Gew erk-
schaften und Arbeitgeberverbände, Tarifver-
träge und deren Materien (Entgelt  und
Arbeitszeit), Arbeitskämpfe und Arbeitsge-
richtsverfahren, Mitbest immung und direkte
Part izipat ion. Gleichw ohl w urden aus systema-
t ischen Gründen auch andere, über den engeren
Objektbereich der industriellen Beziehungen
hinausgehende Daten und Zeitreihen zusam-
mengestellt . Die ausgew ählten Stat ist iken mit
volksw irtschaft lichen Daten und vor allem die
Arbeitsmarkt-Daten erschienen uns als Rah-
menbedingungen der Arbeitsbeziehungen un-
verzichtbar.

So spiegeln sich in den beiden ersten Teilen
des Handbuches die w icht igsten ökonomischen
und arbeitsmarktpolit ischen Entw icklungen des
vergangenen halben Jahrhunderts w ider. Neben
den üblichen Angaben zur Beschäft igung und
Arbeitslosigkeit  enthalten die Tabellen zum Ar-
beitsmarkt auch spezif ischere Daten, etw a über
die seit  Ende der siebziger Jahre anw achsenden
Gruppen und Merkmale der atypischen und pre-
kären Beschäft igungsverhältnisse.

Das umfangreichste Kapitel bilden zw eifellos
die Tabellen und Abbildungen über
Mitgliederzahlen, Mitgliederstrukturen und
Organisat ionsgrade der Gew erkschaften. Diesen
folgt ein kurzer Abschnit t  mit  Angaben zu den
Arbeitgeberverbänden.

Wicht ige Kennzahlen über die quant itat iven
Dimensionen der Entw icklung von Tarifverträ-
gen und Tarifbindung sow ie der Entw icklungs-
verläufe von Entgelt  und Arbeitszeit , w erden in
den Tabellen und Abbildungen des folgenden
Teils präsentiert . Ihm schließen sich Tabellen
mit  Daten und Zeitreihen zu Arbeitskämpfen
und Arbeitsgerichtsverfahren an, zw ei w icht i-
gen Indikatoren des Interessenkonf likts zw i-
schen Kapital und Arbeit .

Die Mitbest immung gilt  als ein zentraler
Bestandteil der deutschen industriellen Bezie-
hungen. Zeitreihen zur Unternehmensmitbe-
st immung folgen Angaben zu den Betriebsräten
und deren Strukturen. Darüber hinaus f inden
auch Angaben über interessenvertretungsfreie
Zonen und Formen direkter Part izipat ion Ver-
w endung.

Ein abschließendes Kapitel t rägt den neueren
Entw icklungen zur Europäisierung und Internat i-
onalisierung der Arbeitsbeziehungen Rechnung.
Er bietet stat ist ische Informationen über die
transnat ionalen europäischen Akteure der
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Gew erkschaften und Arbeitgeberverbände
sow ie über die Inst itut ion des Europäischen
Betriebsrats und enthält  Tabellen mit  kompara-
t iven Daten über Organisat ionsgrade, Tarifbin-

dung und Arbeitskämpfe für die w icht igsten
OECD-Länder.
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Müller-Jentsch, Walter; It termann, Peter: Industrielle
Beziehungen. Daten, Zeitreihen, Trends 1950-1999.
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m Rahmen des Projektes w urde ein Bera-
tungsansatz entw ickelt  und erprobt, der Per-

sonal- und Betriebsräten eine strategische Neu-
ausrichtung ihre Arbeit  ermöglicht. Gleichzeit ig
w urde die Beratung zum Zw ecke der Erhebung
von Bildungsbedarfen für eine gestaltungsorien-
t ierte Interessenvertretung genutzt. Der Bericht
beschreibt zunächst den Hintergrund des Pro-
jektes, die Verw altungsreform bei der Stadt
Lünen. Es w urde ein Modell implementiert , dass
w esent liche Elemente der neuen Verw altungs-
steuerung (z.B. die dezentrale Ressourcenver-
antw ortung) aufnahm. Die Reform w urde als
Beteiligungsprozess mit  einer Projektstruktur
konzipiert . Ziel des Prozesses w ar nicht die
bloße Modernisierung der Verw altung. Vielmehr
ging es um umfassende Verbesserungen in fol-
genden Bereichen: Bürgerfreundlichkeit , Wirt-
schaft lichkeit , Mitarbeiterorient ierung und
Zusammenarbeit  mit  dem Rat. In den Infor-
mationen für die Beschäft igten, die den
Reformprozess begleiteten, w urde die Verände-
rung der Verw altungskultur als w esent licher
Erfolgsfaktor für die Reform benannt. Insbeson-
dere die Beteiligungsstruktur und eine Neudefi-
nit ion der Führungsverantw ortung sollten kul-
turverändernd w irken.

Der Personalrat der Stadt verstand sich
bereits im Vorfeld der Verw altungsmodernisie-
rung als treibende Kraft  in Richtung Verw al-
tungsreform. Die Vorschläge für ein neues
Steuerungsmodell w urden als Chance verstan-
den, eine nachhalt ige Verw altungsreform auch
in Zeiten leerer Kassen in Gang zu setzen. Das
beteiligungsorient ierte Design des Prozesses
w urde entscheidend durch die konzept ionelle
Mitarbeit  des Personalrates geprägt. Die
betriebliche Interessenvertretung versuchte
somit of fensiv und zukunftsorient iert  zu gestal-
ten und sich nicht auf eine reine Schutzfunkt ion
beschränken zu lassen. Im Prozess der Verw al-
tungsreform trat jedoch aus der Sicht des Per-

sonalrates eine gew isse Stagnat ion ein, die eine
strategische Neubew ertung der arbeitspolit i-
schen Ausrichtung erforderlich machte. Vor
dem Hintergrund von Kostenkonsolidierungsbe-
mühungen w urden die betriebsw irtschaft lichen
Elemente der neuen Steuerung einseit ig betont.
In der Verw altungsführung schien sich die kurz-
frist ige Perspekt ive der Kostensenkung gegen-
über der langfrist igen Reformperspekt ive durch-
zusetzen. Die Beschäft igten verabschiedeten
sich enttäuscht aus dem Reformprozess. Eine
Veränderung der Verw altungskultur w urde trotz
Beteiligungsangeboten somit nicht spürbar.

Der Personalrat stand vor der Frage, ob eine
umfassende Reformperspekt ive w eiterhin die
Grundlage der Arbeit  sein sollte. Eine Alterna-
t ive w urde in der Stärkung der Schutzfunkt ion
bei gleichzeit iger Nutzung von Spielräumen in
den dezentralen Einheiten gesehen. Letzteres
hätte die Gefahr einer arbeitspolit ischen Frag-
mentierung bedeutet. Der Beratungsprozess
dieses Projektes ermöglichte dem Gremium ein
Überdenken der bisherigen Polit ikpräferenz und
bezog gleichzeit ig eine krit ische Betrachtung der
Organisat ion der Personalratsarbeit  ein. Im
Ergebnis w urde die Gestaltungsorient ierung des
Personalrates gestärkt.

Der Forschungsbericht beschreibt die Projekt-
akt ivitäten:
– Ausführliche Analyse der Stärken und

Schw ächen der Personalratsarbeit  und eine
Herausarbeitung zukünft iger Erfolgspotenzi-
ale

– Klärung des Selbstverständnis des Gremiums
als betriebliches Co-Management

– Präzisierung des Verhältnisses zur Verw al-
tungsführung

– Einschätzung von Veränderungen der Ver-
w altungskultur
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– Analyse der Relevanz externer Anspruchs-
gruppen für eine strategisch orient ierte Per-
sonalratsarbeit

– Formulierung strategischer Gestaltungspro-
jekte für die künft ige Personalratsarbeit

– Begleitende Qualif izierungsbedarfserhebung

Zum Teil kamen Analyse- und Entscheidungsin-
strumente aus der strategischen Management-
beratung in modif izierte Form zum Einsatz (z.B.
strategische Bilanz zur Bew ertung der Umw elt-
beziehungen des Personalrates, Instrument zur
Analyse der Verw altungskultur). Für die Bil-

dungsbedarfserhebung w urde ein Instrument
entw ickelt , das fortgeschrieben w erden kann.
Den Abschluss des Projektes bildete eine erste
Transfermaßnahme. Als Konsequenz aus der
Bildungsbedarfsanalyse w urde ein Training auf
den Bedarf  des Gremiums zugeschnit ten. Im
Mittelpunkt standen die Themen „ Moderat ion“ ,
„ Arbeitsorganisat ion- und planung“ , Kommuni-
kat ion und Konf likt“ . Die einzelnen Akt ionen
und Instrumente des Projektes sind in einem
Anhang zum Forschungsbericht dokumentiert .
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Die Studie hat drei Ergebnisse erarbeitet :

1. In Form einer Bibliographie w erden die so-
zialw issenschaft lichen Arbeiten zum The-
menbereich Innere Sicherheit  sow ie insbe-
sondere Polizei erfaßt und aufbereitet . Der
Begrif f  der Sozialw issenschaften w ird hierbei
in einem w eiten Verständnis ausgelegt: er
umfaßt die Einzeldisziplinen der Polit ikw is-
senschaft , Soziologie, Kriminologie,
Geschichtsw issenschaft  und Rechtsw issen-
schaft , sow eit  letztere sich auf problem-
orient ierte Analysen bezieht, also nicht
vorrangig Gesetzessammlungen, poli-
zeirecht liche Gesetzeskommentierungen etc.
beinhaltet . Die Bibliographie konzentriert  sich
auf solche Literatur, die im deutschsprachi-
gen Raum publiziert  w orden ist  bzw . auslän-
dische Literatur, die die Polizei der Bundes-
republik zum Gegenstand hat. Innerhalb einer
jeden Disziplin nimmt die Bibliographie eine
Unterteilung nach den w icht igsten Themen-
gruppen des jew eiligen Faches vor. Die Bib-
liographie enthält  insgesamt 920 Datensätze.

2. Ein zw eiter Schw erpunkt der Studie richtet
sich darauf, die in den genannten Fächern
vorhandenen w issenschaft lichen For-
schungsvereinigungen bzw . Arbeitskreise zu
erfassen. Im gleichen Maße, w ie in den 90er
Jahren die Forschung zur Polizei und Inneren
Sicherheit  sich intensiviert  hat, w ird das
Thema vereinzelt  auch zum Gegenstand von
w issenschaft lichen Fachtagungen. In den
einzelnen Wissenschaftsvereinigungen orga-
nisieren sich erste Ad-hoc-Gruppen, die für

das jew eilige Fach versuchen, die Forschung
zu bündeln und zu systematisieren. Die Stu-
die ergänzt diese Angaben um eine Liste
herausragender Forschungsinst itute sow ie
der thematisch relevanten Fachzeitschrif ten.

3. Auf der Grundlage der Bibliographie und der
Verzeichnisse der Arbeitskreise, Inst itute und
Fachzeitschrif ten w erden abschließend einige
Perspekt iven entw ickelt , w ie die Forschung
zur Inneren Sicherheit  stärker gebündelt  und
auf interdisziplinär angelegte Forschungs-
schw erpunkte ausgerichtet w erden kann.

Der Studie liegt eine anw endungsorient ierte
Zielsetzung zugrunde. Die Ergebnisse w erden
einerseits den interessierten Wissenschaft lern,
andererseits den Akteuren im Polit ikfeld Innere
Sicherheit  zur Verfügung gestellt . Im Vorder-
grund stehen hier die Fachhochschulen und
Polizeischulen sow ie die Weiterbildungseinrich-
tungen der Ministerien und Polizeigew erkschaf-
ten. Die Studie soll dazu beitragen, den
Akteuren aufzuzeigen, daß es konkrete
Arbeitszusammenhänge in den Sozialw issen-
schaften gibt, die sich auch unter anw endungs-
orient ierten Kriterien als relevant für die praxis-
orient ierten Fragestellungen beispielsw eise in
der Weiterbildung erw eisen. Die Bibliographie
und die Verzeichnisse der Arbeitskreise, Inst i-
tute und Fachzeitschrif ten ermöglichen einen
inhalt lichen Austausch innerhalb des Polit ikfel-
des Innere Sicherheit  zw ischen den bislang
w eitgehend isoliert  verlaufenden Diskussionen
in Wissenschaft  und Praxis.   
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ult ifunkt ionale Serviceläden in kommuna-
ler Trägerschaft  ermöglichen es den

Bürgern, sehr viele Verw altungsleistungen und
möglicherw eise auch sonst ige Dienst leistungen
an einer Stelle zu erhalten, ohne dass die
Zuständigkeiten für die Erstellung dieser Leis-
tungen verändert  w erden müssen. Das bringt
vor allem dort Vorteile, w o in best immten
Lebenslagen Kontakt mit  einer Vielzahl von
Verw altungsstellen und sonst igen Leistungsan-
bietern aufgenommen w erden muss. Ein erster
Schrit t  in diese Richtung w aren kommunale
Bürgerämter. In ihnen w erden von der Kom-
mune selbst erbrachte Leistungen gebündelt ,
die von Bürgern häuf iger in Anspruch genom-
men w erden (müssen). Der mult ifunkt ionale
Serviceladen geht darüber hinaus, indem er zu
allen Verw altungsstellen und darüber hinaus zu
w eiteren Leistungsanbietern einen "Single-Win-
dow -Zugang"  eröffnet. In Deutschland w urde
dieser Gedanke erstmals 1996 verw irklicht in
den beiden ländlichen "BürgerBüros"  der Ver-
w altungsgemeinschaft  Bismark (Sachsen-An-
halt).

Durch die Möglichkeiten, die das Internet
bietet, hat der Gedanke des Single-Window -
Zugangs zur Verw altung seitdem erheblichen
Auftrieb erhalten. Über sogenannte Portale, die
man sich als eine Art  „ virtuellen“  Serviceladen
vorstellen kann, w ird es leicht gemacht, die
Angebote unterschiedlicher Verw altungsbehör-
den und Dienst leistungsproduzenten zu verbin-
den. Wenn aber Single-Window -Zugang nur
über das Internet eröffnet w ird, so nützt dies
nicht allen Bürgern. Zumindest auf absehbare
Zeit  noch müssen die "Online-Transakt ionen"
schrif t lich über Tastatur und Bildschirm abgew i-
ckelt  w erden. Selbst w enn sie Zugang zum
Internet haben, bereitet  das vielen Bürgern
Schw ierigkeiten, w eil viele Verw altungskon-
takte nur selten zustandekommen und hochgra-

dig erklärungsbedürf t ig sind. Im persönlichen
Kontakt am Schalter helfen Mitarbeiter der
Verw altung sehr oft  über die Schw ierigkeiten
hinw eg, ohne dass die Tragw eite ihrer Leistun-
gen als Verw altungslotsen und Dolmetscher
immer erkannt w erden.

Somit liegt es nahe, die Weiterentw icklung
der kommunalen Bürgerämter zu mult ifunkt io-
nalen Serviceläden und die Dynamik des Inter-
nets so zu verbinden, dass die Vorzüge beider
Formen des Zugangs und der Interakt ion mit  der
Verw altung voll ausgeschöpft  w erden. Hierfür
hat das Forschungsvorhaben eine Lösung in
Gestalt  eines allgemeinen Referenzmodells ent-
w ickelt . Auf seiner Grundlage können mult i-
funkt ionale Serviceläden mit  der von vielen Bür-
gern geschätzten persönlichen Bedienung so
entw ickelt  w erden, dass - über die Internet-Eu-
phorie hinaus - die w irklich zukunftsw eisenden
Möglichkeiten der Informationstechnik aufge-
grif fen w erden. Entscheidend dabei ist  der
Technikeinsatz nicht nur in der unmittelbaren
Kommunikat ion zw ischen Bürger und Verw al-
tung, sondern zur Unterstützung der eigent li-
chen Leistungserstellung, die im Zusammenw ir-
ken des Serviceladens als „ Front Off ice“  und
der zuständigen Stellen mit  ihren „ Back Off ices“
erfolgt. Diese Trennung zw ischen dem (w irkli-
chen oder ” virtuellen” ) Front Off ice, mit  dem
Bürger in Kontakt t reten, und den Back Off ices
der einzelnen Leistungsanbieter und Verw al-
tungsträger, bei w elchen die Verantw ortung
und (teilw eise) Durchführung der Leistungser-
stellung liegt, stellt  die eigent liche Innovat ion
dar. Mit  den Fortschrit ten der Informations-
technik kann sie nunmehr im Sinne des
"Megatrends"  "High tech - high touch"  umge-
setzt w erden.

Das im Vorhaben entw ickelte Referenzmodell
nimmt eine Bürgersicht ein und strukturiert  von
hier aus die Leistungserstellungsprozesse der
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Verw altung. Es geht davon aus, dass Bürger bei
der Verfolgung ihrer Anliegen typischerw eise
best immte Informationsprobleme haben,
Schrit te unternehmen müssen und dabei unter-
schiedliche Präferenzen haben, w as persönliche
Interakt ion, Servicequalität , Ausschöpfung aller
Leistungsmöglichkeiten, Transparenz der Vor-
gänge und Zeitaufw and anlangt.

Anknüpfend an typische Phasen der Anlie-
gensverfolgung durch Bürger w erden sechs
Lösungsmodule unterschieden. In ihnen sind die
verschiedenen Funkt ionen eingebettet , die Ver-
w altungen in diesem Zusammenhang w ahrneh-
men müssen. Die modulare Anordnung gestat-
tet  es, diese Funkt ionen unterschiedlichen
Trägern zuzuw eisen. Die sechs Lösungsmodule
sind:
1) Ein Bürgerinformationssystem nach dem

Vorbild von ” w w w .help.gv.at ”  (Österreich).
Es soll Bürgern Vorinformation (” Was muss
ich mitbringen?” , ” Was kann ich erhalten?” )
liefern und auf die richt ige Anlaufstelle ver-
w eisen.

2) Angeschlossen hieran können Formularserver
Zugangshilfen bieten, auch w enn das ausge-
füllte Formular (noch) nicht Online übermit-
telt  w erden kann.

3) Für die Kontaktaufnahme mit  der Verw altung
ist  den Bürgern Zugang zu eröffnen; ferner
ist  das Bürgeranliegen mit  den dafür vorge-
sehenen Leistungsarten in einem Matching-
Prozess zusammenzuführen, der einem Ver-
tragsschluss einspricht.

4) Die Interakt ionsgestaltung sorgt für opt imale
Kommunikat ion von Bürgern mit  den zustän-
digen Stellen w ährend der gesamten Ab-
w icklung des Vorgangs (t racking).

5) Geschäftsprozess-Reorganisat ion: Der Pro-
zess der Leistungserstellung ist  dabei nach
Möglichkeit  neu zu gestalten, um die Vorteile
des Zusammenw irkens von Front Off ice und
Back Off ice in telekooperat ivem Arbeiten
über Entfernungen und Organisat ionsgrenzen
hinw eg voll auszuschöpfen.

6) Rückkopplung zw ischen Bürger und Verw al-
tung nach Abw icklung des Vorgangs.

Die Module 3, 4 und 6 können gleichzeit ig, aber
auch nacheinander in mult ifunkt ionalen Ser-
viceläden in kommunaler Trägerschaft  umge-
setzt w erden. Im Sinne eines „ Mult ikanal-Ver-
triebs“  sind diese mit  Internetzugang sow ie Call
Centers kombiniert . Dabei kann mit  Leistungs-
bündeln für best immte typische Lebenslagen
begonnen w erden. Die Reorganisat ion der
gesamten Vorgangsbearbeitung (Modul 5) sollte
sich daran anschließen. Der (vordringliche) Auf-
bau der Module 1 und 2 kann hingegen

internet-basiert  auch schon vorher in Angrif f
genommen w erden, w obei es sich aus
Wirtschaft lichkeitsgründen empfiehlt , diese
Module auf Länderebene bzw . durch
kommunale Zusammenschlüsse zu
verw irklichen.

Geht man so vor, dann w ird künft ig ein f lä-
chendeckendes Netz mult ifunkt ionaler Service-
läden das Kernstück der Single-Window -Zu-
gangsstruktur zu den Leistungen und
Informationen der öffent lichen Verw altung sein.
Diese Struktur umfasst daneben Call Center und
textbasierten Zugang über das Internet bzw .
sogenannte Kioske, sow ie darüber hinaus mul-
t imedialen Internetzugang (Desktop-Videokonfe-
renzen mit  document sharing) und mobil-ver-
netzte Außendienste.

Mit  dieser Ausgestaltung ist  Single-Window -
Zugang nicht mehr ausschließlich an den Inter-
net-Zugang mit  dem (heute noch) durch diesen
bedingten Abbau der persönlichen Bedienung
geknüpft . Statt  der zunächst aus Kostenge-
sichtspunkten verlockenden Ausdünnung des
Vertriebs w ird dem (vom Typus der jew eiligen
Leistung geprägten) Wunsch vieler Bürger nach
persönlicher Bedienung Rechnung getragen. Es
entstehen anspruchsvolle Arbeitsplätze im Front
Off ice und in der Koordinat ion der entstehenden
Netzw erke aus Front und Back Off ices, w elche
neuart ige Qualif ikat ionen und Ausbildungsgänge
erforderlich machen.

Träger der neuen Front-Off ice-Strukturen, die
ein einziges Fenster zu allen Ebenen der öffent-
lichen Verw altung eröffnen, sollen die Kommu-
nen sein. Jedoch stellen Aufbau und Betrieb
eines f lächendeckenden Netzes mult ifunkt iona-
ler Serviceläden hohe Anforderungen an Ver-
tragsgestaltung, Management und Market ing.
Außer bei sehr leistungsfähigen Städten bzw .
Kreisen sollte daher erw ogen w erden, leistungs-
fähige Partner einzubeziehen, zum Beispiel in
Betreibergesellschaften oder in Formen des
Franchising. Sparkassen, Energieversorger, Te-
lekommunikat ionsanbieter w ären denkbare
Kandidaten für diese Rolle. Aber auch Neuein-
trit t  in den Markt, etw a aufgrund von Ausgrün-
dungen aus leistungsfähigen Städten, sollte
denkbar sein.

Für die Ausgestaltung der mult ifunkt ionalen
Serviceläden w erden auf der Grundlage der
Erfahrungen mit  den ersten Pilotprojekten sow ie
w eiterer Modelle aus dem Ausland Empfehlun-
gen gegeben. Diese richten sich auch auf die
Lage der Mitarbeiter in den Serviceläden und die
Ausgestaltung neuer Ausbildungsgänge.
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eit  nun zw ei Jahren ist  das neue EnWG in
Deutschland in Kraft , das die EU-Richt linie

über die Öffnung des Elektrizitätsmarktes in
Europa in nat ionales Recht umgesetzt hat. [1]
Obw ohl eine stufenw eise Marktöffnung mit  der
EU-Richt linie in Einklang gestanden hätte,
w urde in Deutschland der Strommarkt von
einem auf den anderen Tag ohne jegliche Ein-
schränkungen oder Übergangsregelungen für
alle Stromerzeuger, Stromhändler und Verbrau-
chergruppen freigegeben. Damit steht
Deutschland neben Großbritannien, Schw eden
und Finnland an der Spitze im EU-Binnenmarkt,
in vielen der übrigen Länder w urde zunächst nur
die erforderliche Mindestmarktöffnung ange-
strebt. Die durchschnit t liche Marktöffnungs-
quote innerhalb der EU betrug Ende 1999
62,5 %.

Die Ausw irkungen der Marktöffnung auf den
deutschen Elektrizitätsmarkt sind erheblich und
haben insbesondere auf dem Großhandelsmarkt
zu Preisrückgängen und Margenverkürzungen
geführt , die in dieser Größenordnung w ohl
niemand erw artet hätte. Die Preise für Indust-
riekunden sind seit  März 1998 laut VIK-Strom-
preisvergleich um durchschnit t lich 25% und in
Einzelfällen sogar bis zu 50% gefallen. Auch im
Bereich der Gew erbe- und Haushaltskunden
sind die Preise, abgesehen von der Erhöhung
durch die Ökosteuer, in den letzen Jahren
gefallen.

Was steckt hinter diesen Preisentw icklun-
gen? Und w ie können die stromerzeugenden
EVU, also hauptsächlich die Verbundunterneh-
men, die in 1997 mit  über 335 TWh nahezu
65% der gesamten Stromerzeugung in
Deutschland bzw . 75% der Erzeugung der
öffent lichen EVU produzierten, diese Erlösrück-
gänge kompensieren? [2]

Der Strompreis, den ein Endverbraucher
zahlt , setzt  sich aus mehreren Preiselementen
zusammen, die in einem offenen deregulierten

Strommarkt getrennt voneinander betrachtet
w erden müssen. Die Preise für das Endprodukt
"Strom"  beinhalten die unabhängigen Leistun-
gen Stromerzeugung und Stromverteilung, die
Kosten für Messung und Vertrieb sow ie Abga-
ben und Steuern.

Stromerzeugung
Die seit  der Marktöffnung zu beobachtende
Preisentw icklung auf dem Endverbrauchermarkt
ist  in erster Linie das Ergebnis des Preisrück-
gangs auf dem Erzeugermarkt. Die Existenz von
Überkapazitäten in einer Größenordnung von
10-20 GW, die neue Preistransparenz und die
Möglichkeit  der Stromabnehmer, aus langfrist i-
gen Lieferverträgen auszutreten, haben dazu
geführt , dass sich die Preisschraube auf der
Erzeugerebene immer w eiter nach unten
gedreht hat.

Die Preise für die Stromerzeugung w erden
beispielsw eise durch den SWEP oder den CEPI
angezeigt, zw ei mengengew ichtete Preisnot ie-
rungen für f rei gehandelte Strommengen ab
Kraftw erk. Sie liegen in einer Größenordnung
von 3 - 4 Pf/kWh. [3] Die durchschnit t lichen
Stromerzeugungskosten in Deutschland liegen
aber mit  rund 7 Pf/kWh deut lich darüber.

Die Wettbew erbssituat ion der einzelnen Ver-
bundunternehmen stellt  sich auf der Erzeuger-
ebene je nach Zusammensetzung ihrer Kraft-
w erksparks unterschiedlich dar. Die oben
genannten durchschnit t lichen Erzeugungskosten
sind nicht gleichmäßig auf einzelne Kraftw erks-
typen und Betreiber verteilt  und können in
Abhängigkeit  von Brennstoff , Anlagentechnik
und -alter große Unterschiede aufw eisen.

Es kann für einen Stromerzeuger mit  Über-
kapazitäten durchaus w irtschaft lich sein, die
Strommengen durch längere Laufzeiten seiner
Kraftw erke über die durch Lieferverträge
gebundene Mengen hinaus auszudehnen und zu
Preisen um 3 - 5 Pf/ kWh zu verkaufen.
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Das gilt  jedoch nur w enn die Benutzungs-
stunden eines bestehenden Kraftw erks erhöht
w erden, langfrist ig w ird die Kraftw erkskapazität
in Deutschland sinken. Insbesondere im Grund-
lastbereich, der derzeit  durch Kernkraft  und
Kohlekraftw erke abgedeckt w ird, ist  mit  Rück-
gängen zu rechnen. Die Struktur des Kraft-
w erksparks w ird sich im Wettbew erbsmarkt
voraussicht lich in Richtung eines größeren
Anteils kleinerer, w eniger kapitalintensiverer
Anlagen entw ickeln, die f lexibel einsetzbar sind.

Stromtransport
In dem Bereich des Stromtransports, der durch
die Strukturen eines " natürlichen Monopols"
gekennzeichnet ist , stellt  sich die Lage w eniger
dramatisch dar. Die Netznutzungsentgelte
w erden in Deutschland entsprechend der soge-
nannten Verbändevereinbarung II (VV II) auf
Kostenbasis plus Eigenkapitalverzinsung kalku-
liert . [4] Obw ohl auch im Bereich Netzbetrieb
mit  der VV II ein Benchmarking eingeführt
w urde, mit  dessen Hilfe strukturell vergleich-
bare Netzbetreiber beurteilt  und bei Bedarf  zu
Kürzungen der Nutzungsentgelte angehalten
w erden sollen, ist  hier kurzfrist ig eher mit  mo-
deraten Rationalisierungsmaßnahmen zu rech-
nen.

Stromvertrieb
In der Vergangenheit  haben die Verbundunter-
nehmen ihren Strom hauptsächlich an Weiter-
verteiler abgegeben, im Endverbrauchermarkt
w aren die Stadtw erke bzw . regionale EVU
zuständig. Um dem erhöhten Druck auf der
Erzeugerebene im liberalisierten Strommarkt zu
begegnen drängen die Verbundunternehmen
jedoch zunehmend in den Endverbrauchermarkt
vor, zum einen haben alle 8 Verbundunterneh-
men Stromprodukte für den Endverbraucher-
markt entw ickelt , populärstes Beispiel ist  hier
Yello-Strom der EnBW AG, zum anderen haben
sie in den vergangenen zw ei Jahren ihre Anteile
an Stadtw erken erheblich erhöht.

Wie wird die Zukunft des deutschen Strom-
marktes aussehen?
Der gesamte europäische Markt ist  derzeit  im
Westen w ie im Osten durch Überkapazitäten im
Erzeugungsbereich gekennzeichnet. Deshalb ist

nicht damit zu rechnen, dass der Preiskampf auf
der Erzeugerebene in Zukunft  nachlassen w ird,
denn auch die zunehmende Marktöffnung Rich-
tung Osten w ird die Preise auf einem niedrigen
Niveau halten.

Noch stehen die eingeschränkten Netzver-
bindungen und die ungleichen Marktöf fnungs-
grade in Europa einem regeren internat ionalen
Stromaustausch entgegen, aber in Deutschland
müssen die Kosten der Erzeugung w eiterhin
opt imiert  w erden, um w ettbew erbsfähig zu
bleiben. Die Entscheidung über den Erhalt  von
Kraftw erkskapazitäten in Deutschland w ird
unter anderem davon abhängen, ob der Ausbau
von Netzkapazitäten oder die Stromerzeugung
in Deutschland w irtschaft licher ist .

Anmerkungen/Literaturangaben
[1] Richt linie 96/92/EG des Europäischen

Parlaments und des Rates vom 19.
Dezember 1996 betreffend gemeinsame
Vorschrif ten für den
Elektrizitätsbinnenmarkt, Amtsblatt  Nr. L
027 vom 30/01/1997 S. 0020 - 0029.

[2] Publikat ionen des Bundesministeriums für
Wirtschaft  und Technologie: Die
längerfrist ige Entw icklung der Energiemärkte
im Zeichen von Wettbew erb und Umw elt ,
PROGNOS AG und Energiew irtschaft liches
Inst itut  der Universität Köln, Dokumentat ion
469, November 1999.

[3] Der CEPI (Central European Price Index) ist
ein mengengew ichteter Preisdurchschnit t
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ürgerkommune ist  ein neuer Stern am
kommunalen Management-Himmel. Sehr

frühzeit ig w urde erkannt, dass mit  der Verw al-
tungsreform ent lang dem Neuen Steuerungs-
modell der KGSt, die die Kommunen auf dem
Weg von der „ Behörde zum Dienst leistungsun-
ternehmen“  begleitet  hat, das Ende der
Geschichte nicht erreicht ist . Über das Konzept
des Bürgers als Kunden hinaus sind Bürger als
soziale, gemeinschaftsbedürf t ige und –fähige
Wesen zu betrachten. Bürger möchten
mitgestalten und mitentscheiden. Das Potenzial
dafür ist  vorhanden; die Möglichkeiten, es zu
nutzen, sind zu schaffen.

Mit der Bürgerkommune w ill man die „ ört li-
che Gemeinschaft“  (Art . 28 Abs. 2 Satz 1
Grundgesetz) stärken, besser zum Gemeinw ohl
beitragen und der stets gefährdeten Demokrat ie
einen neuen Schub verleihen. Dazu sind die
Handlungsfelder und –bedingungen vor Ort  zu
erw eitern.

Diese Studie w ill der Hans-Böckler-St if tung
Möglichkeiten an die Hand geben, noch offene
theoret ische und prakt ische Fragen bei der
Schaffung einer lebendigen und kräft igen Bür-
gerkommune zu klären. Deshalb w aren die Her-
kunft , die Quellen, aus denen die Bürgerkom-
mune gespeist  w ird, und die Merkmale zu
beschreiben. Auf diese Weise ließ sich eine
kurze Definit ion gew innen: In einer Bürger-
kommune w irken Menschen, private und
öffent liche Inst itut ionen, darunter die
Kommune, bezogen auf ein kommunales oder
regionales Territorium freiw illig, zur Förderung
des Gemeinw ohls gleichberecht igt , kooperat iv
und sich ergänzend (Koplanung und
Koprodukt ion) zusammen. Niemand ist
ausgeschlossen.

Es w ird deut lich, dass die Kommune nur ein
Akteur unter vielen ist . Vereine, Verbände,
andere öffent liche Hände w ie das Land mit  sei-
nen Polizisten und den Lehrern, private Unter-
nehmen und vor allem die Bürgerinnen und
Bürger selbst sind ebenfalls Akteure in einer
Bürgerkommune. Ohne das Wirken der Kom-
mune aber ist  die Bürgerkommune kaum zu
denken. Sie muss die Bürgerkommune w ollen
und auf sie hinarbeiten. Von Vorteil ist  es auch,
w enn sich Land und Bund akt iv für die Bürger-
kommune einsetzen. Alle Akteure müssen ihr
Verhalten an die Entw icklung anpassen, w es-
halb Bürgerkommune ohne eine Verhaltens-
änderung der Akteure nicht zu haben ist  und ein
riesiges Organisat ionsentw icklungsprojekt
darstellt .

Aus einem mit t lerw eile beträcht lichen Erfah-
rungsschatz, mit  dem sich heute bereits nach-
w eisen lässt, dass das Engagementpotenzial bei
den Bürgerinnen und Bürgern vorhanden ist ,
lassen sich Erfolgsfaktoren und Instrumente
ableiten. Allerdings ist  dieser Erfahrungsschatz
nicht konsolidiert , so dass alle Empfehlungen
einen vorläuf igen Charakter haben.

Für die Kommune bietet sich mit  der Bürger-
kommune ein Blickw echsel von innen nach
außen an. Die Bürgerinnen und Bürger tragen
durch Koplanung und Koprodukt ion zum
Gemeinw ohl bei. Die Leistungskraft  vor Ort
nimmt zu. Es entsteht ein Mehrw ert, der auf
andere Weise nicht zu erreichen w äre. Diesen
Standortvorteil kann die Kommune im w eltw ei-
ten Standortw ettbew erb ausspielen.

________________________________________________________________
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Plamper, Harald: Bürgerkommune: Was ist  sie?
Was soll sie sein? Was ist  zu tun? Abschlussbe-
richt. (Publikat ion geplant)
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as Forschungs- und Beratungsprojekt hatte
zum Ziel, die Qualitäts- und Organisat ions-

entw icklung von Volkshochschulen zu fördern
und ihre Entw icklungsprozesse zu untersuchen,
um diese Einrichtungen unter den gew andelten
sozioökonomischen Bedingungen handlungs-
und w ettbew erbsfähig zu machen. Das Projekt
w urde in Kooperat ion mit dem Landesverband
der Volkshochschulen Niedersachsens e.V.
durchgeführt . Die Einrichtungen, die ihre Orga-
nisat ionsentw icklung moderierend begleiten und
erforschen ließen, w aren die Volkshochschulen
Diepholz, Emden, Kreis Goslar, Kreis Hildes-
heim, Hannover, Norden, Salzgit ter und Wals-
rode. Die Ergebnisse des Projektes w urden
kont inuierlich über den ‘Qualitätsring nieder-
sächsischer Volkshochschulen’  für alle
Volkshochschulen in Niedersachsen verallge-
meinert  zugänglich gemacht.

Die Palette der Veränderungsanliegen w ar
breit  und spiegelte die Situat ion der Einrichtun-
gen im Umbruch vielschicht ig w ider.
Gew ünscht w urden zum Beispiel die Entw ick-
lung von Leistungsprof ilen und Kriterien der
Leistungsmessung, die Erschließung neuer
Arbeitsfelder und Märkte, eine Veränderung des
Führungsverständnisses, die Verbesserung der
internen Kooperat ion, Kommunikat ion, Koordi-
nat ion und Steuerung sow ie die Reform der
internen Strukturgliederung. In diesen Verände-
rungsfeldern w urde die Zielrichtung einer Quali-
tätssteigerung der Leistungen der Erw achse-
nenbildung verfolgt. Die konkrete Arbeit  mit  den
einzelnen Volkshochschulen ermöglichte es, den

jew eiligen einrichtungsrelevanten Fokus zu su-
chen und eine organisat ionsangemessene Ent-
w icklung einzuleiten. Eff izienz zu lernen w urde
als Schlüsselthematik in der Restrukturierung
der Inst itut ionen angesehen. Für die kommuna-
len Bildungseinrichtungen w ar allerdings zu
beachten, dass ein Eff izienzbegrif f  zum Tragen
kam, der die spezif ische Rationalität  und Opera-
t ionsw eise dieser Organisat ionen berücksicht igt .

Die Lernfähigkeit  und Entw icklungsdynamik
der am Projekt beteiligten Organisat ionen stellte
sich als unterschiedlich dar. Teilw eise w irkten
behördliche Strukturen hemmend, w urden neue
Gestaltungschancen kaum w ahrgenommen und
standen tradit ionelle Mentalitäten und Professi-
onsrollen den neuen Anforderungen entgegen.
Hier musste vor allem das Selbstverständnis
(behördliches Verw altungsdenken, missiona-
risch-aufklärerischer Habitus, ‘Beamtenmentali-
tät ’ ) ref lekt iert  und modif iziert  w erden. In den
meisten Organisat ionen gab es darüber hinaus
einen großen Professionalisierungsbedarf  in der
Führung. Ein zum Teil vormodernes und unkla-
res Führungsverständnis erschw erte insbeson-
dere das Entscheidungsverhalten der Organisa-
t ionen.

Serviceorient ierung und Bürgerfreundlichkeit
erw iesen sich allerdings nicht nur als Problem
von Mitarbeiterverhalten, sondern vor allem als
Entw icklungsbedarf  f lexibler und auf die Bürger
ausgerichteter Prozesse. Die Sicht der Umw elt
musste in die Einrichtungen hineingespiegelt
w erden, um eine Umorient ierung von einer bin-
nengeleiteten Logik zu einer außengeleiteten
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Logik herbeizuführen. Insgesamt galt  es, die
vorherrschende Anbieterorient ierung in eine
Nachfrageorient ierung zu überführen.

Trotz aller Schw ierigkeiten zeigten sich die
von uns begleiteten und untersuchten Einrich-
tungen überw iegend als sehr lernfähig in ihren
Bemühungen, sich den veränderten Umw eltbe-
dingungen zu stellen: Folgende Gesichtspunkte
erw iesen sich in den organisat ionalen Entw ick-
lungsprozessen als zentral: Entw icklung einer
Angebotsstruktur in Geschäftsfeldern, Füh-
rung/Leitung/Entscheidung, Tät igkeitsprof il für
Pädagoginnen und Pädagogen, Konferenz- und
Besprechungssysteme, Integrat ion von

neben-/freiberuf lichen und ehrenamtlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Corporate
Ident ity/Leitbildentw icklung, Market ing/ Öffent-
lichkeitsarbeit , interne und externe Koopera-
t ionen, Innovat ionsfähigkeit , Kundenorient ie-
rung.

Das Projekt w urde ermöglicht durch eine
Mischf inanzierung aus Mit teln des Europäischen
Sozialfonds, Fördermit teln der Hans-Böckler-
St if tung sow ie einer Eigenbeteiligung der Volks-
hochschulen.
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ufgrund der steigenden Lebenserw artung
und niedrigen Geburtenraten w ird die Be-

völkerung in Deutschland zukünft ig altern. Der
w achsende Anteil älterer Menschen w ird die
Finanzierung der gesetzlichen Rentenversiche-
rung (GRV) verteuern und damit die Abgaben-
belastung der sozialversicherungspf licht ig
Beschäft igten erhöhen. Obw ohl in der Vergan-
genheit  bereits verschiedene gesetzliche
Anpassungsmaßnahmen vorgenommen w urden,
mit  denen die Ausgabendynamik der GRV ge-
bremst w ird, ist  langfrist ig mit  einem Anst ieg
des Beitragssatzes zu rechnen. Ziel des Projekts
ist  es, verschiedene Alternat iven zur Umfinan-
zierung der Alterssicherung zu untersuchen. In
der Studie w erden insgesamt fünf Finanzie-
rungsvarianten für die GRV behandelt :
Variante I: Aufhebung der Beitragsbemes-

sungsgrenze
Variante II: Ausdehnung des Versichertenkrei-

ses auf Beamte und Selbständige
Variante III: Kombinat ion der Varianten I und II
Variante IV: Wertschöpfung als Bemessungsba-

sis für Arbeitgeberbeiträge
Variante V: Einführung eines Teilkapitalstocks

Ausgehend von einer Referenzrechnung auf der
Basis geltenden Rechts w erden die Finanzie-
rungsvarianten jew eils hinsicht lich ihrer Ausw ir-
kungen auf die Finanzen der GRV, ihres Einf lus-
ses auf die gesamtw irtschaft liche Entw icklung
und ihrer Verteilungsw irkungen analysiert . Die
Ergebnisse der Simulat ionsrechnungen, die
einen Zeitraum bis zum Jahr 2060 abdecken,
zeigen zum Teil deut liche Unterschiede in der
Entw icklung des Beitragssatzes gegenüber dem
geltenden Recht. Sow ohl das Ausmaß der Ver-
änderung als auch die zeit liche Wirkungsrich-
tung unterscheiden sich in den verschiedenen
Varianten deut lich. Die Bandbreite der Ergeb-
nisse reicht von nur geringen Veränderungen
des Beitragssatzes bis zu nachhalt igen Ent las-
tungen, die allerdings auch mit zeitw eiligen
Belastungen gekoppelt  sein können.

Durch die Aufhebung der Beitragsbemes-
sungsgrenze (Variante I) kann der Beitragssatz
zur GRV nachhalt ig um 0,7 bis einen Prozent-
punkt gesenkt w erden. Werden Beamte und
Selbständige in die GRV einbezogen (Variante II)
w ird zunächst ein deut lich niedrigerer Beitrags-
satz erreicht, der 1,6 Prozentpunkte unter dem
Referenzw ert liegt. Diese Minderung ist  jedoch
nicht von Dauer, da der Beitragssatz im Zeit-
verlauf ansteigt und ab dem Jahr 2040 sogar
über den Werten der Referenzrechnung liegt.

Letzteres kann durch die zusätzliche Aufhe-
bung der Beitragsbemessungsgrenze (Variante
III als Kombinat ion der Varianten I und II) ver-
mieden w erden, es bleibt jedoch bei der in der
Zeit  abnehmenden Ent lastungsw irkung. Hier
liegt der Beitragssatz zunächst 2,3 Prozent-
punkte unter dem Referenzw ert und erreicht
gegen Ende des Simulat ionszeitraums w ieder
den Wert aus der Referenzrechnung. Durch die
Umbasierung der Arbeitgeberbeiträge zur GRV
von der Lohnsumme auf die Wertschöpfung
(Variante IV) w ird keine nennensw erte Verände-
rung des Beitragssatzes ausgelöst. Langfrist ig
liegt er hier leicht höher als in der Referenz-
rechnung.

Die Einführung eines Teilkapitalstocks (Vari-
ante V) hat ebenfalls w ie die Varianten II und III
eine im Zeitverlauf unterschiedliche Wirkung,
nur dass hier die Entw icklung umgekehrt  ver-
läuft . Fasst man die Beitragssätze zum Teilkapi-
talstock und zur GRV zusammen, kommt es
zunächst zu einer Zunahme der Gesamtbelas-
tung, die allerdings im Zeitverlauf sinkt. Nach
einer anfänglichen maximalen Zusatzbelastung
von 4,5 Prozentpunkten im ersten Jahr der
Simulat ionsrechnung beträgt sie im Jahr 2010
noch 3,1 Prozentpunkte. Ab dem Jahr 2025
stellt  sich eine Ent lastungsw irkung ein, die lang-
frist ig bei 2,1 Prozentpunkten liegt. Ab dem
Jahr 2040 liegt hier der Beitragssatz zur GRV
rund 4 Prozentpunkte unter den Referenzw er-
ten.

Die Ausw irkungen der Finanzierungsvarian-
ten auf die zukünft ige Höhe des Beitragssatzes
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gehen einher mit  unterschiedlichen gesamtw irt-
schaft lichen Effekten, da sich die gesamtw irt-
schaft liche Entw icklung und die Finanzen der
GRV w echselseit ig beeinf lussen. Darüber hinaus
w erden durch die Umfinanzierung der Alterssi-
cherung unterschiedliche Verteilungsw irkungen
in den Varianten ausgelöst, die als Veränderun-
gen der verfügbaren Einkommen verschiedener

Haushaltstypen abgebildet sind. Durch die Be-
rücksicht igung der komplexen Wirkungszusam-
menhänge liefern die Ergebnisse der Simulat i-
onsrechnungen ein konsistentes Bild der
Ausw irkungen möglicher Polit ikoptionen für die
Finanzierung der Alterssicherung.

________________________________________________________________
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Eitenmüller, Stefan; Eckerle, Konrad: Umfinanzierung
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Böckler-Stif tung, 2000. (edit ion der Hans-Böckler-
St if tung; 33)

Umfinanzierung der Alterssicherung. Kurzfassung zur
Pressekonferenz.



Zukunft des Sozialstaates
________________________________________________________________

 

Projekttitel : Integration von ambulanter und stationärer
medizinischer Versorgung in regionaler Perspektive

Projektnummer : S  1999-96-4  F

Projektleitung : Priv.-Doz. Dr. Hagen Kühn
Wissenschaftszentrum Berlin (WZB)
Reichpietschufer 50
10 785  Berlin

Laufzeit : 15 Monate

________________________________________________________________

hronische Erkrankungen,  Mult imorbidität
und vermehrte Behandlungsmöglichkeiten

machen für einen w achsenden Anteil der
Pat ienten eine Vielzahl verschiedener Helfer in
einer Reihe von unterschiedlichen Einrichtungen
erforderlich. Der daraus result ierenden Tendenz
zur Fragmentierung kann nur mit  Bemühungen
zur Koordinat ion, Kooperat ion und Integrat ion
entgegengew irkt  w erden, um kont inuierliche
Versorgungsverläufe und Rat ionalität  arbeits-
teiliger Vorgehensw eisen zu erreichen und
sicherzustellen.

Die in und zw ischen den Versorgungsinst i-
tut ionen nicht eingelösten Integrat ionserforder-
nisse liegen auf den Schultern der einzelnen
Patienten (Kranken). Sie müssen sich den Weg
durch die vielfält igen Angebote zum Teil selbst
suchen, es ist  an ihnen, die jew eiligen Informa-
t ionen über Befunde und Diagnosen w eiterzu-
leiten und damit umzugehen, dass an einer
Stelle abgesetzt  w ird, w as an anderer zuvor als
Behandlungsstrategie eingeleitet  w orden w ar,
überall erzählen sie ihre Geschichte, Leiden,
bisherige Therapie neu usw . Sie sind hiermit
meist  überfordert , und an w elcher Stelle sie
letzt lich ‘hängen bleiben’ , hängt von vielen Fak-
toren ab, unter denen die medizinische Rationa-
lität  of t  nicht die gew icht igste ist . Da die Fähig-
keiten und Ressourcen zur Pat ienten-Selbsthilfe
sozial ungleich verteilt  sind, gehen damit auch
verdeckte sozial ungleiche Versorgungschancen
einher. Wir leben somit  in dem Widerspruch,
dass die Kenntnisse, Fähigkeiten und Techniken
der Gesundheitsw issenschaften immer
ausgefeilter w erden, w ährend andererseits die
Vermit t lung zw ischen den Teilbereichen den
Patienten ganz oder teilw eise überlassen bleibt.
Das unter hohem Aufw and vergrößerte w issen-
schaft lich-technische Potent ial w ird damit nicht
nur w eit  unteropt imal ausgeschöpft , es kann
sogar im Gegenteil die Risiken iatrogener Schä-
den erhöhen.

Integrierte gesundheitsbezogene Intervent i-
ons- und Versorgungssysteme sind keine stat i-
schen Gebilde, die am Reißbrett  entw orfen und

von ‘Polit ik’  umgesetzt w erden könnten, son-
dern es sind Prozesse, bestehend aus Verände-
rungen der sozialen Beziehungen, der beruf li-
chen Kompetenzen, der Einkommensrelat ionen,
des Status, der inst itut ionellen Strukturen ein-
schließlich ihrer gew achsenen Organisat ionskul-
turen, regionaler Orient ierungen und Tradit ionen
usw . Der Erfolg polit ischer Strategien hängt
w esent lich davon ab, ob und w ie sie den zum
Teil recht verschiedenen Sachlogiken, unter-
schiedlichen Zeitbedarfen und interessenbeding-
ten Resistenzen dieser Veränderungsdimensio-
nen gerecht w erden.

Bei aller Notw endigkeit  gesetzlicher Refor-
men, ist  es mit  Umlenkungen f inanzieller
Ressourcen, neuen Vertragsmöglichkeiten und
monetären Anreizen nicht getan. Sie reichen
nicht hin, w enn die menschlichen Ressourcen,
(medizinische, pf legerische und administrat ive
Arbeitskräfte und Pat ienten als Mitproduzenten
der Dienst leistungen) nicht motiviert  und ler-
nend auf das Integrat ionsziel hin orient iert  und
die sachlichen Ressourcen, w ie Technologie,
Information nicht hinreichend entw ickelt  sind.
An der Spitze einer realist ischen und aussichts-
reichen Integrat ionsagenda können daher - so
w ünschensw ert es w äre - w eder sensat ionelle
‘Sparpotent iale’  noch Meilensteine der Qua-
litätsverbesserung stehen, sondern die Organi-
sierung gründlicher und umfassender Such- und
Lernprozesse, die Gew innung von Erfahrungen
in sich w andelnden Inst itut ionen und Systemen
und die Entw icklung einer entsprechenden
Informations-Infrastruktur.

Auf der Grundlage solcher prozessbetonten und
' systemischen'  Orient ierungen w erden drei
Schlüsselthemen der Integrat ion unter die Lupe
genommen:
– Die Funkt ionen einer Primärversorgung, die

einerseits eine Säule der Integrat ion darstellt ,
andererseits auch nur im Kontext integrierter
bzw . sich integrierender Systeme realisiert
w erden können. Diskut iert  w erden u.a.
Übergangskonzepte, Case Management,
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Gatekeeping, Disease Management und die
Entw icklung von Primärversorgungsteams;

– die Regionalität  des Gesundheitsw esens, die
in Deutschland - t rotz einiger Ansätze - nicht
zu einem relevanten, eigenständigen Ziel hat
w erden können. Mit  der Entw icklung
integrierter Versorgungssysteme und -netze
w erden nun implizit  regionale Entscheidun-
gen fällig, die jedoch explizit , t ransparent
und im Einklang mit  vorhandenen regionalen
Strukturen und Tradit ionen getroffen w erden
sollten. Die Perspekt ive liegt in einem regio-
nalen Management integrierter Versorgungs-
und Intervent ionssysteme, die - über die
Patientenversorgung hinaus - Verantw ortung
für die Gesundheit  der Bevölkerung einer
Region (Public Health) übernehmen können;

– die Reformulierung der ' Sicherstellungsauf-
träge'  im Zuge der Integrat ionsanstrengun-
gen ist  zw ar unvermeidbar, aber Erfahrungen
in anderen Ländern mahnen, die Zerschla-
gung eigenständiger und kollekt iver Interes-
senvertretungen der Berufs- und Anbieter-

gruppen zu vermeiden. Es müssen jedoch
Vetoposit ionen beseit igt  w erden, die dazu
führen, dass nicht die Versorgung, sondern
ganz spezif ische überkommene Versorgungs-
formen sichergestellt  w erden.

Die Studie argumentiert  dagegen, best immte
Formen und Gesamtmodelle künft iger integrier-
ter Versorgung und Intervent ion zu propagieren
und festzuschreiben, sondern plädiert  für eine
Haltung, die sich bemüht, aus einem Verständ-
nis der Vielschicht igkeit  und Komplexität  der
Integrat ionsprozesse heraus Handlungsw eisen
zu entw ickeln, realist ische Teilziele (w ie das
einer ersten Verzahnung) zu setzen und mit
einer langfrist igen gesundheitspolit ischen Per-
spekt ive zu verbinden. In diesem Sinn w erden
abschließend Elemente zu Leitbildern der Integ-
rat ion aus der System- und der Pat ienten-
perspekt ive vorgeschlagen.

________________________________________________________________

Ergebnis :

Kühn, Hagen: Leitbild integrierte regionale Versor-
gungssysteme. Fazit  aus dem Gutachten " Integrat ion
der medizinischen Versorgung in regionaler Perspek-
t ive - Dimensionen und Leitbild eines polit isch-ökono-
mischen, sozialen und kulturellen Prozesses" .
Abschlussbericht. Berlin, April 2000.
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n dem Projekt w ird die Verteilung der Ein-
kommen, des Geldvermögens und des Grund-

vermögens der Privathaushalte in Deutschland
untersucht. Dabei interessiert  nicht nur die Ver-
teilung über die Gesamtheit  aller Haushalte,
sondern auch die Verteilung auf einzelne, nach
verschiedenen Merkmalen def inierte Haushalts-
gruppen.

Das aktuellste Jahr, für das die Verteilung
beschrieben w erden kann, ist  das Jahr 1993.
Im Vergleich der Ergebnisse für 1993 mit  denen
für 1987, 1983 und 1978 sind Aussagen über
die Zu- oder Abnahme der (Ungleich-)Verteilung
im Zeitablauf möglich.

Bei der Einkommensverteilung w ird das ver-
fügbare Einkommen untersucht. Dieses umfasst
das Bruttoeinkommen aus allen Quellen, ein-
schließlich der Transferzahlungen w ie Rente,
Arbeitslosengeld, Kindergeld etc., abzüglich
aller Abzüge an die gesetzliche Sozialversiche-
rung und abzüglich der Steuern auf das Ein-
kommen. Das verfügbare Einkommen je Haus-
halt  bildet die f inanzielle Situat ion eines
Haushaltes ab. Wesent lich dafür ist  die Zahl der
Einkommensbezieher im Haushalt . Das verfüg-
bare Einkommen im Durchschnit t  über alle
Haushalte betrug im Jahr 1972 22.400.- DM
und im Jahr 1993 59.000.- DM. In dieser Zeit-
spanne haben sich die durchschnit t lichen Ein-
kommen um den Faktor 2,6 erhöht. Im Ver-
gleich zu der durchschnit t lichen Veränderung
sind die Einkommen der Selbständigenhaus-
halte, der Rentnerhaushalte und der Pensionärs-
haushalte überdurchschnit t lich gest iegen, w äh-
rend die Arbeitslosenhaushalte in der
Einkommenshierarchie zurückgefallen sind.
Unter den verschiedenen Einkommensarten
haben insbesondere die Einkommen aus Vermö-
gen (Zinsen, Dividenden) überdurchschnit t lich
stark zugenommen. Dies hängt mit  dem Aufbau
von Geldvermögen, der in diesen Zeitraum bei
den Privathaushalten erfolgte, zusammen.
Betrachtet man die Gleichmäßigkeit  der Vertei-
lung der verschiedenen Einkommensarten dif fe-

renziert  nach Haushaltstypen, dann ist  die
Verteilung der Einkommen aus selbständiger
Arbeit  und der Einkommen aus Geldvermögen
bei den Selbständigenhaushalten jew eils am
ungleichmäßigsten.

Gegen das verfügbare Einkommen als Maß-
stab zur Messung der Gleichheit  oder Ungleich-
heit  der Verteilung bestehen Vorbehalte. Ver-
schiedene Einkommensbestandteile w erden in
den Rechenw erken nicht oder nicht richt ig
abgebildet. Dazu gehören die Einkommen aus
Wohnungsvermietung, die Abzüge und Ausga-
ben im Zusammenhang mit  Gesundheitskosten,
die Abzüge für Alterssicherung, die sozialen
Sachleistungen des Staates für Bildung und
Gesundheit  sow ie die Einkommen aus der Wert-
steigerung von Akt ien und Immobilien. Die Ein-
beziehung oder Ausklammerung dieser Einkom-
menselemente beeinf lusst das Niveau der
mit t leren Einkommen und damit auch das
Niveau der „ Armutsschw elle“ , die gemeinhin
bei der Hälf te des durchschnit t lich verfügbaren
Einkommens gesetzt  w ird.

Das Geldvermögen der Privathaushalte um-
fasst Sparguthaben, Termineinlagen, Akt ien,
festverzinsliche Wertpapiere, Investmentfonds-
anteile und bei Lebensversicherungen angespar-
tes Vermögen. Das Geldvermögen des mit t leren
Haushalts (Median) betrug im Jahr 1993 im
früheren Bundesgebiet rd. 50.000.- DM. Die
20 % der Haushalte mit  geringem Geldvermö-
gen verfügten über ein Geldvermögen von
höchstens 13.000.- DM, w ährend die 20 % der
Haushalte mit  hohem Geldvermögen über das
10- und mehrfache Geldvermögen disponieren
können (Dezilgrenze 80 % der Haushalte
135.000.- DM). Das Geldvermögen der unteren
20 % der Haushalte hat sich in den 15 Jahren
von 1978 bis 1993 kaum verändert , das Geld-
vermögen der oberen 20 % der Haushalte hat
sich in dem betrachteten Zeitraum von 94.000.-
DM auf 135.000.- DM erhöht.

Die Best immung der Höhe des Grundvermö-
gens der Haushalte in Deutschland ist  über die
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Schätzung des Marktw ertes der Grundstücke
und Gebäude möglich. Die Verteilung des Net-
togrundvermögens ist  sehr ungleichmäßig, w eil
w eniger als die Hälf te aller Haushalte über
Grundvermögen verfügen. Sie ist  im Laufe der
Zeit  gleichmäßiger gew orden, w eil der Anteil
der Haushalte mit  Grundvermögen zugenommen
hat.

Der Vermögensaufbau in den Haushalten
erfolgt  über eine lange Zeitspanne, die haupt-
sächlich das gesamte akt ive Erw erbsleben um-
fasst. Mit  w elchem Vermögen ein Haushalt  z.B.
die Altersschw elle zum 65. Lebensjahr über-
schreitet , hängt von mehreren Faktoren ab.
Dazu gehört  die Länge des Zeitraumes, in dem
der Haushalt  ein Einkommen erzielt , das es ihm
ermöglicht, zu sparen. Für ältere Haushalte in
Westdeutschland infolge der Kriegs- und Nach-
kriegszeit  sow ie für die Haushalte in Ost-
deutschland ist  diese Zeitspanne vergleichs-
w eise kurz. Früher geborene w estdeutsche
Haushalte w eisen daher im Alter von 65 ein

geringeres Vermögen auf als später geborene zu
diesem Alter. Weitere Einf lussgrössen sind die
Höhe des Einkommens und der Anteil des Ein-
kommens, der gespart  w ird. Der Zusammen-
hang von Einkommen und Sparen und der
Vergleich der Vermögen zw ischen den Haus-
haltsgruppen ist  w egen der unterschiedlichen
Wege zur Alterssicherung bei Selbständigen und
Unselbständigenhaushalten kompliziert . Bei
Unselbständigenhaushalten ist  der Beitrag zur
gesetzlichen Rentenversicherung vom ver-
fügbaren Einkommen abgesetzt, und als Sparen
erscheint der Betrag, der darüber hinaus gespart
w ird. Bei den Selbständigenhaushalten zählt  die
Alterssicherung voll zum Sparen. Andererseits
ist  bei den Selbständigenhaushalten zusätzlich
der Wert des Unternehmens (Arztpraxis,
Rechtsanw altskanzlei, Handw erksbetrieb etc.)
als Vermögensbestandteil zu berücksicht igen.

________________________________________________________________

Ergebnis :

Schüssler, Reinhard; Lang, Oliver; Buslei, Hermann:
Wohlstandsverteilung in Deutschland 1978-1993.
Abschlussbericht. Basel, März 2000.

Wohlstandsverteilung in Deutschland 1978-1993:
Zusammenfassung w icht iger Ergebnisse. Basel, Mai
2000.



Zukunft des Sozialstaates

________________________________________________________________

 

Projekttitel : Finanzierungsmodelle und Verteilungsrechnungen für
eine bedarfsgerechte Betreuung von Vorschul- und
Schulkindern in Deutschland

Projektnummer : S  1996-812-4  F

Projektleitung : Prof. Dr. Gert G. Wagner
Dr. C. Katharina Spieß
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung
Königin-Luise-Str. 5
14195 Berlin
E-Mail: kspiess@diw.de

________________________________________________________________

ie öffent liche Finanzierung von Kinderta-
geseinrichtungen lässt sich bis zu den

Anfängen unseres Jahrhunderts zurückverfol-
gen. Bis heute besteht ein w eitgehender
Konsens darüber, dass sich der Staat an der
Förderung von Kindertageseinrichtungen
beteiligen soll. Mit  der Förderung von Betreu-
ungsplätzen in Kindertageseinrichtungen soll
sichergestellt  w erden, dass Kinder aller
Einkommensschichten eine qualitat iv hochw er-
t ige vorschulische Sozialisat ion erhalten. Heute
steht die Förderung von Kindertageseinrichtun-
gen jedoch insbesondere auch deshalb auf der
sozialpolit ischen Agenda, da sie ein w icht iges
Instrumentarium zur Vereinbarkeit  von Beruf
und Familie ist .

In bezug auf die Möglichkeiten rat ionaler
Polit ikgestaltung fehlte es bislang jedoch an
empirischen Forschungen, die aufzeigen, w el-
che sozialpolit ischen Ziele überhaupt über die
Förderung von Kindertageseinrichtungen
erreicht w erden sollen und können. Erst w enn
diese sozialpolit ischen Ziele präzisiert  und Wir-
kungsketten zw ischen Ziel und Zielerreichung
aufgezeigt sind, kann eine Verw endung öffent li-
cher Mit tel rat ional gesteuert  w erden. Das
genannte Projekt versteht sich von daher als
Beitrag, diese Lücken zu schließen.

Im Rahmen des Projektes w urde erstens das
Angebot an inst itut ioneller Kinderbetreuung in
Deutschland dargestellt . In der öffent lichen
Diskussion w ird immer w ieder darauf hingew ie-
sen, dass das Angebot nicht den bestehenden
Bedarf an Betreuungsplätzen deckt, w obei
jedoch in der Regel versäumt w ird, zu def inie-
ren, w as denn überhaupt unter Bedarf  zu ver-
stehen ist . Von daher w urde auch ausführlich
dieser Frage nachgegangen. Dabei stand Fragen
im Mittelpunkt w ie: Welche gesellschaft lichen

Gruppen sollen gefördert  w erden? Welcher
(zeit liche) Umfang an Kinderbetreuung soll
gefördert  w erden? Welche Qualität  an Betreu-
ung ist  notw endig?

In einem w eiteren Projektabschnit t  w urde
das Erw erbsverhalten von Frauen und ihre
Ansprüchen an die Betreuung von Kindern in
Tageseinrichtungen untersucht. Darauf basie-
rend w urde analysiert , w elche Steuerungsme-
chanismen in Deutschland die Ausgestaltung
des Angebots an Kindertageseinrichtungen
best immen, und es w urde gezeigt, w elche
Steuerungsdef izite sich daraus ergeben. Im
internat ionalen Vergleich w urden alternat ive
Formen der Ausgestaltung der Finanzierung von
Kindertageseinrichtungen diskut iert .

Schließlich w urde in einem w eiteren Schrit t
ein theoriegeleiteter, w irtschaftsw issenschaft li-
cher Vorschlag zur Finanzierung von Kinderta-
geseinrichtungen vorgestellt , der sich unter den
Schlagw örtern „ Kinderkasse, Qualitätskommis-
sion und Betreuungsgutscheine“  zusammenfas-
sen lässt.

Im Hauptteil der Studie w ird herausgearbei-
tet , inw iefern bei der Finanzierung von Kinder-
tageseinrichtungen verteilungspolit ische
Aspekte Berücksicht igung f inden. In einer
Mikrosimulat ion w urden die Finanzierungs- und
Verteilungseffekte der Einführung alternat iver
Finanzierungsregelungen, d.h. eines Gutschein-
modells, abgeschätzt. Als Datenbasis w urden -
neben Daten der amtlichen Stat ist ik - vor allem
Daten des Sozio-Oekonomischen Panels (SOEP)
verw endet.

Für eine kurze Darstellung der Projektergebnisse
s. a. http://www.diw.de/diwwbd/00-18-1.html.
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Spieß, Katharina; Wagner, Gert: Kinderbetreuung mit
dreifacher Dividende. In: Die Mitbest immung; April
1997. S. 59-60.

Spieß, Katharina; Wagner, Gert: Außerhäusige Kin-
derbetreuung in Deutschland - Inst itut ionenanalyse
des Status Quo und ein Reformvorschlag. Zw ischen-
ergebnis. Januar 1997. (Diskussionspapiere aus der
Fakultät für Sozialw issenschaft)

Ein neues Organisat ionsmodell in der Kinderbetreu-
ung: Kinderkasse, Betreuungsgutscheine und Quali-
tätskommissionen/ Michaela Kreyenfeld u.a. Bochum,
Juni 1996. (Diskussionspapiere aus der Fakultät für
Sozialw issenschaft der Ruhr-Universität Bochum; 97-
05).

Kreyenfeld, Michaela; Wagner, Gert: Qualitätssiche-
rung in der Kinderbetreuung im Rahmen neuer Steue-
rungsmodelle. Dokumentat ion der Diskussionsbei-
träge eines Workshops am 29. und 30. April 1997.
93 S.

Kreyenfeld, Michaela: Neue Wege in der Finanzierung
sozialer Dienste: Kinderbetreuungsgutscheine in
Großbritannien. Zw ischenbericht / Ruhr-Universität
Bochum (Hrsg.). Bochum, Februar 1998. (Diskussi-
onspapier; Nr. 98-1)

Kindertageseinrichtungen in Deutschland: Ein neues
Steuerungsmodell bei der Bereitstellung sozialer
Dienst leistungen. In: Wochenbericht 18/2000 / Deut-
sches Inst itut für Wirtschaftsforschung (Hrsg.). Ber-

lin, Mai 2000. S. 269-275.

Kreyenfeld, Michaela; Wagner, Gert: Neue Wege in
der Finanzierung von Kindertageseinrichtungen. In:
Kindertageseinrichtungen Aktuell; Nr. 10; 1999. S.
196-198.

Kreyenfeld, Michaela; Wagner, Gert: Schreckge-
spenst Ökonomisierung. In: Erziehung und Wissen-
schaft; Nr. 11/1999. S. 18-19.

Kreyenfeld, Michaela; Wagner, Gert: Der gescheiterte
' Gutscheinversuch'  für Kinderbetreuung in Groß-
britannien. In: Theorie und Praxis der Sozialen Arbeit ;
Nr. 9/1998. S. 347-350.

Spieß, C. Katharina; Wagner, Gert: Marktöffnung:
Rechtsanspruch per Gutschein. In: SOCIALmanage-
ment; Nr. 7/1997. S. 7-9.

Spieß, Katharina C.; Wagner Gert: Verbesserung der
außerhäusigen Kinderbetreuung - Geordneter Wettbe-
w erb statt  öffent liches Angebot? In: Nachrichten-
dienst des Deutschen Vereins für öffent liche und
private Fürsorge, 1997. S. 104-108.

Der Endbericht des Projektes kann beim DIW
angefordert w erden (churka@diw .de).
Außerdem w urden die Projektergebnisse in einer
Abschlussveranstaltung des Projektes am 03.Juli
2000 am DIW mit der breiten Fachöffentlichkeit
diskutiert . Die entsprechenden Unterlagen können bei
churka@diw .de angefordert w erden.
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ines der w esent lichen sozialen Ziele seit  der
Vereinigung 1990 besteht in der Anglei-

chung der Lebensverhältnisse in Ost und West.
Das ist  keinesfalls nur Angleichung der Lebens-
verhältnisse der Bürger der neuen Bundesländer
an die z.Zt. exist ierenden Verhältnisse in den
alten Bundesländern. Es erfordert  das gemein-
same Bemühen um progressivere Lösungen der
sozialen Entw icklung für beide Teile Deutsch-
lands. Angleichung ist  auch nicht allein messbar
an Einkommensentw icklungen, veränderten
Eigentums- und Wohnverhältnissen oder dem
Auf- bzw . Umbau der sozialen Infrastruktur im
Osten. Es ist  gleichermaßen ein t iefgehender
Wandel in den Wertvorstellungen, den Bef ind-
lichkeiten und Verhaltensw eisen der Menschen
in beiden Teilen, w enn auch die Brüche im
Osten gravierender sind bzw . w aren. Über
Jahre und Jahrzehnte angeeignete Werte sind
vom einzelnen Bürger nicht einfach ableg- oder
ersetzbar, sie sind auch nicht von heute auf
morgen anpassbar, Wertestabilität  ebenso w ie
Wertew andel charakterisieren den Umbruch im
Osten.

Die Akzeptanz von sich auf lange Zeit  unter-
scheidenden und erst langsam zu neuen Struk-
turen führenden Lebensverhältnissen in den
alten und neuen Bundesländern schließt die
Notw endigkeit  einer regelmäßigen Analyse sich
verändernder sozialer Lebensbedingungen in
beiden Teilen Deutschlands, sow ohl der Ge-
meinsamkeiten als auch des Ausbaus, Fortbe-
stands und der Herausbildung neuer, dif feren-
zierender sozialer Unterschiede ein.

Die Transformationsprozesse in den neuen
Bundesländern w erden insbesondere in ihren
sozialen Dimensionen - entgegen ursprünglichen
Erw artungen - best immt durch sehr unter-
schiedlich ablaufende Prozesse. Erfolgte die
Annäherung auf einigen Gebieten sehr rasch -
z.B. Wohnbedingungen - verliefen andere Pro-
zesse mit  unterschiedlicher Intensität  - z.B. die
Arbeitsmarktgestaltung - oder deut lich anders
als erw artet - z.B. das demokrat ische Engage-
ment. Andere angestrebte Angleichungen sind -
zumindest part iell - ganz zum Erliegen gekom-
men, z.B. die Einkommensentw icklung.

Die soziale Lage in den neuen Bundesländern
ist w eiterhin in spezif ischer Weise sow ohl durch
die „ Nachw irkungen“  von DDR-Strukturen als
auch durch die Entw icklungen des Transforma-
t ionsprozesses geprägt.

Die Sozialberichterstattung in den neuen Bun-
desländern muss demzufolge u.a. Rechnung
tragen:
– der spezif ischen Situat ion und den spezif i-

schen Risiken und Chancen,
– der unterschiedlichen Intensität  in Teilberei-

chen des Transformationsprozesses,
– der sich abzeichnenden Längerfrist igkeit  der

sozialen Angleichung,
– den sich teilw eise neu entw ickelnden Dif fe-

renzierungen in Einstellungen und Wertorien-
t ierungen von Ost und West zueinander.

________________________________________________________________

Ergebnis:

Sozialreport: 10 Jahre deutsche Einheit  / Sozial-
w issenschaft liches Forschungszentrum Berlin-
Brandenburg e.V. (Hrsg.). Berlin, 2000. (Sozialreport:
Daten und Fakten zur sozialen Lage in den neuen
Bundesländern; II./III. Quartal 2000)
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Modernisierung des öffentlichen Sektors
________________________________________________________________

 

Projekttitel : Sachverständigenrat Bildung

Projektnummer : S  1997-942-4  B

Projektleitung : Dr. Gertrud Hovestadt
Hans-Böckler-Stiftung
Wiss. Projektmitarbeiterin
Bertha-von-Suttner-Platz 1
D  40227  Düsseldorf
E-Mail: Gertrud-Hovestadt@boeckler.de

Laufzeit : 50 Monate
________________________________________________________________

Einrichtung einer „Stiftung Bildung“
Um die Teilhabe an Bildung und Ausbildung für
Einkommensschw ache zu sichern und die Posi-
t ion derer zu stärken, die Bildung und Ausbil-
dung nachfragen, unterbreitet  der "Sachver-
ständigenrat Bildung bei der Hans-Böckler-
St if tung"  den folgenden Vorschlag:
– In der Bundesrepublik Deutschland w ird eine

"St if tung Bildung"  errichtet. Das St if tungs-
kapital dieser St if tung beträgt 60 Milliarden
DM. Es w ird aus dem Erlös der Versteige-
rung von Lizenzen für die drit te Mobilfunk-
generat ion (Universal Mobile Telecommuni-
cat ions Systems – UMTS) bereit  gestellt .

– Aufgabe dieser St if tung ist  es, die Bildungs-
teilnahme junger Menschen aus einkom-
mensschw achen Familien zu fördern. Geför-
dert w erden soll die vorschulische und
schulische Bildung, die beruf liche Bildung in
Vollzeitberufsschulen, das Hochschulstudium
oder die Weiterbildung – etw a zum Meister
und zur Meisterin. Das geschieht durch Zah-
lungen für die Ausgaben, die im Zusammen-
hang mit  Bildung und Ausbildung entstehen,
durch die Subvent ionierung von damit
zusammenhängenden Kreditkosten und
durch die Übernahme von Ausfallbürgschaf-
ten.

– Die St if tung soll für alle Bafög-Aufgaben
bzw . die Förderung auf Grundlage einer
reformierten Bildungsf inanzierung zuständig
sein. Die öffent lichen Haushalte von Bund
und Ländern w ürden dadurch – legt man die
Ausgaben des Jahres 1998 zugrunde – um
etw a 2,3 Milliarden DM entlastet (Bund: 1,5
Milliarden; Länder: 0,8 Milliarden).

– Die St if tung w ird in ihrer Startphase über
jährlich mindestens 4,7 Milliarden DM verfü-
gen. Dieser Betrag setzt sich aus der jährli-
chen Verzinsung des St if tungskapitals in
Höhe von 3,6 Milliarden DM (bei einer ange-
nommenen Verzinsung von  sechs Prozent),
aus den Darlehensrückf lüssen der früher im
Rahmen des Bafög vergebenen Kredite (Ein-
nahmen aus Tilgung und Zinsen für 1998:
1,1 Milliarden DM) sow ie - falls dem früher

vorgelegten Konzept des Sachverständigen-
rates zur Bildungsf inanzierung gefolgt  w ürde
- aus den Zuzahlungen für Bildungsgut-
scheine, die an die St if tung gehen sollen.

Der Sachverständigenrat Bildung bei der Hans-
Böckler-St if tung regt damit  an, einen Teil des
Erlöses, der durch die Versteigerung der Mobil-
funklizenzen erw artet und der auf bis zu 120
Milliarden DM geschätzt w ird, nicht direkt zum
Abbau der öffent lichen Schulden zu verw enden.
Auch die Bundesregierung hat vorgeschlagen,
einen Teil der frei w erdenden Mittel für Bil-
dungszw ecke zu verw enden. Sie w ill hierfür
jedoch nur durch den Schuldenabbau einge-
sparte Zinsausgaben nutzen. Der Sachverstän-
digenrat hält  dagegen die Einrichtung einer
‘St if tung  Bildung‘  für nachhalt iger. Diese St if -
tung kann zum Magneten für Einzelpersonen
und Unternehmen w erden, die ebenfalls St if -
tungsgelder bereitstellen. Mit tel- und langfrist ig
könnte auf diese Weise – gestützt  durch den
vom Bundestag neu geschaffenen recht lichen
Rahmen – das St if tungskapital kont inuierlich
erhöht w erden.

Einen Teil des Erlöses der UMTS-Versteige-
rung für eine der Bildungsförderung dienende
Stif tung zu verw enden, stellt  eine Zukunftsin-
vest it ion dar. Die so eingesetzten Mit tel kom-
men den künft igen Generat ionen, der Qualität
ihrer Bildung und Ausbildung und damit auch
der zukünft igen ökonomischen Stärke des Lan-
des  zugute. Sie w erden damit langfrist ig
invest iv und nicht konsumptiv eingesetzt.

Die öffent lichen Haushalte w erden durch die
Verlagerung der Bafög-Aufgaben in die St if tung
ent lastet: derzeit  – bei deut lich steigender Ten-
denz - um netto 1,2 Milliarden DM (bei 2,3 Mil-
liarden DM Bafög-Ausgaben und 1,1 Milliarden
DM Einnahmen aus Tilgung und Zinseinnah-
men). Die Ent lastung  der öffent lichen Haus-
halte w äre zunächst zw ar höher, w enn der für
das St if tungskapital vorgesehene Betrag von 60
Milliarden DM eingesetzt w ürde, um die Schul-
den zu t ilgen. Bei angenommenen sechs Prozent
Zinsen w ürde der Staat dann 3,6 Milliarden DM



einsparen. Die jährlichen öffent lichen Mehraus-
gaben, die sich durch das St if tungskonzept
gegenüber dem Konzept der Schuldent ilgung
ergeben w ürden, lägen bei 2,4 Milliarden DM.
Bei der Bew ertung dieser Mehrausgaben ist  zu
berücksicht igen, dass auch die Bundesregierung
die durch ihr Tilgungskonzept gesparten Zinsen
zumindest teilw eise und zeitw eilig für Bildungs-
ausgaben einsetzen möchte.

Die für die gesellschaft liche und w irtschaft li-
che Zukunft  Deutschlands so entscheidende
Förderung von Bildung und Ausbildung w ürde
durch das St if tungskonzept auf eine dauerhaft
sichere Grundlage gestellt : Diese Förderung
w ürde von den belastenden Konjunkturen der
Haushaltspolit ik abgekoppelt . Sie w äre dem
Zugrif f  der Tagespolit ik entzogen und damit
nachhalt ig verstet igt . Das immer noch unerle-
digte Problem der Bafög-Reform w äre grund-
sätzlich und dauerhaft  gelöst.

Empfehlung „Für ein verändertes System der
Bildungsfinanzierung“
Der Sachverständigenrat Bildung bei der Hans-
Böckler-St if tung knüpft  mit  dieser St if tungsinit i-
at ive an seine im Oktober 1998 vorgelegte
Empfehlung „ Für ein verändertes System der
Bildungsf inanzierung“   an. Er entw ickelt  sie –
insbesondere w as die Förderung von Kindern
aus einkommensschw achen Familien angeht -
w eiter. Es geht um die Finanzierung aller Wege
von Bildung und Ausbildung nach der Pf licht-
schulzeit  im allgemeinbildenden Schulw esen.
Die Vorschläge des Sachverständigenrats ziel-
ten und zielen darauf, die bisherigen Regelun-
gen, w ie z. B. das Bafög für Studierende,
abzulösen.

Die Empfehlung von 1998 konzentriert  sich
auf drei Elemente :
– Für die notw endigen Ausgaben, die auf die

Heranw achsenden im Zusammenhang mit
ihrer Bildung und Ausbildung zukommen
w erden, soll durch Bildungssparen auf dazu

angelegten Bildungskonten vorgesorgt w er-
den. Dieses Sparen soll, ähnlich w ie das
Bausparen, gefördert  w erden. Für Kinder,
deren Eltern aufgrund eines zu geringen Ein-
kommens keine Sparleistungen erbringen
können, sollen Zuw endungen auf ein Bil-
dungskonto eingezahlt  w erden. Zusätzlich
können Darlehen aufgenommen w erden, aus
denen Ausgaben im Zusammenhang mit   Bil-
dung und Ausbildung  bestrit ten w erden.

– Für die Teilnahme an Bildung und Ausbildung
nach der Pf lichtschulzeit  im allgemeinbilden-
den Schulw esen, also je nach Bundesland
nach Klasse 9 oder 10, erhalten alle Heran-
w achsenden eine hinreichende, jedoch
begrenzte Zahl von Bildungsgutscheinen.
Diese Gutscheine geben sie bei den Bil-
dungsinst itut ionen ihrer Wahl ab: Bei Schu-
len der Sekundarstufe II, bei Hochschulen,
bei vollzeitschulischen beruf lichen Schulen
oder bei Anbietern von Weiterbildung.
Dadurch soll bei den Lernenden ebenso w ie
bei den Bildungseinrichtungen der verant-
w ort liche Umgang mit  den Ressourcen Zeit
und Geld gestärkt w erden.

– Für den Erw erb dieser Bildungsgutscheine
leisten die Erw erber – mit Ausnahme derer
aus einkommensschw ächeren Familien –
sozial gestaffelte Zuzahlungen. Die so
gew onnenen zusätzlichen Mit tel sollen
genutzt w erden, um die Förderung des
Bildungssparens und damit die Sicherung der
individuellen Bildungsausgaben zu f inanzie-
ren.

Die Kopplung dieser Vorschläge mit   der Errich-
tung einer „ St if tung Bildung“  w ürde zu einem
Umbau der Bildungsf inanzierung führen, der die
Eigenverantw ortung der Menschen stärkt, die
Förderung der Teilhabe an Bildung und Ausbil-
dung von tagespolit ischen und konjunkturellen
Schw ankungen befreit  und die Bildungsf inanzie-
rung insgesamt sozial gerechter gestaltet .

________________________________________________________________

Ergebnisse :

Für ein verändertes System der Bildungsfinanzierung:
Sachverständigenrat Bildung bei der Hans-Böckler-
St if tung. Düsseldorf, Oktober 1998.(Diskussi-
onspapiere; Nr. 1)

Ein neues Leitbild für das Bildungssystem - Elemente
einer künft igen Berufsbildung. Sachverständigenrat
Bildung bei der Hans-Böckler-Stif tung. Düsseldorf,
Dezember 1998. Diskussionspapiere; Nr. 2)

Jugend, Bildung und Zivilgesellschaft: Anregungen
zur Bildungsdiskussion. Sachverständigenrat Bildung
in der Hans- Böckler-Stif tung. Düsseldorf, März
1999. (Diskussionspapiere; Nr. 3)

Vorschlag zur Berufung einer Kommission beim Bun-
despräsidenten für die Entw icklung des Bildungsw e-
sens: Sachverständigenrat Bildung bei der Hans-
Böckler-Stif tung. Düsseldorf, April 1999.
(Diskussionspapiere; Nr. 4)

Dohmen, Dieter: Bildungsfinanzierung über Bildungs-
konten, Bildungsgutscheine und Bildungsdarlehen.
Kosten einer Umstellung der Bildungsfinanzierung für
Auszubildende, Eltern und Staat / Hans-Böckler-
St if tung (Hrsg.). Düsseldorf, Juni 2000. (Arbeits-
papier; 23)





4. Ausgewählte Termine



Ausgewählte Termine

Regionale Fachkonferenz
Reform des Betriebsverfassungsgesetzes
Termin: 18./19. Oktober 2000
Nähere Informationen über die Hans-Böckler-St if tung, Forschungsförderungsreferat I,
Dr. Frank Gerlach, Renate Scholz (0211/7778-127/128)

Workshop
Geschlechtsspezifische Wirkungen der Alterssicherung in Frankreich -
Reformdebatte in Deutschland
Termin: 27./28. Oktober 2000
Ort: Berlin
Nähere Informationen über die Hans-Böckler-St if tung, Heike Stempel (0211/7778-124) oder über
das Forschungsförderungsreferat IV, Dr. Erika Mezger, Rosemarie Pulfrich (0211 / 7778-108/109)

Arbeitskreis "Zukunft  der Sozialpolit ik"
Neue tarifpolitische Strategien der Zusatzsicherung im Metallbereich
Termin: 07. November 2000
Ort: Frankfurt
Nähere Informationen über die Hans-Böckler-St if tung, Forschungsförderungsreferat IV,
Dr. Erika Mezger, Rosemarie Pulfrich (0211 / 7778-108/109)

Workshop
Regionale Bündnisse für Arbeit
Termin: 23./24. November 2000
Ort: Wolfsburg
Nähere Informationen über die Hans-Böckler-St if tung, Forschungsförderungsreferat I,
Dr. Frank Gerlach, Renate Scholz (0211/7778-127/128)

11. Tagung "Sozialunion in Deutschland"
Erwerbsarbeit und Demokratie
Termin: 29. November 2000
Ort: Berlin
Nähere Informationen über die Hans-Böckler-St if tung, Forschungsförderungsreferat IV,
Dr. Erika Mezger, Rosemarie Pulfrich (0211 / 7778-108/109) und über das Sozialw issenschaft liche
Forschungszentrum Berlin-Brandenburg, Dr. Liebscher (Tel. 030/28305560)





5. Veröffentlichungen

aus Forschungsprojekten





Veröffentlichungen aus Forschungsprojekten*

Artus, Ingrid; Schmidt, Rudi; Sterkel, Gabriele
Brüchige Tarifrealität
Der schleichende Bedeutungsverlust tarif licher Normen in der ostdeutschen Industrie
Berlin: Ed. Sigma, 2000
Forschung aus der Hans-Böckler-St if tung; 25
ISBN 3-89404-885-9 DM 27,80

Bednarz-Braun, Iris
Gleichstellung im Konflikt mit Personalpolitik
Praxis und Theorie beruf licher Geschlechterkonkurrenz im internat ionalen Vergleich:
USA, Großbritannien, Deutschland
München: DJI, Verl. Dt. Jugendinst.; Opladen: Leske und Budrich, 2000
ISBN 3-87966-389-0 DM 36,-

Dohmen, Dieter
Bildungsfinanzierung über Bildungskonten, Bildungsgutscheine
und Bildungsdarlehen
Kosten einer Umstellung der Bildungsf inanzierung für Auszubildende, Eltern und Staat
Düsseldorf, Juni 2000
Arbeitspapier; 23 Best.-Nr. 11023
(zu bestellen über Setzkasten) DM 14,-

Eitenmüller, Stefan; Eckerle, Konrad
Umfinanzierung der Alterssicherung
Düsseldorf: Hans-Böckler-St if tung, 2000
edit ion der Hans-Böckler-St if tung; 33
ISBN 3-935145-03-9 DM 28,-

Genosko, Joachim
Netzwerke in der Regionalpolitik
Marburg: Schüren, 1999
Strukturpolit ik
ISBN 3-89472-198-7 DM 24,80

Greifenstein, Ralph; Kißler, Leo
Personalvertretung in Reformrathäusern
Zur Standortsuche von Personalräten im Modernisierungsprozeß
Berlin: Ed. Sigma, 2000
Modernisierung des öffent lichen Sektors; Bd. 17
ISBN 3-89404-737-2 DM 16,80

Hauser, Richard; Becker, Irene (Hrsg.)
The Personal Distribution of Income in an International Perspective
Berlin; Heidelberg u.a.: Springer, 2000
ISBN 3-540-67648-1 DM 129,-

                                                          
* Veröffentlichungen der HBS sind über den Buchhandel zu beziehen. Die mit einer Bestell-Nr. versehenen Titel
erhalten Sie über unseren Auslieferer Der Setzkasten, Am Kreuzberg 4, 40489 Düsseldorf, Fax 0211/4080080



Hildebrandt, Eckart (Hrsg.)
Reflexive Lebensführung
Zu den sozialökologischen Folgen f lexibler Arbeit
Berlin: Ed. Sigma, 2000
Forschung aus der Hans-Böckler-St if tung; 24
ISBN 3-89404-884-0 DM 44,-

Hillebrand, Bernhard; Löbbe, Klaus u.a.
Handlungsfelder und Optionen zur Nachhaltigkeit
Ergebnisse aus dem RWI-Projekt Arbeit  und Ökologie
Düsseldorf: Hans-Böckler-St if tung, September 2000
(zu bestellen über Setzkasten) Best.-Nr. 30189

kostenlos

Lißner, Lothar; Wöss, Josef
Umbau statt Abbau
Sozialstaaten im Vergleich: Deutschland - Österreich - Schw eden
Frankfurt /M.: Bund-Verl, 1999 ISBN 3-7673-2838-7
Wien: Verl. des Österreichischen Gew erkschaftsbundes, 1999
ISBN 3-7035-0698-9 DM 12,-

Maschew sky, Werner
Psychisch gestört oder arbeitsbedingt krank?
Mehrfache Chemikalienunverträglichkeit  (MCS), Lösemittel-Syndrom und BK 1317
Düsseldorf : hans-Böckler-St if tung, 2000
edit ion der Hans-Böckler-St if tung; 30
ISBN 3-928204-95-5 DM 20,-

Mezger, Erika (Hrsg.)
Zukunft der Alterssicherung
Tagung am 23./24. September 1999 in Berlin
Düsseldorf: Hans-Böckler-St if tung, 2000
edit ion der Hans-Böckler-St if tung; 28
ISBN 3-928204-99-8 DM 16,-

Mezger, Erika; West Klaus-W.
Aktivierender Sozialstaat und politisches Handeln
Marburg: Schüren, 2000
ISBN 3-89472-258-4 DM 29,-

Müller, Angelika
Personalentwicklung und Beschäftigungstransfer bei betrieblichen
Umstrukturierungen
Das Beispiel BASF Köln-Bickendorf
Düsseldorf: Hans-Böckler-Sif tung, März 2000
Arbeitspapier; 15 Best.-Nr. 11015
(zu bestellen über Setzkasten) DM 15,-

Schüssler, Reinhard; Lang, Oliver; Buslei, Hermann (ZEW)
Wohlstandsverteilung in Deutschland 1978 - 1993
Basel, März 2000
Bericht DM 60,-



Sing, Dorit ; Kist ler, Ernst
Neue Chancen für Frauen?
Zw ischen Arbeit  und Ehrenamt
Düsseldorf: Hans-Böckler-St if tung, 2000
edit ion der Hans-Böckler-St if tung; 32
ISBN 3-935145-02-0 DM 20,-

DGB-Bundesvorstand (Hrsg.)
Sozialstaat und Aktivierung
Dokumentat ion der Konferenz "Sozialstaat und Akt ivierung"
am 8. und 9. Februar 2000 in Berlin
Berlin, August 2000
(zu bestellen über Frau Wally Hengsberger: Tel. 0211/4301-581) kostenlos

Hans-Böckler-St if tung; Deutscher Handw erkskammertag (Hrsg.)
Vorteil: Selbstverwaltung
Arbeitshilfe für Arbeitnehmervertreter in der handw erklichen Selbstverw altung
Düsseldorf; Berlin o.J. z. Zt. vergrif fen

Wassermann, Wolfram
Diener zweier Herren
Arbeitnehmer zw ischen Arbeitgeber und Kunde - Interessenvertretung in
Netzw erken des privaten Dienst leitungsgew erbes
Münster: Verlag Westfälisches Dampfboot, 1999
ISBN 3-89691-567-7 48,-

Wege in eine nachhaltige Zukunft
Ergebnisse aus dem Verbundprojekt Arbeit  und Ökologie
Düsseldorf: Hans-Böckler-St if tung, Juli 2000
(zu bestellen über Setzkasten) Best.-Nr. 30183

kostenlos

Zech, Rainer; Ehses, Christ iane (Hrsg.)
Organisation und Innovation
Hannover: Expressum-Verlag, 2000
Schrif tenreihe für krit ische Sozialforschung und Bildungsarbeit ; Bd. 7
ISBN 3-929700-17-4 DM 36,00



Bestellschein

Hans-Böckler-Stiftung
Forschungsinformation
und -dokumentation
Bertha-von-Suttner-Platz 1

40227 Düsseldorf

AbsenderIn:

___________________________________________________________________________
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___________________________________________________________________________

An dem regelmäßigen Bezug des F.I.D. bin ich interessiert !!!!

Wer den F.I.D. beziehen möchte, w ird freundlich gebeten, den beiliegenden
Bestellschein an unsere Forschungsinformation und -dokumentat ion
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